


In diesem Heft steht die in­
ternationale Szenerie im 
Vordergrund. Neben Arti­
keln von KLAUS-PETER 
WEINER zur Entstehung 
einer „neuen Weltordnung" 
und EDGAR GÖLLzur US­

Linken haben wir einige Thesen von 
INGOLF AHLERS zum Schwerpunkt 
gemacht, weil er darin den interessan­
ten Versuch unternommen hat, den 
,,Orient" als einen Brennpunkt ökono­
mischer und kultureller Weltsichten zu 
thematisieren. Angesichts der ,,linken'' 
Debatte um das Verhältnis zu Israel 
scheint diese Erweiterung unseres Ho­
rizonts dringend geboten, ist sie doch -
ehrlich gesagt - durch eine extreme 
Ignoranz gegenüber der arabischen 
Welt gekennzeichnet. 

Wie unterschiedlich sind auch in der 
„Linken"jüdische und arabische Opfer 
des Golfkrieges gewichtet worden: ein 
toter Israeli ist in unserer Aufmerksam­
keit gleichviel wie zehntausend Tote in 
Bagdad wert (die Realität ist schlimm, 
nicht diese Feststellung!). Wie nach­
sichtig sind wir gegenüber der Tatsa­
che, daß man es bei Israel mit einem der 
QTTißtf'n W ~ff PnPvn,..,rtP11rP ,.J,,.,. W ,,.lt '711 

tun hat, der in der Vergangenheit eine 
enge militärische Zusammenarbeit mit 
Südafrika pflegte, die Contras in 
Nicaragua versorgte usw. Wie verhal­
ten reagieren wir doch auf den israeli­
schen Terror in den besetzten Gebieten 
und auf den offenkundigen Rassismus, 
der in Israels Verhältnis zu den Arabern 
grassiert. 

Und Hand aufs Herz: Auch vielen von 
uns erscheinen der „Orient" und die 
,Araber" als eine recht fremde und 
dubios-bedrohliche Angelegenheit -
etwa so wie es Bertolucci in seinem 
Film „Der Himmel über der Wüste" 
stilisiert hat (vergL dazu übrigens Rai­
ner Bäckers ,Angst vor dem Fremden" 
in SPW 6/1990 !), während Israel uns 
als nah und „zivilisiert" erscheint. Wie 
gut, daß sich diese latent rassistische 
Ignoranzgegenüberderarabischen Welt 
durch das besondere Verhältnis der 
Deutschen zu den illden rechtfertigen 
läßt Und so drücken sich die deutschen 
Delegationen in Tel Aviv die Klinken 
in die Hand, während man die Araber 
den amerikanischen Truppen überläßt,,, 

Mehr oder weniger offen 
bleibt in unseren wie auch in 
anderen „Golf-Artikeln" die 
Frage nach den Perspektiven 
der internationalen Bezie­
hungen. Hier versagt im üb­
rigen auchdieFriedensbewe­

gung. Denn wenn sich am Golf etwas 
erwiesen hat, dann die historisch aktu­
elle Rolle der Gewalt in der Entwick­
lung der Völker wie auch der gesamten 
Menschheit (marxistisch betrachtet ei­
gentlich keine neue Erkenntnis). Und 
es scheint so, als ob Aufmerksamkeit 
für die globalen und regionalen 
VerteilungsproblemeundfürdieSuche 
unterdrückter Massen nach sozialem 
Schutz und kultureller ldentitätebenf alls 
nur durch Gewalt erzielt werden kann. 

Nachdem sich - trotz Club of Rome, 
Bnmdtland-Report, ,,neuem Denken" 
usw. -die internationalen Entwick1ungs­
nrohlPmP. immPr WP.itPr Vf'Nr.h~rft h:1-

ben und der ,,Norden" faktisch einen 
Krieg gegen den „Süden" führt, wird 
der ,,Süden" einen Krieg gegen den 
„Norden" führen müssen. Dies zwingt 
zur Einsicht, daß jedwede internationa­
le Ordnung auf absehbare Zeit eine 
Gewaltordnung sein wird und daß eine 
Friedensordnung insoweit auch „nur" 
eine Regulierung von Gewalt­
verhältnissen darstellen kann ( wie dies 
in anderer Weise auch für die bipolare 
Nachkriegsordnung gegolten hat). 

Als europäische Perspektive bleibt da 
nicht das Ideal eines Friedenskontinen­
tes, sondern die Frage, ob die Solidarität 
des „Nordens" aufgesprengt, neue 
Bündnisse zwischen progressiven 
Mächten des „Nordens" und Kräften 
des „Südens" entwickelt werden kön­
nen. Nachdem die UdSSR als Macht­
faktor wohl endgültig abgeschifft ist, 
stellt sich diese Frage für Westeuropa 
und die dortige Linke. Kurz vor Beginn 
des Golfkrieges schimmerte diese 
Perspektive in der französischen In­
itiative und in den Positionen des dann 
zurückgetretenen Verteidigungs­
ministers(undPSF-Linken)Jean-Pierre 
Chevenementdurch: der Auftritt West­
europas als eigenständige und progres­
sive „Weltmacht''. 

Kurzum: Unter den gegenwärtigen 
Bedingungen scheint mir die Ableh­
nung jeglicher Beteiligung an Inter­
ventionen in den südlichen Erdteilen 
zwingend geboten. Eine Konzeption 
für die künftige Rolle von BRD und EG 
in den internationalen (Gewalt)Verhält­
nissen ist dies jedoch keineswegs. Das 
Dilemma der SPD wie auch der mei­
sten deutschen Linken: ein Schwanken 
zwischen Pazifismus (der dem „Sü­
den" nichts nutzt) und westlicher bzw. 
NATO-Solidarität (zu den USA, was 
dem „Süden" erst recht nichts nutzt). 
Sozialistische Perspektiven liegen jen­
seits davon. Dazu mehr in den kom­
menden Heften. 
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INGO ARENO 

D E R G O L F UND DIE BEWEGUNG 

Es war wie in alten Zeiten: Trotz 
polarer Temperaturen harrten 
Hunderttausende auf der Bonner 
Hofgarrenwieseausundartikulierten 
ihren unüberhörbaren Protest ge­
gen den Krieg am Golf. Wirklich 
alles wie damals? 

Ein bißchen merkwürdig war es schon, 
als im Fernsehen die Bilder von der 
größten Friedensdemonstration seit 
Jahren über die Mattscheibe flinuner­
ten. Als der Tagesschau-Reporter zu­
frieden mitteilte, daß es keinerlei Vor­
kommnisse und keine antiamerika­
nischen und antiisraelischen Vorwürfe 

gegeben habe, mischten sich in die 
Genugtuung und den Stolz darüber. 
daß die beharrlich totgesagte Bewe­
gung sich so beeindruckend zurück­
gemeldet hatte, auch Beklemmung über 

eine gewisse Zahnlosigkeit. Wogegen 
richtete sich eigentlich der Protest? 

Ein zielsicherer Medienmechanismus 
hatte zumindest ansatzweise zur 
Domestizierung des Protestes beige­
tragen. Mit einem Trommelfeuer von 
Vorwürfen und Versuchen, das 
Mörderregime in Baghdad und die 
Friedensbewegung in einen Topf zu 
werfen und mit den altbekannten 
Antiamerikanismus-Vorwürfen soHte 
die Bewegung ausmanövriert werden. 
Die aktuelle Bedrohung Israels und die 
Unkenntnis über die mit gleichen Ar­
gumenten und weitaus mächtigerer 
Unterstützung agierende US-Friedens­
bewegung brachte die Demonstranten 
in die Defensive. Die ständig notwen­
digen Rechtfertigungen. daß die 
Friedensbewegung auch Saddam 
Husseins Vorgehen ablehne, ließ die 
eigenen Forderungen nach Waffen­
stillstand, Unterbindung der Rüstungs­
exporte und die Bestrafung der Kriegs-
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profiteure untergehen. Proatlantische 
Solidaritätsbekundungen auf der 
rechtsliberalen Seite wie die Anzei­
gen der .Atlantik-Brocke", ausgerech­
net mit Unterschriften von Björn 
Engholm, Willy Brandt, Uli Klose und 
Hans Koschnick, die Kundgebungen 
der Deutsch-Israelischen Freund­
schaftsgesellschaft in Berlin und Bonn 
sorgten für zusätzliche Konflikt- und 
Differenzierungslinien. 

Diese medientechnische Domesti­
zierung überdeckte zeitweise die un­
übersehbaren Erfolge der Bewegung: 
Zum einen hatte sie sich als vorrangiger 
Akteur in der Golfkrise gezeigt. die 
Parteien zogen hinterher. Damit hat sie 
ihre Bedeutung als strukturelles Mo­
ment von Politik behauptet. Dazu 
kommtdieberuchtigte,,Bündnisbreite". 
In den letzten zwei Jahren fehlte der 
Friedensbewegung der zündende 
Massenfunke. Lange Zeit waren oft 
quälend seminaristische Diskussionen 
über die Konstruktionen eines erwei­
terten Friedensbegriffs als Grundlage 
der weiteren Arbeit, der Übergang zu 
positiven Friedensaltemativen und die 
daraus folgende Mühe, praktisch um­
setzbare Ansatzpunkte zu finden, an­

gesagt. 
Unter dem Druck des drohenden Krie­
ges etablierten sich die sozialen Träger 
der lange vernachlässigten ökologi­
schen und sozialen Friedensdimension 
auf einmal ganz schnell. Fast um­

standslos war diesmal der OOB mit 
Geld und dem Chef als Redner bei der 
Sache. Nahezu alle relevanten Um­
weltverbände und die großen berufs­
spezifischen Friedensinitiativen - wie 
die IPPNW - waren von Anfang an 
vertreten. Nicht auszudenken, welche 
soziale Sprengkraft ein solches 
„Bündnis" haben könnte, bliebe es 
längere Zeit und mit erweiterter, auf 
Demokratie abzielender Zielsetzung 

beisammen. 

Dennoch ließ sich auch eine Diskre­
panz ausmachen zwischen einer 
bundesweit in Bewegung geratenen 
Friedensszene und einer Handvoll 
Funktionäre, die aus besseren Tagen 
übriggeblieben waren. Die Menschen 
wären auch ohne große Apparate, 
austarierte Erklärungen und die ganzen 
Rochaden ihrer Bewegungsmandarine 
gekommen. Das seit einiger Zeit eher 
müde dahinwerkelnde „Netzwerk 
Friedenskooperative" hatte Mühe, dem 
Ansturm der Demonstrationswilligen 
noch schnell eine Plattform zu zim­
mern und sich als Speerspitze der Be­

wegung auszugeben. 

Und natürlich gab es Probleme mit der 
Lernfähigkeit einer Bewegung, die sich 
sonst immer als der schon vorhandene 
Vorschein einer besseren Gesellschaft 
in der schlechten Realität gesehen hatte. 
Erst einen halben Tag vor der Kund­
gebung gelang es, die Hauptträger des 
Protestes, die Schüler und Studenten, 
gegen die altgedienten Selbstdarsteller 
wenigstens mit einem kurzen Rede­
beitrag auf die Hauptbühne zu hieven. 
Langfristig gesehen ist aber gerade 
dieser Generationswechsel, der weiter 
andauernde Einsatz der Jungen und 
Mädchen. die wichtigste Neuerung. Es 
gelang ihnen, den seit Jahren etwas 
ritualisiert, stumpf und altbacken ge­
wordenen Protest mit einem neuen 
Lebensverlangen zu beleben. 

Es ist noch gar nicht absehbar. welche 
WirkungenderneuentstandeneSoziali­
sationszusammenhang einer zuvor als 
unpolitisch eingeschätzten Yuppie­
Jugend langfristig haben wird. Mit ih­
ren Aktionen fanden reale, seit langem 
unterschwellig angestaute, durch lu­
xuriöse Anpassung verdrängte Bedro­
hungsvorstellungen einen Weg in die 
Öffentlichkeit. Es war diesmal alles 
nicht wie ein alternatives Volksfest. 

Der Friedensbewegung saß der Schock 
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über den Kriegsausbruch im Nacken. 
Viele Friedensträume schienen aus­
geträumt. Die enge „antiimperialisti­
sche Solidarität" weitete sich. Die 

Wahrnehmung globaler Überlebens­
und Gattungsfragen grundierte den 
Protest. 

Die Demonstration kann erst der Auf­
takt gewesen sein. Die Situation ist 
offen. Zwar platzen auf der einen Seite 
jeden Tag mehr die Seifenblasen aus 
Lügen und Versprechen der Kriegs­
koalition. Der Golfkrieg war eine 
Chance. Die des ganz pragmatischen 
Wiedereinstiegs in das ganz normale 
Geschäft Krieg. Nach dem Muster, wie 
es die mehr selektive militärische Be­
wegungsfreiheit suchende Militär­
führung in den USA schon in 
,,Discriminate Deterrence" propagieJt 
hatte. Der mit Blick auf eine neue 
Weltfriedensordnung absichtsvoll ge­
nährte Eindruck, daß der Kriqi ,i,:hirnr­
gisch präzise geplant. gefli!ili und 
kontrolliert werden könnte) ,iSt nach 

den ersten Wochen dahin. Bislang gab 
es einen im 20. Jahrhundert durch die 
zwei Kriegsweltbrände blutig erkauften 
Konsens. daß Kriege nicht mehr führ­
bar, daß sie unmoralisch sind. Aber 
trotz des Anfangserfolgs der Friedens­
bewegung am 26. 1. droht die öffentli­
che Meinung dahin umzukippen, daß 
auch die Nichtbeteiligung unmoralisch 
ist. 

Dazu trägt die Ausschaltung der De­
mokratie bei. Als einzige Bilder der 
Opfer dieses Krieges erlaubt uns die 
Militärzensur bis jetzt die der ölver­
klebten \Vasservögcl vom Persischen 
Golf. Die mehr als 300.000 unschuldi­
gen Menschen, die nach Belichten de~ 
SPD-Bundestagsabgeordneten !v1an­
fred Opel bereits umgekommen sein 
sollen, bleiben noch unsichtbar. \Ver­
den sie auftauchen, könnte sich die 
Stimmung schnell wieder wandeln. 
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Die bisherige Arbeit der Friedens­
bewegung in der Golf-Krise hat neben 
dem unerhörten Mobilisierungserfolg 
auch eine Gefahr gezeigt. Die nämlich, 
zu einer breiten Beliebigkeit zu ver­
schwimmen. Hintereinerfundamentali­
stischen Anti-Kriegs-Stimmung könn­
ten die Fragen nach der deutschen Be­
teiligung und die konkreten Möglich­
keiten ihrer Unterbindung verschwim­
men. Und natürlich besteht die Gefahr, 
daß die Demonstration nur das Ventil 
für die unterschwellig vorhandene 
Kriegsangst war, die wie ein Strohfeuer 
kurz aufflackerte, aber ebenso schnell 
in sich zusammenfällt. 

Hier liegt der Ansatzpunkt für die wei­
tere Arbeit. Deutsches Gewicht muß 
eingebracht werden für die militärische 
Deeskalation, für die Bestrafung der 
Profiteure des Todes und für die 
Rückkehrzur Politik bei der Gestaltung 
einer friedlichen Zukunft in N~ost. 
Sollte nicht die Rüstungsindustrie zu 
einer Sondersteuer für den ökologi­
schen, ökonomischen und sozialen 
Wiederaufbau in N ahostherangezogen 
werden? 

Die jetzt zu diskutierenden Aktionen 
gegen KriegsindaucheineMöglichkeit, 
das Gewicht der in der Regel unbetei­
ligten und unschuldigen Volksmassen 
in die internationale Politik einzubrin­
gen. Konsequente Demokratisierung 
und Zivilisierung der internationalen 
Politik bleiben, wie gerade die Vor­
geschichte dieses Krieges zeigte, auf 
der Tagesordnung. Die bislang haupt­
sächlich theoretisch diskutierte Arbeit 
der „Volksdiplomatie", nur mühsam in 
der deutsch-sowjetischen Aussöh­
nungsarbeit der Friedensbewegung 
und in der Prager Helsinki-Bürger­
versammlung vom vergangenen Herbst 
praktiziert, könnte hier als Konzept auf 
eine konkrete Nagelprobe gestellt wer­
den. Die Diskussionen in allen beteilig-

ten Ländern bieten Chancen, an einem 
konkreten Punkt die schwierige Auf­
gabe der Internationalisierung der 
Friedensbewegung anzugehen. 

Ansatzpunkte sind die auch von den 
Bewegungen in der Türkei, in Israel 
und mit der irakischen Opposition zu 
führende Kriegsfolgendiskussion. Da­
bei muß auch die US-Friedens­
bewegung teilnehmen. Die Gespräche 
mit arabischen gesellschaftlichen 
Gruppen müssen den Boden bereiten 
für friedensfähige Lösungen nach dem 
Krieg. Es gilt, die neu entstehenden 
Feindbilder, die sich aus diesem, zum 
ersten Mal militärisch ausgetragenen 
Nord-Süd-Konflikt bereits jetzt erge­
ben, zu bekämpfen. Jede Menge An­
satzpunkte für Gestaltungsarbeit also. 
Diese wird durch keine Regierung ge­
leistet werden können. 

Der aktuell notwendig gewordene 
Strukturwandel zu einer Antikriegs­
bewegung macht aber die Suche nach 
positivenAltemativen,nacheinerneuen 
Weltfriedensordnung, die auf politi­
scher Konfliktlösung basiert, nur noch 
dringlicher. Der Pseudorealismus der 
herkömmlichen Machtpolitik, als des­
sen zeitverzögerter Nachahmer sich jetzt 
Saddam Hussein ins Bild setzte, ist 
tödlich geworden. Die Art von Realis­
mus, die sich am Golf austobt, ist 
vielmehr die Negation der Negation: 
Die Tatsache, daß der Krieg trotz vor­
handener politischer Alternativen von 
der Allianz begonnen und trotz aller 
vorhersehbaren, grauenvollen Konse­
quenzen geführt wurde, macht 
einsehbar, daß er seine Funktion als 
Vollender von Politik eingebüßt hat. 
Der Eindruck wächst, daß dies nicht 
irgendein „normaler'' Krieg, sondern 
der Vorbote einer drohenden Welt­
katastrophe war. Wie in einem Brenn­
glas verdichten sich alle globalen Pro­
bleme und zeigen die - immer stärker 

bis in unsere persönlichsten Lebens­
bereiche hineinreichenden - Konse­
quenzen auf, die zu erwarten sind, wenn 
mit der Art von Realismus weiter so 
gemacht wird wie bisher. Angefangen 
beim Ökokollaps bis hin zur Vernich­
tung der letzten steinernen Zeugen des 
Ursprungs unserer Zivilisation zwi­
schen Euphrat und Tigris. Und diese 
schon jetzt kaum lösbaren Probleme 
stellen sich in der Zeit nach dem Krieg 
verschärft. 

Von nicht wenigen in der Friedens­
bewegung wurde die Diskussion um 
einen positiven Friedensbegriff als 
amüsanterZeitvertreibfüreinebeschäf­
tigungslose Übergangszeit gesehen, bis 
man sich wieder auf realistische, 
handfeste Probleme, auf die Hardware 
in Militär und Industrie, stürzen kann. 
Das ist absolut notwendig und sicher in 
einem stärkeren Umfang als bisher. 
Aber vielleicht ist gerade heute nichts 
realistischer als eine neue positive 
Weltfriedensutopie. Und weraußerder 
internationalen Friedensbewegung 
sollte sie entwerfen? 
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ANKE BRUNN 

Nach dem 
Einigungs­
vertrag ist Ber­
lin Hauptstadt. 
Über den Sitz 
von Regierung 
und Parlament 
wird nach der Ver­
einigung entschie-
den. 

Die Entscheidung muß bald fallen, da­
mit für beide Städte und vor allem für 
die betroffenen Menschen Klarheit 
eintritt. Es stellt sich die Frage: Gibt es 
in Deutschland nicht wichtigere Auf­
gaben, als einen funktionierenden 
Verwaltungsapparat, als den Sitz von 
Regierung und Parlament nach 40 J ah­
ren aus Bonn nach Berlin zu verlegen? 
Wie immer die Zahl der betroffenen 
Menschen und die Kosten eingeschätzt 
werden: Die Verlegung einer moder­
nen Regierungszentrale wäre notwen­
dig mit Milliardenkosten ( von 50 bis 70 
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Milliarden 
reichen die Schät­

zungen) und mit der Ver-
1egung von vielen tausenden direkt 

oder indirekt betroffener Arbeitsplätze 
(50.000 bis 100.0@)verburn:ler,. D~ 
Beschäftigungseinbruch würde die 
Wirkung von Kohle- und Stahlkrise 
zusammengenommen erreichen. 
Selbstverständlich müßte ein Parlamen~ 
das einen so folgenschweren Beschluß 
faßte, auch ein Strukturprogramm für 
Bonn beschließen, damit keine Regie­
rungs-Wüste entstünde (Man muß nicht 
im Rheinland politisch engagiert sein 
wie die Autorin, um vor der Verlegung 
der Regierungszentrale zu warnen). 
Wer den schmerzhaften Umstruk­
turierungsprozeß von Dortmund, Essen 
und Duisburg kennt, wer Rheinhausen 
erlebt hat, wer um die notwendigen 
Anstrengungen für Rostock, Frankfurt 
an der Oder, Leipzig, Dresden und Eise­
nach weiß, kann keine unnötige zusätz­
liche Krise im Westen wollen. Es wi­
derspricht nicht nur der praktischen 

Vernunft, 
nichtnurjederöko-

nomischen Überlegung, 
Regierung und Parlament zu verle­

gen, sondern es schafft neue Spaltung 
und neue Konflikte, statt siC:!itiitiber-
winden. \}!':, ·: 
Das neuerdings veiwendeteArgument, 
der Neuanfang in Berlin und den neuen 
Ländern sei wirksamer von Berlin als 
_Y9!1 ßonn_aus ?U j)e}V~rkste]!igen übe_f­
sieht, daß durch diese Verlagerung 
Kräfte und Mittel gebunden werden, 
die anders für den Neuanfang in Ost­
deutschland zur Verfügung stehen 
könnten. Mehr Regierungsarbeitsplätze 
entstehen jedenfalls bundesweit durch 
eine Verlagerung nicht. Nur die 
Regierungseffizienz würde bei einem 
sich über zehn bis fünfzehn Jahre hin­
ziehenden Umzug geschwächt. 

Welches Deutschland soll es sein? 

Bei dem Thema Bonn-Berlin geht es 
nichtnurumFragen von Arbeitsplätzen 
und Strukturpolitik - dies ist allerdings 
für Sozialdemokraten traditionell be­
sonders wichtig; es geht auch um Sym­
bole und um die Frage: Welches 
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Deut,;chland soll es sein ? Und es geht 
um Mentalitäten und Generationen­
fragen. 
So wie es für viele Franzosen - beson­
ders die älteren - einen Unterschied 
macht, ob es ,,Le gouvemement de Ber­
lin" oder ,,Le gouvemement de Bonn" 
heißt, so stehen beide Städte für unter­
schiedliche historische und Regierungs­
traditionen. Weg von Bonn heißt auch 
Abschied von der Bundesrepublik und 
ihrer Regierungstradition, der ersten 
erfolgreichen Demokratie auf deut­
schem Boden: erfolgreich im Sinne 
von Friedfertigkeit, Liberalität, Lebens­
qualität, Föderalismus und europäischer 
Integration. Zurück nach Berlin heißt 
Anknüpfen an 1871, 1918, 1933, an 
den dreimal gescheiterten preußisch 
geprägtendeut,;chen Nationalstaat.Die 
Entscheidung 1871 für Berlin war 
ebenso wenig historisch zwingend wie 
1949 für Bonn, Vor Mitte des 19, 
Jahrhunderts gab es in Deutschland ein 
schwer eingrenzbares Staatengebilde 
mit vielen praktisch und symbolisch 
wichtigen Zentren. Als Hauptstadtei­
nes deutschen Nationalstaates hatte 
Berlin bis weit ins 19. Jahrhundert hinein 
keine Chance, Erst die Militännacht 
Preussens entschied, daß Deutschland 
von Berlin aus regiert werden sollte. 
Wer heute, wie der Chefredakteur der 
Süddeutschen Zeitung, Dieter Schröder 
(am 16,3, 1991 ), Berlin als zwingendes 
Ergebnis der deutschen Geschichte 
darstellt, reduziert die deutsche Ge­
schichte auf den unseligen Mythos von 
der deutschen Mission des Hauses 
Hohenzollern und auf die letzten 200 
Jahre, 
Unumstritten wurde Berlin erst als 
Symbol der deutschen Einheit nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Es ist ver­
ständlich, daß gerade Menschen und 
Politiker der älteren Generation den 
Verlust von Heimat, die Erfahrung von 
Diktatur, Vertreibung, Trennung und 
Spaltung durch ein heilendes ,,Zurück 

nach Berlin" aufarbeiten wollen. Sie 
überschlagen dabei Bonn. Aber man 
kann das Rad der Geschichte nicht 
zurückdrehen. Aus Bonner Sicht und 
aus Sicht der jüngeren Generation ist 
auch 1u fragen, ob es richtig ist, unserer 
jüng:-.kn Geschichte, dem besten Teil 
unserer Geschichte, eine Absage zu 
erteilen. Die Entscheidung nach 40 
Jahren Bonn, für Bonn und gegen ein 
Zurück nach Berlin, bedeutet ein An­
nehmen der historischen Realität. In 
der Entscheidung zwischen Regie­
rungstraditionen ist die Entscheidung 
für Bonn die Entscheidung für die bisher 
beste deutsche Regierungstradition. 
Eine „natürliche" Hauptstadt wie Paris 
oder London, die alle wichtigen 
nationalstaatlichen Funktionen in sich 
vereinigt, hat es in Deutschland nie 
gegeben.FüreinenFöderalstaatistdies 
auch kein passendes Modell, Viel nä­
her liegt eine Arbeitsteilung wie z.B. 
zwischen Washington und New York. 
In der gegenwärtigen Lage mit großer 
Kraftanstrengung Deutschland nach 
einem nicht passenden Nationalstaats­
modell konstruieren zu wollen, kann 
angesichts der bitteren historischen 
Lehren, die Deutschland annehmen 
mußte, nicht nur als illusionär, sondern 
auch als vermessen gelten. 

Ein Staat wie jeder andere? 

Im Streit Berlin-Bonn zeigen sich auch 
unterschiedlicheAuffassungendartiber, 

wie der deutsche Staat sich zukünftig 
national repräsentieren soll. Wollen wir 
ein Nationalstaat wie jeder andere sein, 
gemeint sind unsere Nachbarn Frank­
reich und England ? Wollen, können 
wir ein „normaler" Nationalstaat sein? 
Hier treten in neuem Gewande alte 
Argumente auf. 
Der Wunsch, genau wie andere zu sein 
bzw. wie andere zu werden, berück­
sichtigt nicht, daß Nationen verschie­
den sind. Normalität läßt sich nicht 
schaffen, indem man auf Illusionen 
aufbaut oder über Mythenbildung 
Normalität herbeiträumt. Besser ist es, 
die Zukunft auf dem aufzubauen, was 
ist. Voraussetzung dafür ist auszuspre­
chen, was ist. 
Gerade weil die Geschichte des deut­
schen Nationalstaates eine Geschichte 
des Scheiterns und schrecklichen Un­
glücks für Millionen von Menschen 
war, unter deren Spätfolgen die Men­
schen in Berlin und in Ostdeutschland 
viel stärker leiden mußten als die in 
Westdeutschland, ist es umso wichtiger, 
die nationalen Bezugspunkte so zu 
wählen, daß die Gefahr erneuten 
Scheiterns nicht vorgegeben ist. Selbst 
wenn Bonn für den Adenauer-Staat 
stehen sollte, was sicher verkürzt ist, 
weil man z.B. die sozialliberale Koali­
tion, weil man Schmidt und Brandt 
übersieht, wäredennochder Adenauer­
Staat als Ahnherr des künftigen 
Deutschland dem Bismarck-Staat vor­
zuziehen. 
Die erfreulichste Begleiterscheinung 

KOMMENTAR 

der deutschen Vereinigung war sicher 
die Sachlichkeit, mit der die Bevölke­
rung den 3, Oktober aufgenommen hat 
Deutschland auf der Suche nach einer 
neuen nationalen Identität, die ins 20. 
Jahrhundert trägt, sollte selbstbewußt 
seine Traditionen wählen. Warum sind 
wirnichtstolzdarauf,daßPickelhauben 
und Stechschritt, Schaftstiefel und 
Uniformen keine Begeisterung mehr 
hervonufen? Warum sagen wir nicht 
selbstbewußt, daß wir neuen Größen­
wahn ablehnen und uns mit einem be­
scheidenen, wirksamen Regierungsstil 
und Regierungsort begnügen? Sollte 
unser nationales Ziel nicht das bessere 
Leben und die gefestigte Demokratie 
auch für die Menschen im östlichen 
Deutschland sein ? Maßlosigkeit, 
Hybris, Größenwahn, sollten endgültig 
in die Mottenkiste der Geschichte 
wandern! Stellen wir uns auf die Seite 
der Utopie einer verteilten Herrschaft, 
räumlich verteilt, also föderal, und 
institutionell vetteilt, also demokratisch, 
Dies als unnational, weil unheroisch 
und Bonn als rheinisch-separatistisch 
abzuurteilen, stellt einen Rückfall in 
vergangene Polemik dar, in einen Na­
tionalismus, den man nur bekämpfen 
muß, In Abwandlung der alten Frage 
,,Deutschland wo bist Du?" sollten wir 
fragen: Deutschland wohin willst Du? 
Um die Beantwortung dieser Fragen 
kommt man nicht umhin, wenn es um 
den Ort der Regierung, des Bundesrats 
und des Bundestages geht 
Im Kern ist die Diskussion um die 
Hauptstadt eine Diskussion um die 
Annäherung an die neue Nation. Sie 
ähnelt damit dem Historikerstreit Es 
geht ebenfalls um die ,,Normalisierung" 
der deutschen Geschichte, Die Rede 
von der ,,natürlichen'' Hauptstadt bzw. 
dem „unnationalen" Bonn sind Bei­
spiele dafür. Auch aus diesen Gründen 
ist es gut, die neue Nation nicht auf 
falschen Mythen aufzubauen, sondern 
auf guten Traditionen und auf dem, was 

ist Es gibt genügend gute deutsche 
Traditionen im Rheinland, in Branden­
burg, Berlin, in Bayern ulld in Nord­
deutschland, Darauf läßt sich besser 
bauen als auf dem Modell: ,,National­
staat des 19, Jahrhunderts preußischer 
Prägung", 
Anders als beim Historikerstreit, bei 
dem sich rechts und links eindeutig 
schieden, geht die Frontlinie beim 
Hauptstadtstreit quer durch die Lager 
und ist auch Ausdruck regionaler 
Mentalitäten, Während es noch nach­
vollziehbar ist, daß die Menschen in 
den neuen Ländern auf Berlin als 
,,Hauptstadt der Republik" ausgerich­
tet waren und daß die Bayern die Füh­
rung durch das preußische Berlin nie 
akzeptiert haben, ist die links-rechts 
Aufteilung der Argumente im Bonn­
Berlin-Streit komplizierter, Viele älte­
re Sozialdemokraten haben ihre 
Sozialisation im sozialdemokratisch 
regierten Preußen der Weimarer Re­
publik erfahren und empfinden noch 
heute die harte Rolle der Opposition in 
der frühen Bundesrepublik Für die 
,,Enkel-Generation" steht Bonn dage­
gen auch für „Willy Brandt", für ,,Mehr 
Demokratie wagen" und die neue Ost­
politik, Bonn steht auch für Bad 
Godesberg und für außerordentliche 
Erfolge der Sozialdemokratie, Und es 
steht für große, friedliche Demonstra­
tionen auf der Hofgartenwiese. Sicher 
istBonnnichtfehlerfrei,aberdieBonner 
Republik ist nicht wie die Weimarer 
Republik gescheitert, Die SPD ist un­
mittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg 
von bedeutenden Sozialdemokraten aus 
Berlin geprägt worden, Für viele ältere 
Sozialdemokraten sind Berlin und das 
östliche Deutschland immer noch die 
Wiege der Sozialdemokratie, Daher 
kam auch die Vorstellung, nach dem 
Fall der Mauer werde die Sozial­
demokratie dort automatisch als stärk­
ste Kraft wiedererstehen. Dies hat sich 
als bittere Illusion erwiesen. Nach drei 

Generationen sind die Menschen in Ost 
und West ganz anders geworden. Die 
politische Landkarte hat sich vollstän­
dig verändert. Man muß das zur Kennt­
nis nehmen. 
Auch das Argument, man habe Berlin 
die ,Jfauptstadt" immer versprochen, 
trägt nicht Die Solidarität mitBerlin in 
den letzten Jahrzehnten war für Berlin 
ökonomisch und moralisch über­
lebenswichtig. In der Tat hat in den 
letzten Jahren niemand ernsthaft damit 
gerechnet, die Regierung wirklich zu 
verlegen. Sondern es war die symboli­
sche Rolle Berlins gemeint. Berlin als 
Symbol der Einheit muß deshalb durch 
konsensstiftende Projekte gestärkt 
werden, Dem wird auch durch den Titel 
„Hauptstadt" im Einigungsvertrag 
Rechnung getragen. Wenn man Berlin 
durch gesamtdeutsche Anstrengungen 
stärken will, muß man auf Konsens, 
nicht auf Spaltung bedacht~, 
Da die historisch-mach~e Ar­
gumentation für Berlin - : ,~liehe 
Hauptstadt" - nicht weit & wird 
neuerdings eine sozialpolitiSChe Argu­
mentation in den Vordergrund gestellt 
- Berlin wird ohne Regierung zum 
,,Armenhaus", heißt es nun, Beide Ar­
gumentationen stehen im Widerspruch 
zueinander; dies läßt sich besonders 
leicht beim Vergleich der Aussagen 
des Bundespräsidenten bei der Verlei­
hung der Ehrenbürgerwürde im Juli 
1990 und seines Memorandums vom 
Februar 1991 nachweisen. Gerade die 
sozialpolitische Argumentation mußte 
besonders heftige Reaktionen hervor­
rufen, weil man eine Krise nicht durch 
eine weitere verschärfte Krise bewälti­
gen kann. Wer Berlin, ganz Berlin und 
die neuen Länder wirklich stärken wi 11, 
muß alle verfügbaren Kräfte und Mittel 
auf einen nationalen Aufbauplan kon­
zentrieren und von einer ebenso teuren 
wie schädlichen Verlegung der Regie­
rung Abstand nehmen, 



KONFERENZ DES SOZIALISTISCHEN 
HOCHSCHULBUNDES 

„ PERSPEKTIVEN 
LI NKSSOZIAL­
DEMOKRATISCHER 
POLITIK IN 
HOCHSCHULE UND 
GESELLSCHAFT" 
16./17 FEBRUAR IN KÖLN 

Die wohl größte Schwäche der bun­
desdeutschen Linken, inclusi ve der 
Sozialdemokratie, liegt gegenwärtig in 
ihrem Unvermögen, ,,Positionen mitt­
lerer Reichweite" zu bestimmen, mit 
denen strategisch, d.h. auf die Verände­
rung von Kräfteverhältnissen zielend, 
in gesellschaftliche Auseinanderset­
zungen eingegriffen werden kann. So 
war etwa die Anti-Kriegsbewegung 
nach Abflauen der ersten Empörung 
nicht in der Lage, die gegen sie geführte 
Kampagne zu überstehen und eine 
weitergehende Politisierung zu errei­
chen. 

Die Konferenz des SHB sollte einen 
kleinen Beitrag zur Überwindung die­
ses Defizites aus linkssozialdemokra­
tischer Sicht leisten und gleichzeitig 
der Vorbereitung der a.o. Bundes­
delegiertenversammlung am 12.-14. 
April dienen. Gut 70 Menschen fanden 
dann schließlich trotz sehr kurzfristiger 
Mobilisierung den Weg nach Köln, 
was angesichts des rapiden Zerfallspo­
litischer Strukturen im studentischen 
Bereich als Erfolg zu werten ist. 

Die Konferenz begann am Samstag 
nachmittag mit vier Foren zu den nach 
Auffassung des SHB für die Linke zen­
tralen Themen ,Jnternationale Friedens­
ordnung und Nord-Süd-Konflikt" 
(Referent: Martin Weiß, wissenschaftl. 
MitarbeiterSPD-MdB); ,,ökologischer 
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Umbau der Industriegesellschaft" (Re­
ferent: Jörg-Uwe-Kuberski, IG Chemie 
Betriebsrat), ,,Soziale Spaltung im 
neuen Deutschlad" (Referent: Hans 
Schirmer, IG Metall Hauptverwaltung) 
und „Frauenpolitik nach dem An­
schluß" (SHB Bremen). 

Am Samstag abend fand aus aktuellem 
Anlaß eine Podiumsdiskussion zwi­
schen David Azmon, Mitglied der 
RA 1Z-Partei (Israelische Bürgerrechts­
bewegung) und Mustafa Jsaid, einem 
freien Journalisten aus Palästina, der 
der PLO nahesteht, stan. So spannend 
wie diese Diskussion auf dem Höhe­
punkt des Golfkrieges war, so nieder­
schmetternd war das politische Ergeb­
nis: Eine Verständigungselbstzwischen 
derisraelischenFriedensbewegungund 
einem durchaus „moderaten" Palästi­
nenser schien unter den extrem 
polarisierten Verhältnissen nicht mög­
lich zu sein. Die Frage, wer denn dann 
überhaupt noch den Friedensprozeß 
tragen solle, blieb unbeantwortet im 
Raum stehen. 

Am Sonntag gab es wiederum vier 
Foren, die sich nun allerdings auf die 
Hochschulen direkt bezogen. Torsten 
Bultmann (BdWi) referierte über die 
,,Abwicklung" der DDR-Hochschulen 
und die Auswirkungen für die 
Wissenschaftslandschaft der BRD. Mit 
Johannes Wildt (GEW) wurde über die 
sich mehr und mehr zum hochschul­
politischen Hit entwickelnde Ausein­
andersetzung „Qualität der Lehre" 
diskutiert. Forum Nr.3 hatte ,,Frauen­
förderung an den Hochschulen„ 

(Referentin Marion Vollmer, Frauen­
beauftragte Uni Münster) zum Thema 
und im vierten Forum ging es um 
,,Militarisierung der Wissenschaft''. Die 
Diskussionen am Sonntag waren er­
wartungsgemäß praxisbezogener und 
brachten z. T. einen wirklichen Schub 
für die Positionsentwicklung des SHB. 
Insgesamt wurde auf dem Abschluß­
plenum die Konferenz von den 
Teilnehmerinnen recht positiv ausge­
wertet. Es wurde diskutiert, etwas ähn­
liches im Sommersemester noch ein­
mal zu veranstalten. Kmz: Für den in 

letzter Zeit nicht gerade erfolg_s­
verwöhnten SHB war die Veranstal­
tung ein wichtiger Schritt hin zu besse­
ren Zeiten. 

Eine Dokumentation über die Konfe­
renz ist beim SHB-Bundesvorstand, 
c/o Stefan pfeifer, Hohe Straße 87, 
5300 Bonn, erhältlich 

Andreas Bovenschulte, Bremen 

JUSO-BUNDESKONGRESS 1991 
IN POTSDAM 

KEIN RECHTSRUCK 
- NEUE HERAUS­
FORDERUNGEN 
Entwarnung: Der von vielen vorausge­
sagte, teilweise herbeigeredete, ,Rechts­
ruck" des JUSO-Verbandes hat nicht 
stattgefunden. Zwar hat die JUSO-Lin­
ke bei den Vorstandswahlen wie er­
wartet ihre Mehrheit verloren, und mit 
Ralf Ludwig stellt nun die Undogma­
tische Strömung den Vorsitzenden (er 
setzte sich unerwartet knapp gegen 
Claudia Walther durch)'. Doch bei der 
entscheidenden inhaltlichen Ausein­
andersetzung um Standortbestimmung 
und Identität der JUSOS konnte sich 
die JUSO-Linke durchsetzen: die vom 
Bezirk Westliches Westfalen - anläßlich 
der Vereinigung von JUSOS-Ost und 
JUSOS-West- vorgelegte Fassung ei­
ner Grundsatzerklärung fand nach 
kleineren Änderungen eine Mehrheit. 
Im Vorfeld hatte die JUSO-Linke für 
den Kongreß vor allem ein Ziel for­
muliert: Der Kongreß sollte für den 
Gesamtverband linke, sozialistische 
Identität fundieren bzw. neu schaffen. 
Dabei wollte man jedoch nicht bei den 
traditionellen Standortbestimmungen 

JmlUribrdem.ftie 
Abschaffung der 

Bundeswehr 
Gesamtdlllllldaer Kongnß 

Pahdam~a , rtr, dpa) - Der 
mte eutsche Bundes­
lcongre der Jnnpozi•llslen in 
der SPD hat in Potsdam Ralf 
Ludwig zu iluem Bundeavonlt· 
zenden ~t, AuJ!erdem 
sprachen sk:h die JU808 fllr die 
Ab9chaffung der Bundeswehr 
aua, Damit stellten sie sich hin­
ter die Kampagne .Bundearepu· 
·blil< ohne Armee" der Friedens­
bewegung. Arn Vortas hatten die 
Delegierten in einem Grundsatz­
Pf081'8JDDl ihJe Vereinigung be­
BChi088eD und _eine llfl1Ddsillzli­
che Abkehr von der rnarxistisch­
aoziallatilchen IJnie mit knap­
per Mehrheit abilelehnt, Die tur­
bulente T8ßUJ!II ilrobte zu achei­
tem, als weetdeutache JU808 von 
den ostdeutachen Delegationen 
die . 40pro_zentip Frauenquotie­
rung einforderten. Die Forde,­
rung wurde bis auf weiteres aus­
gesetzt. 

des „Hannoveraner Kreises" stehen­
bleiben, sondern eine eigenständige 
theoretische Weiterentwicklung im 
Sinne eines „Modemen Sozialismus" 

deutlich machen. Die beschlossene 
Grundsatzerklärung leistet dies: Sie 
verbindet historische Kontinuität, ein­
geschlossen das Bekenntnis zur eige­
nen, widerspruchsvollen Geschichte als 
Teil der internationalen sozialistischen 
Bewegung, mit dem eigenen Lern­
prozeß, dessen vorläufiges Ergebnis 
die programmatische Vorstellung ei­
nes demokratischen Sozialismus ist. 

Tendenz zur Entpolitisierung 

Gerade weil der Kongreß wegen der 
fehlenden Positionsbestimmungen zu 
aktuellen Fragen eine starke ,.Binnen­
beschränkung'' hatte, erwies sich die 
Schwerpunklsetzungder JUSO-Linken 
auf die eher abstrakte Debatte über die 
Grundsatzerklärung im nachhinein als 
richtig: vor allem als notwendige 
Selbstverortung nach den letzten Jah-
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ren des beschleunigten Nieder­
gangs und Rückzugs des Sozia­
lismus, sowohl in der Theorie 
als auch in Praxis und Organisa­
tion. Zugleich wurde in dieser 
Debatte das Dilemma der 
JUSOS deutlich, das sich schon 
seit einigen Jahren abzeichnete: 
es gibt im Gesamtverband eine 
Tendenz zur Entpolitisierung 
und zum Schwinden theoreti­
scher Kompetenz, das sich im 
Verlust an Niveau in den Debat­
ten ausdrückt. 

Besonders kraß wurde dies in 
den Beiträgen der Reform­
sozialistinnen deutlich, die -
wohl auch zwecks Mehrheits­
beschaffung unter den JUSOS­
Ost - konsequent jede Analyse 
herrschender kapitalistischer 
Verhältnisse vennieden und sich 
in der Perspektive auf einen aus­
schließlich ethisch begründeten 
,,Wertesozialismus"beschränk­
ten. Die JUSO-Linke zeigte sich 
dagegen als inhaltlich erheblich 
stärker und auch ausstrahlungs-

fähiger, was schließlich auch zu uner­
warteter Zustimmung zur Grundsatz­
erklärung der JUSO-Linken aus den 
Reihen der ostdeutschen Delegationen 
führte. 

Dennoch zeigte sich, daß auch die 
JUSO-Linke an inhaltlich-theoretischer 
Substanz verloren hat - die Debatte 
wurde von Seiten der JUSO-Linken 
wesentlich von den altbekannten Köp­
fen bestritten, Beiträge aus den Bezir­
ken gab es kaum. Die Situation ist 
deshalb recht kompliziert: einerseits 
setzt sich die schon länger im mso­
v erband zu beobachtende Entpolitisie­
rungs- ( oder genauer: Entideologisie­
rungs-) tendenz nun auch auf Bundes­
kongressen durch, andererseits ist die 
inhaltliche Rekonstruktion der JUSO­
Linken zwar noch lange nicht abge­
schlossen, besitzt dafür jedoch in der 
Grundsatzerklärung einen guten An­
knüpfungspunkt für die theoretische 
und strategische Repolitisierung der 
JUSO-Organisation. 

Abschaffung der Bundeswehr 

Die Debatte über den Golfkrieg war ein 
wichtiger inhaltlicher Bereich, in dem 
eine einvernehmliche, nichtsdestowe­
niger gute Positionsbestimmung ge­
lang. Der von der JUSO-Linken vor­
gelegte Antrag, der letztlich auch so 
beschlossen wurde, legt den Grundstein 
für einen neufundierten „Antiimperia­
lismus". Es gelang die Zuspitzung auf 
die Forderung nach Abschaffung der 
Bundeswehr und Unterstützung der 
entsprechenden Kampagne von Teilen 
der Friedensbewegung „BoA" (Bun­
desrepublik ohne Armee). Jedoch muß 
der vielbeschworene „Neue Interna­
tionalismus''jetzt weiter inhaltlich aus­
gearbeitet und praktisch umgesetzt 
werden. 

Binnenbeschränkung 
des Kongresses 

DerderzeitkritischeZustanddesJUSO­
Verbandes fand Ausdruck in der Tat­
sache, daß der Bundeskongreß in wich­
tigen politischen Fragen keine Posi­
tionsbestimmung vornahm. Zuril einen 
wurde weder der vorliegen~ Nttrag 
zu Lage und Perspektiven i'~;'!SPD 
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beraten noch die notwendige ~ssi-
on über die ArbeitsgemeiriS·chafts­

richtliniengeführt, zum anderen enthielt 
sich der Kongreß nahezu jeglicher Ein­
schätzungen und Forderungen zur Ent­
wicklung in den neuen Bundesländern. 
Nur gut, daß das einmütig beschlosse­
ne Bundesarbeitsprogramm Anknüp­
fungspunkte zur Entwicklung von For­
derungen bietet - z.B. mit dem für den 
Herbst vorgesehenen Aktionstag gegen 
Jugendarbeitslosigkeit. 

Sänke Klages, Hamburg 

In den Vorstand gewählt wurden: Fiir dieJUSO­
LinkeCathy Hoffmann(Südbayem), Uwe Hiksch 
(Franken), Reinhold Rünker(Wcstliches Westfa­
len) und Claudia Walther (Mittelrhein), für die 
Undogmalischen Jens Geier (Niederrhein), Amc 
Grimm (Berlin), EYa Kampmcycr (Weser Ems) 
und Kirsten Lommatzsch (Berlin). Nicht gewählt 
wurden Ulrich Ackennann (Saarland) und Bcr­
told Richter (Sachsen). 



REzENSION 

Die 
Demokratie 
der Zivil· 
gesellschaft 

Fries und Georg Fül­
berth von der ,,Radi­
kalen Linken" über­
ziehen in ihrem Bei­
trag die Diskussion 
um „Gestaltungs­
altemativen", mitder 
die Linke nach ihrer 
Ansichtvorderdeut­
schen Einheit kapi-
tulierte, süffisanter 
Kritik. Sie gehen da­
von aus, daß in dem 
neuen weltmarkt­
orientierten „Groß­
reich" Deutschland 
mit seiner „kolonia­
len Mentalität" 
(Klaus Körner) die 
Linke keine Rolle 
mehr spielen wird. 
Für Ruth Hammer-

Die Linke in der ~iskussion 

Axel Lochner (H~J 
Linke Potmk in lleu&hlcnl. 
Beiträge aus DDR und BRD, 
Verlag Galgenberg, 218 Seiten, 
Homburg 1990. 

bacher, ehemalige 
Vorstandsspreche­
rin der Grünen ist 
dagegen klar, daß der 
Begriff ,Jinks" auf­
grund seinerreal exi­
stierenden Bedeu­
tungsgeschichtekei­
neZukunftmehrhat. 

Reader über linke Politik häufen sic/1. 
Ein Symptom für deren Krise. Sie spie­
geln oft mehr ihre flatterhaften Bewäl­
tigungsversuche, als dqß man ihnen 
wirklich brauchbare Alternativen und 
PerJpektiven entnehmen kann. Buch­
gewordene Diskussionen: Häufig legt 
man sie mit einer Art ratloser Verwir­
nmg zur Seite. 
Nach der Le.ktüre schwirrt einem der 
Kopf ob der vielen durcheinander­
geschriebenenBeiträge, denenderrote 
Faden fehlt. Verständlich, wenn man 
bedenkt, daß der Linken mehr als ein 
paar „Hintergrundgewij]heiten" ab­
luuuien gekommen sind. 

Der Reiz von Lochners Zusammen­
stellung liegt in dem alle Teile der 
Linken umfassenden Diskutantenkreis. 
Er umfaßt Ost wie West, ermöglicht 
eine synoptische Annäherung an linke 
Beriihrungspunkte, bissig-zynische und 
skeptische nicht ausgeschlossen. Siggi 

In Zukunft müßte auch das Verhältnis 
von emanzipati ven, auf soziale Gerech­
tigkeit zielenden Refonnen zur ökolo­
gischen Krise neu bestimmt werden. 

Mechtild Jansen, eine der klügsten und 
kritischsten Leitfiguren der außer­
parlamentarischen Linken, seit Jahren 
engagiert in der Frauen- und Friedens­
bewegung, Sprecherin im ,,Netzwerk 
Friedenskooperative", entwickelt am 
Beispiel der Frauenemanzipation die 
strukturelle Ähnlichkeit des realoziali­
stischen mit dem kapitalistischen Patri­
archat und die „Vision und Utopie von 
einer anderen Gesellschaft jenseits von 
Kapitalismus und Staatssozialismus". 
Wolfgang Templin, Grtindungsmit­
glied der „Initiative Frieden und Men­
schenrechte", heute bei „Bündnis 90 / 
Grüne" erweitert diese Kritik auf das 
beiden Gesellschaften zugrundeliegen­
de Zivilisationsmodell der industriel­
len Wachstumsgesellschaft. 

Wie soll das übeIWunden werden ? Ob 
sich für die wichtigen Oppositionskräfte 
durch das Zusammenbringen „bisher 
getrennt gedachter Teile" neue politi­
sche Schubkraft ergibt, kann bezwei­
felt werden. Zum unerschütterbaren 
Glaubenssatz der Linken gehörte bis­
lang, daß die Ökonomie Erklärungs­
und Veränderungsfaktor Nummer eins 
ist. Gemessen an vielen Diskussionen, 
beispielsweise um einen neuen 
,,politökonomischenMinimalkonsens" 
bleibt der zentrale Bereich der Suche 
nach einem neuen Wirtschafts­
mechanismus merkwürdig unterbe­
lichtet, ungenau und widersprüchlich. 
Zugleich offenbart er unterschiedliche 
Wahrnehmungs- und Bewältigungs­
muster aus Ost und West. 
Reinfried Musch, Betriebsökonom aus 
der ehemaligen DDR und Mitglied der 
„Vereinigten Linken", wünscht sich 
nach den Etfahrungen mit den zentra­
listisch organisierten Kombinaten im 
Staatssozialismusmehrwirtschaftliche 
„Sachkompetenz" der Linken und sieht 
schon in „Konsensbildung" und „parti­
zipativen Führungsmodellen" Fort­
schritte. Wolfgang Templin hofft, die 
,,einseitige Orientierung auf Gewinn­
maximierung" durch ein vages kultu­
relles Wertesystem in Schach halten zu 
können. Die Agraringenieurin Karin 
Schießl,ehemaligeGewerkschaftsvor­
sitzende in der DDR sieht angesichts 
der Vorgaben durch die Wirtschafts­
union und die Einheit nur schmale 
Bewegungsspielräume für die Ge­
werkschaften insgesamt. Statt „illusio­
närer Vorstellungen zur Mitbestim­
mung" sei ,,Realismus'' angebracht. Thre 
westlichen Kollegen setzen, wie das 
IG-Metall-Vorstandsmitglied Siegfried 
Bleicher, nur im Ton ähnlich, auf ,,Betei­
ligungsorientierung". Mit der Diskus­
sion um die „Vergesellschaftung", die 
durch konsequente Reformpolitik 
durchzusetzen ist, umreissen sie zu­
gleich, aber nur vage, weitergehende 
Ansätze einer „Wirtschaftsdemo­
kratie". Hier stochert die Linke hilflos 
in Begriffen. Wäluenddessen muß die 
darniederliegende DDR zur ungebro­
chenen Stimulierung des alten Wachs­
tumsparadigmas herhalten. 

Die Parteien als Akteure sind ziemlich 
„out". Die Zukunft der SPD, gar des 
Konservativ-liberalen Blocks ist selt­
samerweise kein Thema. Und auch 
wenn Gregor Gysi und Jochen Willer­
ding von der ,,Partei des demokratischen 
Sozialismus" (PDS) fröhlich-frech ihre 
eigene Existenz links neben der 
Sozialdemokratie mit der radikaleren 
sozialistischen Vision zu begründen 
suchen -glaubwürdig ist das angesichts 
der Krise dessen, was als sozialistisch 
bezeichnet werden kann, und auf wel­
chem Trtimmerberg das bei der PDS 
sich entwickelt, nicht. Horst Bethge, 
alter Bewegungskämpe bei der Ham­
burger GEW, scharrt schon wieder mit 
den Hufen. Erplädierttrotzder Warnung 
von Oskar Negt vor einer neuen 
,,kurzfristigen Stückwerktechnologie" 
der Linken schon wieder behende für 
eine „Linke Liste" der außerparlamen­
tarischen Linken und hat tausend Ak­
tionsvorschläge parat. 

Wenn es denn so etwas wie zentrale 
Erneuerungskategorien gibt, die sich 
bei allen Linken finden, dann sind es 
die Stichworte Demokratie, Individua­
lität,Öffentlichkeit. Trägerdieserneuen 
Inhalte sind die Bewegungen und die 
Individuen. Zu runden Tischen als neu­
er Form der Politikgestaltung im We­
sten, getragen von den Bürgerbewe­
gungen rät Stephan Bickhardt von 
,,Demokratie jetzt". Wolfgang Templin 
fordert den Übergang von der Zu­
schauer- zur Beteiligungsdemokratie. 
Harald Wolf von der AL Berlin will 
eine radikaldemokratische Alternative 
zum Parlamentarismus. Christiane 
Reymann von den DKP-Erneuerern 
sieht im Wegfall des östlichen 
Sozialismusgötzens die Chance zu ei­
ner autonomen linken Theoriebildung. 
Für sie liegen die Gemeinsamkeiten 
von Ost und West, für linke demokrati­
sche Bewußtseinsbildung in einer 
erstrittenen statt verordneten oder ver­
drängten antifaschistischen Identität. 

Mechtild Jansen verbindet die Punkte 
Demokratie und Individualität. Demo­
kratie, so fordert sie in Anlehnung an 
die Diskussionen um die „Zivil-

· REzENSION 

gesellschaft", muß in Zukunft die Poli­
tik „so weit wie möglich in die Gesell­
schaft zurückzuholen'' und sie als ,,Teil 
des Lebens", als „höchstmögliche 
Selbstorganisation" verstehen. Darin 
trifft sie sich mit Wolfgang Engler, 
Philosophiedozent an der Theater­
hochschule Berlin. In seinem bemer­
kenswerten Beitrag fordert er die ,,Re­
formulierung des emanzipatorischen 
Projekts'',das-demokratischundevolu­
tionär- auf einem ,,menschen-geschaf­
fenen" Lernprozeß aufbauen muß. 

Der bisherige, kompromißlose linke 
Fundamentalismus habe in der Analy­
se des Gegenwartskapitalismus syste­
matisch die „nichtkapitalistischen 
Entwicklungspotentiale" ausgeblendet. 
Die sieht er in den ,,Intermedien neuen 
Typs". Mit diesen Abstrakta meint er 
natürlich die sozialen Bewegungen, die 
er als Erben der alten Emanzipations­
bewegungen ansieht. Mit ihren, im 
Gegensatz zur bisherigen „groß­
kollektiven Kompromißbildung" ent­
standenen Verkehrsformen sieht er die 
Chancen einer zivileren Art von Ge­
genwartsgesellschaft aufscheinen. Sie 
hätten innerhalb des Kapitalismus ,,Be­
wegungsräume einer Gesellschaft der 
Individuen" geschaffen, die reform­
politisch weiterentwickelt werden 
müssen. 

Diesen Ansatz vollendet Jansen. Aus 
ihrer schonungslosen Bilanz von Real­
sozialismus und einem falschen linken 
Politikverständnis im Westen gewinnt 
sie die Forderung einer neuen ,,Per­
spektive einer freien individuellen 
Entfaltung im kollektiven und gesell­
schaftlichen Kontext". Fraglos, daß 
diese Politik der Linken nur Zukunft 
hat, wenn sie ein neues menschliches 
Maß in den Mittelpunkt ihrer formu­
lierten wie gelebten Alternativen stellt. 
Eine Chance hat sie nur „unter Verzicht 
auf 'Modelle, Perfektionismus und 
vordergründig werbewirksame,,Attrak­
ti vität" (Jansen). 

Die Linke glaubte nach dem Ende des 
Kalten Krieges, die in greifbare Nähe 
gertickte Vision einer friedlichen und 

kommunikativen Zivilgesellschaft 
planvoll polieren zu können. Nach der 
deutschen Einheit und dem Golf-Krieg 
wird sie alle Hände voll zu tun haben, 
sich an den Trümmern einer beispiello~ 
sen nationalen und militärischen 
Renaissance abzuarbeiten, die wie ein 
Meteorschwann in diese Utopie einge­
schlagen sind.Um so aktueller wird das 
von Andre Brie beschworene „ge­
schichtliche Augenmaß", das er der 
Linken bei der Aufgabe abfordert, das 
Gewicht des vereinigten Deutschland 
für eine alternative, nichtmilitärische 
europäische Friedensordnung einzu­
bringen. 

Die SPD tat bislang so, als ob sie von 
der Krise der Linken nicht betroffen 
wäre; als ob sie die gerechte Strafe für 
eine paar ultralinke Spinner, die letzten 
Stalinisten und ihre westlichen Adepten 
wäre. Sie täte gut daran, diese Debatte 
weder in Kommissionen abzuschieben 
noch mit dem Zeigefinger, sondern als 
Betroffene zu begleiten. Diese Neu­
formierung bertihrt die ,,alte Emanzi­
pationsbewegung" in ihrem Kern. 

Die Linke insgesamt sollte Sif~f~ine 
Illusion dariiber machen, w~~j~e­
rig es wird, diesen Widerstäniliiir den 
,,Charakter einer anderen De~e" 
abzutrotzen. Harald Wolf verlangt von 
ihr schon wieder ein wenig voreilig 
eine ,,Loyalität der Oppositionskräfte". 
Trotzdem sollte die Linke wohl vor 
allem die ,,Freiheitschance" (Engler) 
kritisch und konsequent nutzen, die ihr 
der bevorstehende Diskurs bietet. Es 
kann ihr nichts besseres passieren, als 
den Zustand fragloser, rhetorisch bis 
zur Ermüdung wiederholter Sicherhei­
ten im linken Lager zu überwinden. 
Lochners Buch ist ein Anfang. 

IngoArend 



Rainer Bäcker 

Auf der 
Suche nach 
der 
verlorenen 
Zeit 
Es gab einmal eine Zeit - etwas 
mehr als.hundert Jahre ist es 
wohl schon her - da tauchte im 
Land der Teutschen eine Partei 
auf, die wollte alles anders, und 
das sofort. Schnell wurden ihr 
diese Ungezogenheiten aus­
getrieben und sie entwickelte 
sich zu einem braven Sproß der 
teutschen Familie, die ab und zu 
vielleicht noch etwas vorlaut 
war, sich aber immer sofort 
schickte, wenn Vater Staats­
raison streng guckte. 

Und plötzlich, so gegen Ende 
des 20zigsten Jahrhunderts, ist 
sie von der Bildfläche ver­
schwunden: nicht mehr zu se­
hen, nicht mehr zu hören. Oder 
können Sie sich vorstellen, von 
der SPD anders als in der Ver­
gangenheitsform zu sprechen? 

An die letzten Bilder von der 
Vermießten kann man sich noch 
gut erinnern: Grau gekleidete 
Männer mit sorgenvollen Gesich­
tern schlichen sich mit gebeugten 
Rücken ins Kanzleramt, um dem 
Großen Kanzler aller Teutschen 

ihre volle Unterstützung zur 
Verwältigung der Nationalen 
Aufgaben zu bekunden. In ihrer 
schlichten, aber korrekten Art 
wiesen sie noch darauf hin, daß, 
was jetzt ER, der gnadenvoller­
weise bereit, sie jetzt zu empfan­
gen, da sie doch schon so lange 
um Audienz bitteln, macht, sie 
immer schon gedacht, wenn nicht 
gar gesäuselt hätten. So klapperte 
man mit den Zähnen, um den 
Bösewicht aus dem Morgenland 
tüchtig zu erschrecken, ebenso, 
wie man seufzte ganz tief, ob der 
vielen Fremd- und Findlinge, die 
klopften an die Tür, und damit arg 
verstörten die Familienfeier im 
trauten Heim. 
Und unvergessen bleibt der Au­
genblick, als die jetzt so schmerz­
lich Vermißte ihren neuen Anfüh­
rer präsentierte. Voller Elan und 
Begeisterung nuschelte es da 
hinter einer rfeife „Wat mut, dat 
mut". Noch heute rätseln die 
Schriftgelehrten ob dieser eigenar­
tigen Laute. War es eine geheime 
Botschaft aus einer anderen Welt, 
wie Erich von Däniken vermütelte, 
oder ein Zitat aus einem bisher 
verschollenen Werk ihres großen 
Meisters, des Sprachgewaltigen, 
wie Heideggerschüler daseinten. 
Prosaischer klang da schon die 
Verklärung von medizinischer 
Seite, die auf das zeitweise Auftre­
ten von Sprachstörungen durch 
das übermäßige Nuckeln im lässig 
herunterhängenden Mundwinkel 
an überproportionierten Tabaks­
pfeifen hinwies. 
Sei es, wie es nicht solle, auf 
Sehwundlage unseres heutigen 
Wissens müssen wir Schlimmeres 
vermuten. ,,Waahd mnut, daahd 
mnut" muß die chiffrierte Ankün­
digung für das Verschwinden der 
einstmals so schmächtigen Partei 
gewesen sein. Denn kurz nach der 

Produktion dieses eigenartigen 
Lautgebildes geschah es. Als der 
schon erwähnte Große Kanzler der 
Teutschen in der ihm eigenen 
Konsequenz sein Versprechen, 
mit, unter und über ihm nie 
Steuererhöhungen, aber wirklich 
nie, ähhrrlich, Lambstorf sei mein 
Zeuge, vervollständigte, indem er 
die Einkommens-, Körperschafts-, 
Mineralöl-, Erdgas-, KFZ-, 
Versicherungs- und Tabaksteuer -
teuer, teuer - erhöhte, was, weiß 
Spott, seine früheren 
Verkundigungen nicht zur Lüge, 
sondern höchstens zum Ver­
Sprechen metarnorphisierte, da 
war es schon geschehen. Alles 
erwartete nun den Generalangift 
unserer großen Ob-Positions­
Partei, das Ausströmen von taus­
enden roten Kolonnen, die bewaff­
net mit hoch modern gestylten 
Flugblattemissionen und flammen­
den Reden das Land zum entschie­
denen Widerstand führen. Doch 
nichts geschah. Vereinzelte 
Feinohrige konnten noch ein leises 
Wispern „Wahlbetrug, Wahl­
betrug" vernehmen, doch zu sehen 
war von ihr schon nichts mehr. 
Wie schon zu der Zeit, als saubere, 
schnittige Bomben Bumbum 
machten und den irakischen 
Kindern zeigten, wie toll westliche 
Technologie sich anfühlt, wenn sie 
einem auf den Kopf fällt, war zu 
sehen von unserer großen friedens­
liebenden, internationalistischen, 
solidatistischen Partei: nichts. Ja, 
noch weniger als NICHTS, denn 
nicht einmal da, wo sie einst 
gewesen, gab es eine Lücke oder 
leeren Fleck. rfutsch, einfach 
pfutsch oder in Abwandlung des 
Weisen aus dem Norden „Wat 
pfutsch is, is pfutsch". 
Natürlich sprießten gleich die 
Spekulationen wie reife Bananen 
aus dem Brett, das vernagelt den 

Kopf der J oumaille zwecks 
Zusammenhalt desselben. Wäh­
rend ein rnontäglich erscheinendes 
revolutionäres Presseorgan 
mutmaßte, ER, der schon 
zwiefach erwähnte Große, der 
Kanzler, habe unsere arme Partei 
anläßlich einer seiner 
vollmundigen Reden einfach 
verschluckt, vertraten gemäßigtere 
Kreise die These, das in dem 
Körperteil, das qua Lage und 
Funktion als antipodisch zu dem 
Organ bezeichnet werden kann, 
das zuständig für vo!IMUNDige 
Reden ist, der Ort des Unglücks 
auszumachen sei. Beim stetigen 
Versuch, IHM, dem jetzt schon 
driefach erwähnten, in genau 
selbiges zu kriechen, sei man 
abgestürzt und genau darin gelan­
det, was man jaluelang selber 
praktiziert habe. Man sieht, ein 
unserer Verschwundenen übel 
meinendes Gezeter, das sich selbst 
disqualifiziert. 
Fakt ist und bleibt es aber, daß 
unsere so geliebte Partei ver- ,))ii@' 

'··+·•,··--
schwunden ist, und der teutsc~Mi"' · 
Fernsehalltag damit um eine · '· ·· · 

Erheiterung beraubt wurde. 
Nun sehe ich aber die ungläubigen 
Blicke, die fragend mich anzuse­
hen und auszudrticken scheinen, 
„ kann denn die größte Partei 
Deutschlands mit einer Million 
Mitglieder und Tausend 
hochquabelizierter, hauptbeamt­
licher Mitarbeiter, mit Hunderten 
von Vorständern und Vor­
ständchen, mit Alten - und mit 
Frauengruppen und - nicht zu 
vergessen - mit den jugendlichen 
Radialschwärmern einfach so 
verschwinden?" 
Was fragen Sie mich? Haben Sie 
sie denn in letzter Zeit gesehen? 

Rainer Bäcker, Dipl. Psychologe, 

Köln 
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Schön das war schon ganz gut 
Das lneinandergreifen: 
Die Überlegenheit in der Luft 
Nahaufnahmen vom schwarzen Lode 
in den Augen des kurzfristig für ebenb · 
in der Falle 

Und - obwohl es doch in den Fingern 
und heiße Staus um die Eier bringt -
coll und berechnend 
vor die Nichts-Fragenden zu treten 
nach dem Verbrennen der Menschen. 
Ein schönes Ineinandergreifen! 
Die Ordnung stand auch ganz gut: 
mehr Beileidsaufwand auf einen 
in Tel Aviv Erstickten 
als auf zwanzigtausend Verkohlte in B 
Opfer erster zweiter und weiterer Ordn 
I've done my job 

Aber, aber: seht Peter Voss 
trotz sauer verkniffenem Mund - das 
im heutejoumal 
im Ton entfernter Feuerwehrsirenen 
säuselnd vom Tod Aufbegehrender. 
Und doch: unterm sanften Meckern zwischen Löckchen 
schimmert bei ihm Triumph 
inneres Beben hindurch 
ein Lächelnwollen 
(was er sonst, wie's heißt, nur beim Arschaufreißen gekaufter 
Thaifrauen zeigen soll) 
Das war noch nicht perfekt! 
Die Unbeteiligtheit zeigt noch Risse! 
Daran darf noch gearbeitet werden 

Baut nur, baut schneller Herrnmenschen 
wenn die Völker der Welt auf einmal begreifen 
muß alles stehen! 
abfangende Patriots flächendeckend 
Medienmasken unbeteiligter Rationalität, die die Menschen betört 
das Signalsystem, 
was Herzen der Unteren auf den Knopfdruck von Schlagzeilen 
für die Oberen schlagen läßt 

Wenn mehr Völker ein Veto im Sicherheitsrat wünschen 
in der Weltbank die Höhe ihrer Zinsen 
die Preise der Rohstoffe, Öl und Uran wünschen 
dann müssen die alles erfassenden Satelliten fehlerfrei 
wenn die Völker ihre Währungen selbst fixieren wolln 
muß alles fertig gemacht sein 
für ein noch größeres Ineinandergreifen 

Herr Voss, dann müssen Sie aufm Schirm 
aber kühler wirken 

Diether Dehm 

Lutz Marz 

Der fatale Konsens 
Zu einem ,,h5nden Reck" der industrieUen Umslruk1urierung in 

Ein „blinder Fleck" entsteht, wenn man 

nicht sehen kann, daß man nicht sehen 

kann, was man nicht sehen Kann. 1 

Weder einzelne Menschen noch be­
stimmte Menschengruppen besitzen den 
göttlichen Blick. In jeder Art und Weise, 
die Welt anzuschauen, gibt es „blinde 
Flecken", in denen die Realität ver­
schwindet. Dies tut für gewöhnlich nicht 
viel, denn solange alltagspraktisch Welt­
Wandel und Welt-Sicht halbwegs mit­
einander korrespondieren, findet man 
sich trotzdem irgendwie zurecht. Erst 
wenn diese Korrespondenz iäh ausein­
anderbricht, können „blinde Flecken" 
ernsth~fte Orientierungsnöte und existen­
tielle Uberlebensprobleme erzeugen -

Lutz Marz, ehern. Produktionsleiter eines 
VEB, jetzt Wissenschaftszentrum Berlin 

insbesondere dann, wenn sich die Welt, 
in der man lebt, plötzlich und fundamen­
tal verändert, die gewohnte Form des 
Welt-Anschauens jedoch mehr oder 
weniger unverändert bleibt. 

Verstreute 
Eindrücke: Martd 
und Maschine 
Es sind keine systematischen Untersu­
chungen, geschweige denn methodisch 
ausgefeilte empirische Analysen, son­
dern lediglich verstreute Eindrücke, die 
mich einen „blinden Fleck" in der ge­
genwärtigen Phase der industriellen 
Umstrukturierung in den fünf neuen 
Bundesländern vermuten lassen: Ge­
spräche mit Arbeitern und Managern, 
Zeitungsartikel, Berichte von Kollegen, 
sozialwissenschaftliche Einzelfallstudien, 
Diskussionen auf Symposien und ähnli­
ches. 

dreht sich a 
zwei neuralgische 
Punkte, den 
Markt und die 
Maschinen. 

Die Umstrukturierung in den Unterneh­
men, so scheint es mir, dreht sich im we­
sen~ichen um zwei neuralgische Punk­
te, den Markt und die Maschinen. Es 
geht um die organisationelle Anpas­
sung an die Marktwirtschaft und die 
technische Modernisierung des Maschi­
nenparks. Die Stichworte sind hinrei­
chend bekannt: Liquidität und Produkti­
vität, Marketing und Controlling, Investi­
tionen und Umschuldungen, Treuhand 
und Eigentumsrecht, Ersatz moralisch 
und technisch verschlissener Maschinen 
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und Anlagen, Reduzierung der 
Sortimentsprofile, Verringerung der 
Fertigungstiefe, Beseitigung der 
Disproportionen in den Beschäftigten­
strukturen, insbesondere zwischen 
Produktionsarbeitern und Angestellten 
sowie zwischen Bedienungs- und 
Wartungspersonal usw. usf. 
Sicher, auf den ersten Blick scheint es 
sich bei der Behauptung, vorrangig dre­
he sich alles nur um den Markt und die 
Maschinen, um eine Fehleinschätzung 
zu handeln. So ließe sich etwa mit 
Hinweis auf die tagtägliche Berichter­
stattung der Medien einwenden, daß 
vielmehr die sozialen Probleme der 
Menschen - Kurzarbeit, Entlassungen 
und Arbeitslosigkeit - in der gegenwär­
tigen Etappe der industriellen Umstruk­
turierung zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Dies ist unstrittig, widerspricht 
jedoch nicht der zuvor geäußerten Ver­
mutung. Im Gegenteil. 

Einer primär morkt- und maschinen­
zentrierten Umstrukturierungsstrategie 
geraten die Menschen doppelt aus dem 
Blick, sowohl als freizusetzende als auch 
alsweiterzubeschältigendeMitarbeiter. 
Aus der Perspektive dieser Strategie 
handelt es sich zunächst bei dem 
Entlassungsproblem um ein 'ZWOngsläu­
figes Folgeproblem der Umstrukturie­
rung, dem man sich auf verschiedene 
Art und Weise stellen kann: 
aJ Illusionär: Enrlassungen gelten zwar 

abstrakt als unumgänglich, trotzdem 
will man sie konkret um jeden Preis 
vermeiden. Die markt- und maschi­
nenzentrierten Umstrukturierungs­
maßnahmen des Unternehmens 
werden von Anfang an so konzipiert, 
daß möglichst keiner den Betrieb 
verlassen muß und jeder so weiter­
arbeiten kann wie bisher. 

bJ Blauäugig: Das Enrlassungsproblem 
gilt nicht nur als unvermeidliches 
Folge-, sondern schlicht als Rand­
problem. Man stellt sich ihm mit 
Bauernregeln wie „es wird alles nicht 
so heiß gegessen, wie es gekocht 
wird", ,,kommt Zeit, kommt Rat", 
,,mich kann es unmöglich treffen". 

c) Zynisch: Die Losung heißt hier „hire 
and fire". ,,Abspecken" bis zur Effi­
zienz und um jeden Preis, Personal­
kosten runter und Leute raus. 
Sozialverträglich: Hier ist man dar­
um bemüht, die notvvendigen Enrlas­
sungen mit hoher Kompetenz durch 
die Nutzung allen verfügbaren Er-

R E STRUKTURIERUNG 

fahrungswissens, sachlich so gerecht 
und persönlich so erträglich wie nur 
irgend möglich zu gestalten. Die 
Maßnahmen zielen - aus den unter­
schiedlichsten Gründen-darauf, sich 
ebenso schmerz- und verlustarm wie 
reibungs- und geräuschlos von den 
Mitarbeitern zu trennen. 

Der 

rende Praxis industrieller Umstrukturie-
. rung, dann drängt sich natürlich die 

Frage auf, wie dies zu erklären ist. Diese 
Frage scheint sich jedoch von selbst zu 
verbieten, denn die Antwort liegt doch 
wohl auf der Hand: Die Wirtschafts-und 
Währungsunion stellte für die ehemali­
gen volkseigenen Betriebe und Kom­
binate eine Schocktherapie sonderglei­
chen dar, und sowohl die Investitions-Ich vermute, daß die letz­

te Variante in der gegen­
wärtigen Umstrukturie­
rungsphase in den fünf 
neuen Bundesländern 
zwar anzutreffen ist, je­
doch nicht dominiert. 
Was nun die weiter zu 
beschäftigenden Mitar­
beiter betrifft, so erschei­
nen sie aus der Perspekti­
ve einer primär merkt- und 
maschinenzentrierten Um­
strukturierungsstrateg i e 
nicht als Problem. Grob 
zugespitzt ergibt sich in 

Weltmarkta 
brach sich W 

etwa folgendes Bild: Wer 
nichtarbeitsloswird, kann • seinem Schöpfer danken. 
Er ist heilfroh, seinen Job 
zu behalten und folglich 
hinreichend motiviert, sei­
ne Arbeitsaufgaben zu­
verlässig, pünkrlich und in 

~nm 
hoher Qualität zu erfül-
len. 
Wenn die externen (genügend Aufträge) 
und internen iordenHiche Arbeitsmittel) 
Arbeitsvoraussetzungen gewährleistet 
werden - was allemal schwer genug 
ist - , kann es keine Komplikationen ge­
ben. Sollten dennoch Schwierigkeiten 
auftreten, hat man ja auf vermurlich 
lange Zeit einen übervollen Arbeitsmarkt 
zur Verfügung, auf den sich im Bedarfsfall 
immer wieder zurückgreifen läßt. 
Kurzum, was der primär merkt- und 
maschinenzentrierten Umstrukturierungs­
strategie gegenwärtig mehr oder weni­
ger systematisch in den „blinden Fleck" 
gerät, scheint mir die soziale Dimension 
der Arbeits- und Technikgestaltung zu 
sein. 

Einfache Erklärungen: 
Druck und Kampf 
Gesetzt den Fall, dieses aus verstreuten 
Eindrücken gewonnene Bild täuscht nicht, 
angenommen, es repräsentiert eine 
existierende, vielleicht sogar dominie-

initiotivenderaltbundesrepublikanischen 
Wirtschaft als auch die Reorganisations­
initiativen der neubundesrepublikani­
schen Regierung blieben bisher weit 
hinter den massenhaft gehegten Erwar­
tungen zurück. Bildlich gesprochen: Der 
Weltmarkt brach sich über Nacht Bahn, 
die Sturmflut wurde nur unzulänglich 
kanalisiert und die neuen AG's und 
GmbH's gehen zuhauf Wasser saufen. 
Die Unternehmen kämpfen ums nackte 
Überleben. Den meisten stehtdas Wasser 
schon bis zum Hals. Unter diesem ele­
mentaren Druck schrumpft die soziale 
Dimension notgedrungen auf das Pro­
blem der bloßen Weiterexistenz. Was 
bedarf es da noch weiterer Erklärun­
gen? 

Vorsichtige Zweifel: 
Bruch oder Kontinuität? 
Daß die soziale Dimension der Arbeits­
und Technikgestaltung in dergegenwär­
tigen Phase der industriellen 

Umstrukturierung der fünf neuen· Bun­
desländer häufig auf Unverständnis und 
taube Ohren stößt, läßt sich m.E. nur 
sehr bedingt der geschilderten Situation 
zurechnen. Ich halte diesen scheinbar 
,,selbstverständlichen" und „natürlichen" 
Erklärungsansatz u.a. deshalb für ver­
einfachend und vereinseitigend, weil er 
stillschweigend unterstellt, vor der politi­
schen Wende im Herbst 1989 und dem 
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Beschältigtengruppen als auch dem 
Management die soziale Dimension 
dieser Prozesse nicht in erster Linie unter 
der elementaren Gewalt einer jäh über­
bordenden Problemflut, sondern a priori 
"wegrutscht".Ja, mehr noch. Hier dürfte 
in den Unternehmen-wenn auch aus je 
verschiedener Perspektive konstruiert und 
bewußt-bewußlos produziert - ein fata­
ler, weil destruktiver Konsens bestehen. 

ger stand er alltagspraktisch selten 
tatsächlich im Mittelpunkt. Da näm­
lich, wo er in den konkreten arbeits­
und technikgestal-tenden Prozessen 
nicht als vorgestelltes Abstraktum, 
sondern als lebendiges Individuum -
also auch und gerade als wider­
setzliche, mit Eigensinn und Eigen­
willen ausgestattete Persönlichkeit -
auftauchte, stand er meist nur im 

ipzig eröffnet -
darauf folgenden wirtschaftlichen Um­
bruch im Sommer 1990 hätte sich die 
soziale Dimension der Arbeits- und. 
Technikgestaltung nicht im „blinden 
Fleck" der alltagspraktischen Welt-An­
schauung befunden. Zugespitzt formu­
liert handelt es sich dabei um eine Art 
„Bruch"-Modell, denn es entsteht der 
Eindruck, zuvor hätte man diese Dimen­
sion sicher im Blick und zuverlässig im 
Griff gehabt, nun jedochwöresieeinem 
unter dem akuten Druck der 
eskalierenden Probleme schlicht und 
einfach „weggerutscht", da man ganz 
anderes im Sinn hat und es wahrlich 
wichtigeres zu tun gibt. 

Gibt es Gründe, die Gültigkeit dieses 
plausiblen „Bruch"-Modells zu bezwei­
feln? Ich fürchte, ja. Es spricht nämlich 
manches dafür, daß sich dieses Phäno­
men eher mit einem „Kontinuitäts"-Mo­
dell verstehen läßt. Die Vermutung liegt 
nah, daß aufgrund einer iahrelangen 
Alltagspraxis der Arbeits- und Technik­
gestaltung sowohl den verschiedenen 

Alte Fundamente: 
Alltagspraxis 
und Alltagserfahrung 

Bei dem Versuch, zu den Fundamenten 
jener Welt-Sicht vorzustoßen, der die 
soziale Dimension der Arbeits- und 
Technikgestaltung systematisch in den 
blinden Fleck der Beobachtung geriet, 
ist es m.E. unabdingbar, zwei 
Differenzen ständig im Blick zu behal­
ten, die sich - metaphorisch zugespitzt­
in etwa wie folgt skizzieren ließen: 

a) Die Differenz zwischen virtuellem 
Vordergrund und realem Mittelpunkt: 
freilich, auf allen Ebenen der Gesell­
schaft wurde der Mensch im „Reae 
sozialismus" - ob parteiprogrom­
matisch oder sozialwissenschaftlich, 
ob agitatorisch oder leistungs­
konzeptionell - ebenso permanent 
wie penetrant in den Vordergrund 
geschoben. Oft füllte er dort das 
ganze Welt-Bild. Nichtsdestoweni-

Wege. Vielfach wurde er dort ledig­
lich als aktuelle oder potentielle 
„Fehlerquelle" wahrgenommen und 
dementsprechend behandelt.' 

bJ Die Differenz zwischen punktuellem 
technischem Fortschritt und schlei­
chendem technischem Rückschritt: 
Häufig wird die technische Entwick­
lung in der Ex-DDR als eine Art 
asthmatischer, schleppender, stol­
pernder, kurzum als ein vom sozia­
len System deformierter wissen­
schaftlich-technischer Fortschritt vor­
gestellt. Dieses Bild mag insofern 
eine gewisse Berechtigung haben, 
als man dabei die Durchsetzung der 
sogenannten Schlüsseltechnologien 
vor Augen hat. Dennoch wird es den 
tatsächlichen Verhältnissen nur sehr 
bedingt gerecht, weil es harmonisiert 
und idyllisiert. Es verstellt nämlich 
den Blick dafür, daß es spätestens 
seit Ende der siebziger, Anfang der 
achtziger Jahre - u.a. initiert durch 
die Senkung der Akkumulationsrate 



und die Konzentration der geringen 
Investitionsmittel auf einige wenige 
Schwerpunktprojekte-einen, in Brei­
te und Tiefe nur allzuleicht und allzu­
oft übersehenen, schleichenden 
technischen Rückschritt gab, der an 
vielen Arbeitsplätzen immer spürba­
rer und drückender wurde. Was noch 
vor 5, 10, 50 oder 60 Jahren funk­
tionierte, wurde zunehmend desolat: 
Werkhallen verfielen, Maschinen 
waren nicht mehr reparaturfähig, 
die Qualität von Grund- und Hilfs-

In ihren 
Arbeitsprozessen 

standen die 
Menschen häufig im 

Spannungsfeld 
zwischen 

punktuellem 
Modernisierungs· 

druck und massen· 
haftem Demo­

dernisierungssog. 
materialien verschlechterte sich, tau­
send kleine Dinge, die es bis dahin 
gab, waren immer schwieriger zu 
beschaffen usw. usf. Immer öfter 
konnte man den Spruch „das ist ja 
schlimmer als '45" hören, Es gab 
nicht einfach High-tech-lnseln in ei­
nem stagnierenden technischen 
Umfeld, sondern dieses Umfeld selbst 
wurde labiler, entwickelte sich zurück 
und nahm oft auch geradezu 
vorsintflutliche Züge an. In ihren 
Arbeitsprozessen standen die Men­
schen häufig im Spannungsfeld zwi­
schen punktuellem Moderni­
sierungsdruck und massenhaftem 
Demodernisierungssog. 

Diese zwei Differenzen bildeten den 
idealen Nährboden für drei Fetischis­
men, die sich schlagwortartig wie folgt 
beschreiben lassen: 

aJ Der Technikfetischismus: ,,Das einzi­
ge, was wir brauchen, ist eine funk­
tionierende Technik. Wenn wir nur 
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ordentliche Maschinen, Werkzeuge 
und Rohstoffe hätten, dann gäbe es 
auch keine Probleme und der 
Produktivitätszuwachs käme von 
ganz alleine." 

b) Der Kapitalfetischismus: ,,Wenn wir 
West-Geld hätten oder Wes~Kapital 
investieren würde, dann wäre von 
heute auf morgen Schluß mit der 
ganzen Mangel-und Schlamperwirt­
schalt und der gesamte Produktions­
prozeß würde wie geschmiert lau­
fen." 

c) Der Expertenfetischismus: ,,Wir 
brauchen nur die richtigen Exper­
ten" - d_h_ Facharbeiter, Meister, 
Techniker, Konstrukteure, Manager 
usw., je nachdem, wer die Misere 
von welchem Standpunkt aus betrach­
tete -, ,,dann gäbe es auch keine 
Effizienzprobleme." 

Diese drei Fetischismen durchdrangen 
einander. Die Alltagspraxen marginali­
sierten und reduzierten die soziale Di­
mension der Arbeits- und Technikgesta~ 
tung. Daß und warum diese Dimension 
den Menschen systematisch in den 
blinden fleck ihrer Wahrnehmungs-, 
Denk-, Verhaltens- und Entscheidungs­
muster geriet, wird vielleicht besser ver­
ständlich, wenn man sich folgende drei 
Punkte vergegenwärtigt, an denen ihre 
Alltagserfahrung sich wieder und wie­
der auskristallisierte: 

a) Wenn zunehmend vielen bereits eine 
bloß funkfionierende Mosch i ne oder 
ein ständiger Vormaterialschub fast 
schon als Wunder gilt und eine mo­
derne Westmaschine als ein Gottes­
geschenk herbeigesehnt wird, er­
scheint das Hauptproblem der 
Arbeits- und Technikgestaltung in der 
bloßen Verfügbarkeit der stofflich­
gegenständlichen Faktoren. Das 
„Soziale" reduziert sich auf das 
Beschaffungsproblem. 

b) Wenn die soziale Dimension der 
Arbeits- und Technikgestaltung an 
die Menschen primär von außen, in 
Form von wirklichkeitsfremden Kam­
pagnen herangetragen wird, wach­
sen mit der Zeit administrativ­
propagandistische Gestaltungsform 
und Gestaltungsdimension bis zur 
Unkenntlichkeit ineinander. Da die 
Form den Menschen als absurd gilt, 
erscheint ihnen auch die in dieser 
Form repräsentierte soziale Dimen­
sion als absurd. 

c) Die eigene - individuell und kollek­
tiv - tagtäglich vollbrachte soziale 
Gestaltungsleistung wurde erstens oft 
nicht als solche wahrgenommen, 
zweitens nicht diskursiv gebündelt, 
drittens als vergleichsweise unbe­
deutend angesehen und viertens 
vielfach administrativ unterdrückt. 
Gerade diese spontanen, jenseits 
und gegenüber den offiziellen 

Gestaltungsformen unter der Hand 
der Akteure und hinter dem Rücken 
der Vorgesetzten praktizierten Ar­
beits- und Technikgestaltungslösun­
gen enthielten nicht selten innovative 
Potenzen, waren im Kern kreativ und 
originell. Während der Mehrzahl 
der Leiter diese Potentiale - falls sie 
sie überhaupt wahrnahmen - als 
höchst suspekt, weil regelwidrig und 
nicht kontrollfähig galten, war es für 
die Initiatoren weder notwendig noch 
empfehlenswert, ihre Praxis syste­
matisch zu reflektieren, denn es do­
minierte stets das zwiespältige Ge­
fühl, zwar etwas Sinnvolles und 
Vernünftiges, letztlich jedoch Verbo­
tenes und Unerlaubtes zu tun. 

Auch wenn man dem skizzierten Aufriß 
der Fundamente im einzelnen reserviert 
gegenübersteht, läßt sich wohl schwer­
lich die Gefahr bestreiten, daß die so­
ziale Dimension der Arbeits- und 
Technikgestaltung nicht nur momentan. 
unter dem akuten Druck der diversen 
Anpassungsprobleme und den daraus 
resultierenden Überlebenskämpfen der 
Unternehmen -, sondern mehr oder we­
niger systematisch - unter dem Zwang 
einer sozial erworbenen Erblast- in den 
„blinden fleck" der industriellen 
Umstrukturierung gerät_ Ist dies der Fall, 
dann können diese alten Fundamente 
sehr schnell in neue Barrieren der 
Umstrukturierung umschlagen. 

Neue Barrieren: 
Mensch und Management 
Selbst wer nur einen Aüchtigen Blick in 
die einschlägigen Management-Zeit­
schrilten wirft, dem kann nicht entgehen, 
daß es einen Umorientierungstrend im 
Selbstverständnis des Managements 
gibt, insbesondere was das Verhältnis 
von Mensch und Managementanbetrifft. 
Es handelt sich hier nicht um die ebenso 
bekannte wie kritisierte Praxis, daß die 
Mitarbeiter einer Organisation bzw. 
eines Unternehmens durch sporadisch 
inszenierte PR-Kampagnen manipulativ 
in den Vordergrund geschoben werden, 
obwohl sie alltagspraktisch eher am 
Rande oder im Hintergrund des 
Managementdenkens und -handelns 
figurieren, sondern darum, daß und wie 
sie tatsächlich ins Zentrum der Auf­
merksamkeit rücken. 
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Versucht man, diesen Umorientierungs­
trend auf den Begriff zu bringen, dann 
zeichnet sich m.E. in diesem Diskurs das 
Bemühen ab, eine die gesamte Organi­
sation bzw. das gesamte Unternehmen 
umfassende reflexive und persönlichkeits­
zentrierte Selbstrestrukturierung in Gang 
zu setzen. 3 Grob vereinfacht handelt es 
sich dabei um folgendes: ,,Restrukturie­
rung" heißt, es geht um den Umbau der 
Architektur des gesamten sozialen 
Handlungsraumes, nicht um eine Reno­
vierung der Organisationsfassaden. 
„Selbst" meint, daß diese Organisation 
nicht nur das Feld, sondern zugleich 
auch der Hauptakteur in diesem Um­
bauprozeß ist - restrukturiert wird von 
innen, nichtvon außen. ,,Persönlichkeits­
zentriert" fixiert die Mitarbeiter erstens 
als Dreh- und Angelpunkt der neuen 
Handlungsstrukturen und zweitens als 
archimedischen Punkt des Umgesta~ 
tungsprozesses. ,,Reflexiv" bezeichnet 
den Diskurstyp, in dem sich die je ver­
schiedenen Akteure der Umstrukturierung 
permanent auf sich und ihre jeweilige 
kollektive Umgestaltungsleistung bezie­
hen. 

Die Gefahr, daß die skizzierten alten 
Fundamente in neue Barrieren der indu­
striellen Umstrukturierung umschlagen 
könnten, macht sich für mich nicht daran 
fest, daß dieser Umorientierungstrend 
des Managements vielfach nicht gese­
hen, geschweige denn mitvollzogen 
wird. Das Problem besteht für mich 

_ vielmehr darin, daß dieser Trend, wenn 
man ihn ins Blickfeld schiebt, nicht 
ernstgenommen, in seiner strategischen 
Bedeutung nicht erfaßt und mehr oder 
weniger umstandslos bagatellisiert 
werden könnte. Eine solche Vermutung 
ist vielleicht nicht völlig aus der Luft 
gegriffen, denn nicht selten trifft man bei 
dem Versuch, die soziale Dimension der 
Arbeits- und Technikgestaltung zu 
problematisieren, auf eine „Wortpho­
bie". So reichen etwa bei solchen The­
men wie „das Neuererwesen in der 
japanischen Autoindustrie" oder „die 
Rolle der Meister in erfolgreichen Un­
ternehmen", allein schon die Worte 
,,Neuererwesen" oder „Rolle der Mei­
ster" aus, um alle Schotten fallen zu 
lassen. Ich hielte es für zu kurz gegriffen, 
wenn man meinte, diese Phobie ließe 
sich unterwandern, indem man die In­
halte lediglich sprachlich aufstylt_ Die 
Allergie scheint mir entschieden tiefer zu 
sitzen. 

Wie dem auch sei, m.E. besteht kein 
Anlaß, die Gefahr des Umschlagens 
der alten Fundamente in neue Barrieren 
zu marginalisieren, denn es dürfte si­
cher unstrittig sein, welche der beiden 
Restrukturierungsstrategien - die primär 
markt- und maschinenzentrierte oder 
die reßexive und persönlichkeitszentrierte 
Selbstrestrukturierung . strategisch die 
bessere Wettbewerbsfähigkeit sichert, 
sei es in einer sozialen Marktwirtschaft 
oder einer nichtsozialen Weltwirtschaft. -,pw 

l Zum Phänomen des „blinden Flecks" und zu 
dieser Charakterisierung siehe u.o. Foerster, 
H. v.: Das Konstruieren einer Wirklichkeit, in­
Wotzlawick, P. (Hg.]: Die erfundene Wirklich­
keit. Wie wissen wir, was wir zu wissen 
glauben? Beiträge zum Konstruktivismus, 
München und Zürich 1986, S. 40f.; luhmann, 
N.: Autopoiesis als soziologischer Begriff, in: 
Haferkamp, H./Schmid, M. (Hg.): Sinn, Korn· 
munikation und soziale Differenzierung, 
Frankfurto.M. 1987, S. 317 

2 Marz, L.: Diskussionsbeitrag zur Umfrage 
„Mensch · Technik · Beziehung unter den 
Bedingungen derwissenschaftlich-technischen 
Revolution im Sozialismus", in: Deutsche Zeit· 
schriftfürPhilosophie, Heft l 0/1988,S. 945ff. 

3 Marz, l.: Multikulturelles als leitbildorientiertes 
Management. Zur methodologischen 
Konlurierung und Strukturierung;: eines 
Forschungsfeldes, WZB-dp FS 1191-l:~9~,Berlin 
1991, s. 19ff. ;:.i',i(, 
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Stecknadel im Heuhaufen? 
7»r Situation der linken in den Vereiliglen Stooten von Amna 
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Entgegen weitverbreiteter Einschät­

zungen über die Irrelevanz der Linken in 

den USA lohnf sich für die hiesige Linke 
ein genauerer Blick über den Atlantik. 
Der 'relafive Niedergang' (P. Kennedy} 
der USA als Welfmachf, die seif Reagans 
Am~zeit zugespif'zten sozialen und öko­
logischen Probleme, die Sfag-nation 
linker Politik in den USA, die eminenten 
Umwälzungen in Osteuropa mit dem 
Abs/erben des realen Sozialismus, das 
Ende des 'kalten Krieges', der Bedeu­
tungszuwachs globaler existentieller 

Krisen und der Golfkrieg bezeichnen 
veränderte Rahmenbedingungen und 
bieten hinreichende Anlässe für einen 
gründlichen Rellexionsprozeß der linken 

in den USA. 

Edgar Göll, Soziologe, Berlin 
111-,'-j!,--

Die Reaktionsmuster von US-Linken auf 
die genannten Rahmenbedingungen 
sind recht unterschiedlich. Sie reichen 
von einem Rückzug ins Private, einer 
resignativen Abkehr von bisheriger Pro­
grammatik und Flucht in psychologisie­
rende Erklärungsmuster, über die erneute 
Konzentration auf 'grossroot politics', 
bis hin zur Hoffnung, daß nach dem 
Scheitern der stalinistischen Sozialismus­
Variante die 'originären' Aspekte des 
linken, emanzipatorischen Proiekts 
akzeptabler und erfolgreicher werden 
könnten. 
Der Pluralismus, Regionalismus und die 
Zersplitterung der politischen Kultur in 
den Vereinigten Staaten strukturieren 
weithin auch oppositionelle Bewegun­
gen. Trotz ihrer relativen Schwäche ist 
die US-Linke noch heterogener als die 
bundesdeutsche Linke. Holzschnittartige 
Definitionsversuche darüber, was und 
wer links" sei-dürften mehr noch als in 
Eur~~a - in den USA scheitern. Als 
,,links" sollen hierin pragmatischer Weise 
alle Akteurinnen bezeichnet werden, 
deren Ziele und Strategien wesentliche 
Elemente sozialistischer und feministi­
scher Ideologie beinhalten. Über die 

(Golf-J Aktualitäten hinausgehend soll 
im folgenden der Versuch gemacht 
werden, einige Rahmenbedingungen, 
die uns das Phänomen des 'Stecknade~ 
Daseins' der US.linken näherbringen, 
und Politikfelder sowie ideologische 
Strömungen und Organisationsmuster 
der Linken in den USA, aufzuzeigen. 

Mit europäischen 
Maistäben 
Von Vertretern der mitteleuropäischen 
Arbeiterbewegung (wie K.Marx, 
F.Engels, W.LiebknechtJ wu_rden schon 
sehr frühzeitig skeptische Außerungen 
über die Aussichten sozialistischer und 
linker Bewegungen in den Vereinigten 
Staaten geäußert. In systematischer 
Weise wurde dies von dem deutschen 
Sozialisten und Soziologen Werner 
Sombart in seiner berühmten Studie 
„Warum gibt es keinen Sozialismus in 
den Vereinigten Staalen ?" [1905J dis­
kutiert. Heute werden in Anlehnung an 
Sombarts Werk für den „American 
Exceptionalism" (A. de Tocuevillej im 
Allgemeinen folgende h istorisch-spezifi-

sehe Faktoren genannt, welche aller­
dings aktuell nur noch in unterschiedli­
chem Maß Wirkung zeigen: 

der Staatsbildungsprozeß verlief in 
den USA auf der Grundlage einer . 
Gesellschaft von überwiegend unab­
hängigen Produzenten wie Farmern, 
Händlern und Handwerkern [India­
ner, farbige und Frauen blieben 
bekanntermaßen außen vor); 
es gab keine vergleichbaren dominie­
renden Ordnungsmuster wie beispiels­
weise durch die früheren Zunftord­
nungen und die absolutistischen und 
feudalistischen Strukturen in Europa; 
der Zentrolstaat war (und bliebj 
schwach, während Großgrundbe­
sitzer und Kapitalisten enorme Macht 
anhäufen konnten; 
das politische System der USA ist sehr 
dezentralisiert; Föderalismus, Regio­
nalismus und Sektionalismus sind do­
minierende Strukturmerkmale; 
die Segmentierung der sozialen Klas­
sen war von Anbeginn an extrem 
hoch; Unterschiede in Sprache, Lebens­
weise, Tradition, Kultur und Religio­
nen erschwerten die Solidarisierung 
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und Organisationsbildung oder mach­
ten sie unmöglich; 
durch die alltäglichen Erfahrungen 
der Einwanderung und durch die meist 
dominierende 'calvinistische Ethik' 
erwuchs einerseits ein ausgeprägter 
Individualismus und Leistungsmythos, 
andererseits eine Abneigung gegen 
obrigkeitliche Aktivitäten; 
die frühe Militanz gegen Anarchi­
stinnen und Sozialistinnen mündete in 
einen undifferenzierten Anti-Kommu­
nismus und äußerte sich auch in bluti­
gen Gewaltaktionen der Bourgeoisie 
gegen radikale Teile der US-Arbeiter­
bewegung; 
bereits zu Beginn des 19. Jahrhun­
derts partizipierte das Proletariat an 
Wahlrecht und Bürgerrechten, es 
wurde in das politische System zumin­
dest formal einbezogen; 
das Mehrheitswahlsystem [,,thewinner 
takes all"] präformiert ein durchgän­
giges Zwei-Parteiensystem und er­
schwert/e das Entstehen dritter Partei­
en [A.S.MarkovitsJ; 
der hohe Lebensstandord großer Teile 
der Arbeiterschaft führte dazu, daß 
„alle sozialistischen Utopien wegen 
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Roastbeef und AplelkuchEl(l:,ti;nichts 
kommen" könn(tJen (W.Sdol1lsi:ii1J; 
die koloniale Ausbeutung''insbeson­
dere der südlichen Nachbarökono­
mien ('Hinlerhof'J trug zu dem indu­
striellen Aufstieg mit bei; 
die weitverbreitete Mobilität und der 
wirkungsvolle Mythos der 'Frontier' 
(damals der Chancen im Weslenj stell­
(tJen eine Art Ventil für Unzufriedene 
dar. 

Im laufe der letzten Jahrzehnte wurde 
vor allem noch die sogenannte 'Vierte 
Gewalt', d.h. die Massenmedien dis­
kutiert. 

Das Zweiparteiensystem 
Das extrem stabile, gleichzeitig sehr 
flexible (Zwei-JParteiensystem der USA 
verleitet etliche Linke in den USA zur 
Resignation. Dritte Parteien konnten im 
günstigsten Fall auf regionaler Ebene 
Erfolge erzielen. Die demokratische und 
die republikanische Partei sind völlig 
verschieden von europäischen Partei­
en. Es sind eher Wahlkampforganisa­
tionen, die kurz vor Wahlen · für be-



,, 

i 1,I. ,, 
!il 

1 

,! 
l'i 
11, 

il 
iti 

II! 
i1I 
:li 

1, r 
1 

1 

1 

ff 

stimmte Kandidatinnen - aktiv werden. 
Es gibt keine Parteibücher, Mitglied wird 
Mensch meist dadurch, daß Mensch bei 
Vorwahlen bei der Kandidatlnnen­
auswahl einer bestimmten Partei mit­
wählt. Die Bedeutung der Parteien ist 
traditionell sehr gering, ihr Ruf eher ne­
gativ. Sie sind zersplittert, so daß bei­
spielsweise Sidney Verba meint, es exi­
stierten insgesamt 51 demokratische und 
51 republikanische Parteien: jede 
einzelstaatliche Organisation ist und 
handelt anders. 

Die Heterogenität der Demokratinnen 
hängt auch mit der Heterogenität ihrer 
Klientel zusammen. Zudemgibtesschon 
lange regionale Unterschiede; bei­
spielsweise sind Demokratinnen der 
Nordoststaaten meist liberaler als die 
'Dixiecrats' aus dem Süden (dies ver­
ändert sich aber bereits langsam). Eine 
einigermaßen partei-konsistente Politik 
oder Parteidisziplin ist kaum zu erwar­
ten. Während die Demokra~nnen eher 
in den Einzelstaaten und im US.Kongreß 
erfolgreich sind, konzentrieren sich die 
einflußreichen und finanzstarken 
Republikanerinnen eher auf die Präsi­
dentschaft, wo sie mit abstrakten, pa­
triotischen und emotionalisierenden Pa­
rolen sehr erfolgreich waren und sind. 

Die traditionelle, eurozentristische Sicht­
weise der US.Verhältnisse als Mangel­
verhältnisse wird jedoch von einigen 
US.Amerikanerinnen relativiert und er­
gänzt. So wurde noch kürzlich von ei­
nem führenden Vertreter der AFL.CIO -
als er politische und gesetzgeberische 
Erfolge aufzählte - angemerkt, sein 
Gewerkschaftsdachverband erfülle be­
reits weitgehend die Funktion einer 
sozialdemokratischen Partei in den USA 
Zudem konstatierte der führende Alt­
Linke Michael Harrington, die USA sei­
en schon in spezifischer Weise soziali­
stisch (z.B. wegen einiger basis­
demokratischer und plebiszitärer Ele­
mente). So wurde selbst von Reagan 
eine Art staatlicher Industrie- und 
lnfrastrukturpolitik betrieben -allerdings 
fast ausschließlich im und für den 
Rüstungssektor. 

Unke Theorie 
Spätestens seit '68 findet in kleinen 
akademischen Zirkeln eine rege Debat­
te linker, sozialistischer und marxistischer 
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Theorien statt, was sich beispielsweise 
in dem umfangreichen Reader „The Left 
Academy" von Ollman/Yernoff nieder­
schlug. Dabei ist die Differenz zwischen 
niveouvoller und innovativer Theorie­
debatte einerseits und praktischen Um­
setzungsdefiziten andererseits erstaun­

lich. 

Auffallend ist, daß die theoretischen 
Konzepte Antonio Gramscis innerhalb 
der US.Linken weiter verbreitet sind als 
im bundesdeutschen Raum, was wohl 
nicht nur mit der frühen Teil-Edition sei­
ner'Prison Notebooks' zusammenhängt. 
Sicherlich ist Gramsci auch mit seinem 
Aufsatz „Americanism and Fordism" -
der als Ausgangspunkt für die moderne 
'Fordismus-Theorie' [M.Aglietta, M.Davis 
u.a.) dient/e - durch die sensible Be­
achtung amerikanischer Strukturmuster 
und Trends der Bedeutung sozial­
interaktiver und kultureller Aspekte in 
der Beschreibung und Analyse dem 
American Way of Life recht nahege­
kommen. Gerade sein Augenmerk auf 
die Differenziertheiten und Dynomiken 
innerhalbder'civil society' machen seine 
Verwendung im zersplitterten und 
komplexen US-System auch künftig 
nutzbringend. 

ln eine ähnliche ideologische, demo­
kratie-orientierte Richtung weist die 
Rezeption des Werks von Hannah 
Arendt, deren Augenmerk ebenfalls in 
der zivilen Gesellschaft lag, die ja spä­
testens noch dem Fall 'der Mauer' auch 
in linken europäischen Wissenschaft­
lerinnenkreisen neue Bedeutung erlan­
gen dürfte. Bei beiden Autorinnen liegen 
Ansätze für kommunale Organisations­
formen vor, welche in den Vereinigten 
Staaten durchaus eine lange Tradition 
besitzen und immer wieder von Teilen 
der Linken artikuliert wurden/werden 
[Community-Bewegungen). 

Auffallend an der linken Szene der 
Vereinigten Staaten ist ihre (im Vergleich 
zum europäischen Dogmatismus) relati­
ve Toleranz und Offenheit, ihr 'typisch 
US-amerikanischer' Pluralismus und 
Pragmatismus. So scheint die Verknüp­
fung von traditioneller Klassenpolitik mit 
Feminismus und Geschlechterfragen, 
Ökologie und Rassenfragen, Interna­
tionalismus, Lebensweisen und sogar 
Spiritualismus selbstverständlicher und­
in der jungen Generation - viel weiter 
gediehen zu sein als in Europa [P.Buhle). 

linke Akteurinnen 
Zur Linken in den Vereinigten Staaten 
lassen sich einige wichtige Gewerk­
schaften, wie die International 
Association of Machinists [1AM), die 
UnitedAuto Workers [UAW), die United 
Steel Workers [USW) und die Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten 
[AFSCME) zählen. Der Organisations­
grad hat inzwischen die 16-Prozent­
Marke erreicht und eine Tendenzwende 
ist- trotz selbstkritischer Stimmen inner­
halb der AFL.CIO - nicht absehbar. Zu 
tief sitzen die Niederlagen während der 
Reagan-Ära, in der oft massive Kon­
zessionen eingegangen wurden, wie 
zum Beispiel Lohnreduzierungen, 
Streikabsagen, lange TariAoufzeiten. 
Neue Strategien wie die der 'Local P-9' 
waren [noch) nicht erfolgreich. In ihrem 
über einjährigen Kampf hatten diese 
Gewerkschafterinnen eines Fleisch­
verpackungsunternehmens in Minnesoto 
unter der Anleitung eines professionel­
len Kampagnenexperten mit Boykotten 
und Öffenttichkeitsarbeit gegen niedri­
ge Sicherheitsstandards und Löhne ge­
streikt. 
lm Bereich der industriellen Beziehun­
gen ist noch das Projekt „Saturn" von 
General Motors !GM) zu erwähnen. 
Seit Oktober 1990 produzieren 3.000 
Beschäftigte in einem nagelneuen und 
hochmodernen Werk bei Nashville/ 
Tennesse einen Wagen der unteren 
Mittelklasse: den 'Saturn'. Doch nicht 
nur der hohe technische Standard istfür 
US.Verhältnisse neu, besonders innovativ 
ist die Einbeziehung der Beschäftigten 
mittels Hierarchieauflösung und ansatz­
weiser Demokratisierung des Direktions­
rechts: ,,Dies ist ein Maß an Mitbestim­
mung, das bei Tarifverhandlungen in 
den USA noch nieerreichtwurde" [UAW­
Vorsitzender 0.Bieber). Bei der Suche 
von US.Autokonzernen nach Mitteln zur 
jWieder-)Herstellung von internationa­
ler Konkurrenzfähigkeit scheint dies -
neben 'Japonisierung' -eine auch für die 
Beschäftigten und Gewerkschaften po­
sitivere Lösung. 
Neue soziale Bewegungen engagieren 
sich in allen gesellschaftspolitischen 
Bereichen. Die meisten politischen 
Aktivis~nnen arbeiten in lokalen Bürger­
initiativen, wo die konkrete Betroffenheit 
zu kurzfristigem, aber intensivem Enga­
gement motiviert - zudem lernt Mensch 
dabei andere Leute kennen. Die Frauen­

bewegung hat zwar keinen überragen-
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den Fortschritt erzielt, erkämpfte aber 
immerhin ettiche Teilerfolge, die jedoch 
immer wieder gegen konservative 
Attacken verteidigt werden müssen (li­
berale Abtreibungsregelung, Frauen­
forschung in zahlreichen Universitäten, 
gesetzliche Frauenförderungs-Program­
me, PorNo-Kampagne). Die National 
Organization ofWomen INOW) dürfte 
immer noch deren einflußreichstes ln­
strumentsein. Die Schwulen-und Lesben­
bewegung scheint demgegenüber seit 
der puritanisch angeheizten Aids-Hy­
sterie nur noch in der Defensive zu sein. 
Die Friedensbewegung ist zersplittert 
und verlor seit Reagans 'Friedenspolitik' 
an Einfluß. Dennoch konnten kurzfristig 
Demonstrationen gegen die militärische 
Eskalation am Golf durchgeführtwerden. 
Von dort kam auch die Parole 'No Blood 
for Oil'. Doch angesichts der Zuspitzun­
gen und der Einstimmung auf den „er­
folgreichen" militärischen KonAiktgegen 
den neuen Bösewicht im arabischen 
Lager brach die öffenttiche Unterstützung 
für die Friedensbewegung weitgehend 
zusammen. Gegenüber den neuen 
Aufrüstungsplänen erscheint sie macht­
los. 

Fragmentierung istauch kennzeichnend 
für die Anti-Interventions-Bewegung und 
die Solidaritätsbewegungen mit 
Zentralamerika, wo nur noch hoch­
motivierte Zirkel aktiv sind. Dabei spie­
len kirchliche Gruppierungen [z.B. im 
Sanctuary-Movementj - wie kürzlich 
gegen den Krieg am Golf! - eine be­
sondere Rolle. Okologische Bewegun- . 
gen erhielten beispielsweise durch Um­
weltkatastrophen einigen Zulauf und 
Einßuß; sie konnten auch in gesetz­
geberischer Hinsicht einige Erfolge auf 
kommunaler und Einzelstaatsebene er­
zielen. Allerdings stellen sich die um­
weltpolitischen Ankündigungen Bushs 
mittlerweile als pure Rhetorik heraus. 
Bundesweite Organisationen, wie die 
Association of Community Organiza­
tions for Reform Now [A. C. 0. RN.), die 
Bewegung für Konsumenten-Rechte 
[Ralph Nader), das American Indian 
Movement [AIM) und eine Vielzahl lo­
kaler Initiativen, wie die vonJesseJackson 
geführte P.U.S.H. in Chicago, sind Teil 
der linken 'Diversity'. Zu diesem fort­

sc_hrittkh gesinnten Flickenteppich ge­
hort eme Vielzahl kleiner, meist akade­
mischer Zirkel, die vor allem durch Pub­
ljkationen oder Tagungen an die !kleine) 
Offentlichkeit treten. Einige von ihnen 
schlugen mitten in der Reagan-Ära 
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'Blueprints' [Baupläne) für eine alternative 
Gesellschaft vor. Zu derartigen Zirkeln 
gehör[t)en beispielsweise 'The Union 
For Radical Political Economics' jmitu.a. 
Anwar Shaikh, David M. Gordon, 
Thomas E. Weisskopf, Andre Gunder 
Frank, Samuel Bowles) und die Komitees 
des 'Marxist-Humanism' (deren Grün­

derin und Vorsitzende Raya Dunayevs­
kaya im Juni 1987 verstarb); ihr kleines 
Magazin heißt „News & Letters" und 
erscheint in Chicago. 

Ein kleiner linker Flügel in der Demokra­
tischen Partei istebenfalls zu erwähnen. 
Der durch Jesse Jocksons frühere 
'Rainbow-Coalition' und seine links­
liberale Präsidentschafts-Wahlkampag­
ne von 1988 versuchte 'economic po­
pulism' IR.Kuttner) wurde von der de­
mokratischen Parteiorganisation aber 
kaum unterstützt. Derzeit tritt diese Strö­
mung kaum in Erscheinung. Als linker 
Kern der Demokratinnen verstehen sich 
seit langem die Aktivistinnen der DSA, 
einer seit 1982 existierenden Organi­
sation, die mittels einer uns bekannten 
'Doppelstrategie' [Engagement in der 
Demokratischen Partei und in sozialen 
Bewegungen) versucht, demokratisch­
sozialistische Politik durchzusetzen. Ihr 
vor eineinhalb Jahren verstorbener 
'spiritus rex' Michael Harrington konnte 
durchaus einige Vernetzungen knüpfen 
und sorgte immerwiederfür interessante 
inhaltliche und strategische Diskussionen. 
Heute düfte die DSAFeministin Barbara 
Ehrenreich die bekannteste Persönlich­
keit dieses Spektrums sein. Die kleine 
Gruppierung derSocial Democrats USA 
kann wegen ihres Engagements inner­
halb der Gewerkschaften - insbesonde­
re bezüglich Sozialpolitik - auch zu 
diesem Spektrum gezählt werden. 
Dritte Parteien gab und gibt es in weni­
gen Einzelstaaten. Die weitgehend 
vergreiste und dogmatische CPU SA hatte 
durch die zeitweiligen Sympathien mit 
Gorbatschows Perestroika-Kurs einen 
kleinen Frühling, der ihre Bedeutungs­
losigkeit aber nicht durchbrochen hat. 
Dasselbe gilt wohl für die 'Socialist 
Party' und die trotzkistische 'Socialist 
Worker Party' [SWP). Am bekanntesten 
sind wohl die 'Peace Party' in Kalifornien 
und die 'Laborendfarm Party' in Wiscon­
sin. Andere grün-orientierte Parteien 
wurden in den letzten Jahren auf regio­
naler Ebene in mehreren Bundesstaaten 
gegründet. Ihr Versuch, sich durch 'The 
Green Committees of Correspondence' 
{GCoCJ bundesweit zusammenzu-

schließen, scheiterte bislang nocb an 
ideologischen Differenzen zu Fragen 
wie Parteistatus, Abtreibung, ... 

Zum Stand der Dinge 
Bei den sogenannten Zwischenwahlen 
im November 1989 [Repräsentanten­
haus, ein Drittel des Senats, Gou­
verneure, u.v.a.m.J schnitten demokrati­
sche Kandidattnnengutab. Doch konnte 
eine Zweidrittelmehrheit im Kongreß 
nicht erreicht werden, die erst die Veto­
macht des Präsidenten kontern könnte -
falls alle demokratischen Abgeordneten 
'zusammenhielten', was bei wichtigen 
Fragen nie vorkommt. 'Fraktionsdisziplin' 
ist im Kongreß die absolute Ausnahme. 
Die kandidierenden Amtsinhaberinnen 
sind in 97% der Fälle wiedergewählt 
worden, viele hatten nicht einmal 
Gegenkandidatinnen. In den Kongreß 
wurden immerhin zwei ausgesproche­
ne Linke gewählt: Bernard Sanders aus 
Vermont und Paul Wellstone aus 
Minnesota. lnsgesamtergaben sich aber 
auf dieser politischen Ebene keine we­
sentlichen Veränderungen. 

Zunehmende Bedeutung scheint aber 
eine neue 'dritte Partei' zu bekommen: 
die Partei der Nichtwählerinnen, denn 

bei den Kongreßwahlen~ .••. ::':."'.". :i sich 
nur em Drittel der Wahl :-::.. ·)igten. 
Wie von einigen kritischen·iAutorlnnen 
angemerkt wird, gehören in~~ndere 
Unterprivilegierte zu den Nichtwählerin­
nen. Wahlregistrierungs- und -beteili­
gungskampagnen werden daher immer 
wieder von fortschrittlichen Organisa­
tionen in der Hoffnung unternommen, 
diese Stimmen für sich gewinnen zu 
können, ohne aber umfassende Erfolge 
zu erzielen. 

In politisch-inhaltlicher Hinsicht wurde 
im Bundesstaat Kalifornien 1989 über 
ein vielbeachtetes Referendum abge­
stimmt. Mit der 'Proposition 128', ge­
nannt „Big Green", sollte ein umwelt. 
politisch radikaler Rundumschlag im 
Vorreiter-Stoatdurchgesetztwerden. Die 
breite Koalition von Umweltschützerln­
nen, medienwirksam unterstützt von 
Hollywood-Größen wie Bette Midler, 
Merryl Streep und Don Johnson, initiiert 
von Ex-SDS-Führer Tom Hayden, schei­
terte allerdings deutlich am Votum der 
Wählerinnen. Auch in anderen Bundes­
staaten waren ökologische Gesetzent­
würfe nicht erfolgreich. Zwar konnten 
die Umweltschützerlnnen immerhin 



2,5 Mio. US-$ für ihre Kompagne mobi­
lisieren, doch ihre wohlhabenden und 
mächtigen Gegnerinnen setzten 6,5 Mio. 
US-$ in Bewegung. 

Perspektiven 
Daß ein gelegentlicher, genauer Blick 
über den AHantik linken Bewegungen 
und reformorientierter Politik in der 
Bundesrepublik Impulse geben kann, 
zeigt nicht nur die Geschichte der APO 
mit ihren Sit-ins und Teach-ins und den 
inspirierenden Texten HerbertMarcuses 
oder auch die Wirkungsgeschichte der 
Frauenbewegung. Demgegenüber wa­
ren konservative Kräfte immer schnell 
dabei, wenn es darum ging, die neuesten 
Wahlkampf- und Werbemethoden aus 
den USA zu importieren -natürlich nicht 
gerade zur Hebung des Niveaus der 
politischen Kultur. Es müßte nicht gleich 
Politiktransfer über den AHantik sein, 
ober beispielsweise das frühzeitige Er­
kennen von Problemen spätkopitalisti­
scher (oder besser: postlordistischerJ 
Gesellschaftsformationen, von Tenden­
zen ihrer administrativen Bearbeitung 
und von progressiven Gegenstrategien, 
könnten der deutschen und europäischen 
Linken womöglich hellen, einige Sack­
gassen zu vermeiden. 
Vor diesem Hintergrund kann gefolgert 
werden, daß sich - wieder einmal - US­
amerikanische Strukturveränderungen 
nach zeitlicher Verzögerung auch in 
Westeuropa und der Bundesrepublik 
anbahnen: Mensch denke etwa an die 
zunehmende Kommerzialisierung und 
Durchkapitalisierung der Gesellschaft 
oder an die vieldiskutierte „lndividualisie­
rungstendenz" (Ulrich BeckJ und die 
zunehmende gesellschaftliche Fragmen­
tierung und Differenzierung, die „Auf­
lösung von Arbeitermilieus" U.MooserJ 
und den Bedeutungszuwachs der 
Dienstleistungssektoren oder an Tenden­
zen im Bereich der Massenmedien und 
Parteienmüdigkeit. Daher scheint eine 
weiter zunehmende Arbeitsteilung der 
deutschen Linken unausweichlich und 
sinnvoll zu sein und eine höhere Toleranz 
zwischen den unterschiedlichen 
Gruppierungen und ihren Ideologien 
und Strategien erforderlich. Die Schick­
sale rot-grüner Bündnisse sind hier ab­
schreckende Beispiele. Inwiefern hier 
Erfahrungen aus den USA aus der 'Re­
genbogen-Koalition' weiterhelfen, wäre 
genau zu untersuchen. Jedenfalls scheint 
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sich die hiesige Linke auch auf das 
einstellen zu müssen, was Herbert 
Kitschelt bei der Untersuchung der 
Rahmenbedingungen für die neuen so­
zialen Bewegungen in den USA feststele 
te: ,,Während die Artikulationskapazität 
für politische Ansprüche in der ameri­
kanischen Politik sehr hoch ausgebildet 
ist, gilt dies nicht für die Aggregations­
kapazität konkurrierender Interessen." 
Die Gefahr, daß dies auch bei uns zu 
einer zunehmenden „Partizipation ohne 
Machtausübung" (Alford/FriedlandJ 
Führen könnte, sollte uns - nicht erst seit 
dem Kohlschen Vereinigungsspurt - ge­
genwärtig sein. 
Immer mehr ist auch hier in der BRD der 
,,Werbungswettbewerb" (Grube/ 
TiltrnannJ spürbar, dem politische Or­
ganisationen in den kommerzialisierten 
Medien ausgesetzt sind. Der eminente 
Bedeutungszuwachs von 'Form' und der 
Berücksichtigung der aktuellen, emotio­
nalen Befindlichkeiten der Adressatin­
nen, läßt Linke oftmals verdutzt diesem 
vorbeirauschenden Zeitgeist hinterher­
schauen. 
Hinzu kommt in den USA, wie bereits 
vermerkt, der enorme EinAuß traditio­
neller Ideologien. Dcraus ergibt sich 
eine besondere „Dialektik von sozialer 
und politischer Dezentralisation und 
ideologischer Zentralisation" (lösche]. 
Aber trotz des immer noch dominieren­
den Anti-Kommunismus läßt sich in 
Meinungsumfragen in den USA durch­
aus eine gewisse Affinität der US­
Bürgerinnen zu linken Zielen und Kon­
zepten feststellen (A. Markovits). So 
scheint einer Aussage des DSA-Pro­
grammvon 1982 weiterhin eine zentrale 
Bedeutung zuzukommen: 
„Zu einem großen Teil mangelt es der 
heutigen Linken nicht an Ideen, sondern 
an einer Sprache und an Symbolen, die 
die persönlichen Erfahrungen und 
Wahrnehmungen der Menschen an­
sprechen, sowie am Zugang zu den 
Massenmedien. Wir müssen Program­
me entwickeln, die als soziale Zielvor­
stellungen plausibel sind und gleichzei­
tig bei ihrem Eingehen auf die persönli­
chen Unzufriedenheiten der Menschen 
und dem Verfall unserer Nation über die 
Lösungsvorschläge des traditionellen Li~ 
beralismus hinausgehen." 
Interessanterweise haben nun gerade 
die beiden Industriestaaten (USA und 
Sowjetunion), die sich ohne sozialdemo­
kratische Bewegung sogar zu Welt­
mächten entwickelten, derzeit mit Fun-

damentalen Problemen zu kämpfen. Ob 
sie mit sozialdemokratischem Instrumen­
tarium angegangen werden, ist weiter 
ollen. Jedenfalls stellt sich in den USA 
und in Westeuropa nach dem Zusam­
menbruch der stalinistischen Sozialis­
mus-Variante verstärkt eine Aufgabe; sie 
ist „essential and possible: the develop­
ment of a politics of a democratic and 
feasiblesocialismforadvanced industrial 
societies." (Bogdan DenitchJ 

Folgerungen für die 
hiesige Linke 
Aus dem Skizzierten lassen sich keine 
Rezepte oder Modelle herausliltern. Es 
sind aber einige Parallelen mit und 
einige Unterschiede zu den Rahmen­
bedingungen und der Situation der Lin­
ken in den USA deuHich geworden. Zu 
den Parallelen gehören die ähnlichen 
inhalHichen Problemfelder, unsere Stel­
lung gegenüber der '3.Welt' und einige 
der EinAußprobleme der Linken. Zu den 
Unterschieden scheint mir vor allem der 
Umstand zu zählen, daß wir mit bun­
desweiten fortschrittlichen Organisatio­
nen wie SPD, DGß.Gewerkschoften und 
Grünen noch wichtige 'Tanker' schwim­
men haben. 
Es erscheint sinnvoll, sich zukünftig ver­
stärkt mit den Verhältnissen und Ten­
denzen in den USA und anderen 'fort­
geschrittenen' Gesellschaftssystemen zu 
beschäftigen, um Lehren zu ziehen und 
Handlungsideen zu erhalten. Die Er­
folglosigkeit der Proteste gegen die mi­
litärische 'Politik' im Golf (hier und in 
den USAJ sollte zudem dazu führen, 
daß intensivere, jeweils aktualisierbare 
Zusammenarbeit von Linken über den 
Atlantik organisiert wird. 
Einsicht in die Notwendigkeit von 
Pluralismus und Arbeitsteilung innerhalb 
der Linken ist unabdingbar. Schließlich 
sind Kämpfe in unterschiedlichsten 
'Schützengräben der Zivilgesellschoft' 
(Gramsci) mit ihren jeweiligen Logiken 
und Formen zu bestehen. Daß diese 
Pluralität !nicht zu verwechseln mit 
'Beliebigkeit'] für die theoretische und 
analytische Arbeit gleichfalls erlorder· 
lieh ist, scheint glücklicherweise schon 
selbstverständlicher geworden zu sein. -,pw 
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Klaus-Peter Weiner 

Feuertaufe einer 
Neuen Weltordnung? 
,,Die Amerikaner haben eine Moral, 

wenn es in die Schlacht geht, und es ist 
immer dieselbe: der Kampf gegen das 
Böse, verkörpert in einem üblen Schur­

ken. Der geistige Vater der Amerikaner 
;npalWschen Fragen ;stnichtMach;ave/1;, 

den sie verabscheuen, vielleicht auch, 
um sich die Mühe zu ersparen, ihn zu le­

sen; nein es istJohn Wayne: der Sheriff, 
der den Verfolgten sie/lt, ;hn aussondert, 

;hn hetzt, bis er ihn auf dem Dar/platz 
erreicht, um ihn- breitbeinig-zum Duell 
zu/ordern. ll (,,1/Giomale", 23. 2. 1991/ 

,,Es gehört viel Unwissen oder viel Un­
emp/;ndhchkeit dazu, den Krieg zu be­
grüßen, der ietztam Goi/tobt. Man muß 

schon sehr mit Scheuklappen ausgestaf.. 
tel sein, um nicht die Frage zu sf'ellen, ob 

er nicht hätte vermieden werden kön­

nen. Den Kampl zu beginnen, ohne daß 

dem Feind die Chance gegeben wurde, 
seine Schützengräben zu verlassen, war 
schon eine harte politische Entsche;. 
dung. S;e verstärkte den Eindruck, daß­
Präs;dent Bush und seine AJ/;;erlen Sad­
dam zu einem Punkt verfolgten, wo er 
ke;ne Chance für Frieden mehr hatte, 

selbst wenn er ihn gewollt hätte." 
{.Observer", 23. 2. 1991/ 

1. "Gerechter° Krieg? 
Die USA und ihre Alliierlen haben den 
Irak in einem vernichtenden Luft-, See­
und Bodenkrieg wieder aus Kuwait 
vertrieben und die völkerrechtswidrige 
und menschenrechtsverletzende Beset­
zung und Annexion Kuwaits durch den 
Irak mit großem militärischen Aufwand 
wieder rückgängig gemacht. Für diesen 

Klaus-Peter Weiner, Politikwissenschaft. 
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Marburg 

Krieg haben die USA in den west­
europäischen Ländern wie kaum zuvor 
in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
eine breite, von den Medien unter­
mauerte Unterstützung erfahren. Der 
Filter der Militärzensur, der die Schlacht 
von ihrer Grausamkeit reinigte, erleich­
terte es der herrschenden Politik und 
veröffentlichten Meinung, die Argu­
mentationvorzugeben, in deren Rahmen 
der Konflikt interpretiert werden durfte: 
der Krieg sei notwendig und gerecht. 
Abweichende Meinungen blieben ohne 
große gesellschaftliche Resonanz. Im 
Alltagsbewußtsein scheint der militäri­
sche Erfolg nun, auch wenn eine fried­
liche und stabile, weil verschiedene In­
teressen ausgleichende Ordnung im 
Nahen Osten bisher nicht in Sicht ist, 
„realpolitisch" die kriegerischen Mittel 
zu rechtfertigen, die vom Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen unter Berufung 
auf das Völkerrecht gebilligt und die in 
der Bundesrepublik zudem mit dem 
Verweis auf die Sicherheit Israels und 
undifferenzierten Hitler-Saddam-Ver­
gleichen auch von vielen linken Intellek­
tuellen abgesegnet wurden. Aber soll 
der Golfkrieg nicht die Folie künftiger 
Konflikte abgeben, dann kann die Fra­
ge, ob dieser Krieg notwendig und 
gerechtfertigt war, nicht denen überlas­
sen werden, die für ihn votierten. 
Die USA und ihre Alliierten haben sich 
den Golfkrieg völkerrechtlich legitimie­
ren lassen. Zweifellos gestattet der Artikel 
51 der Charta der UNO die militärische 
Notwehr und auch die Intervention an­
derer Staaten. Aber dieses Recht zur 
lnterventionwardem Völkerrechtsprinzip 
der Verhältnismäßigkeit unterworfen und 
an das Mandat der Befreiung Kuwaits 
gebunden. Beide Beschränkungen sind 
den militärischen Operationen zum 
Opfer gefallen. Denn das Prinzip der 
Verhältnismäßigkeit hätte es angesichts 
der zu erwartenden menschlichen Op­
fer und ökologischen Verheerungen er­
fordert, die Möglichkeit einer nicht­
militärischen Konfliktregelung tiefer 
auszuloten, als dies vor der Kampf­
handlungen geschehen ist. Dies gilt zu­
nächst für die verhängten Sanktionen, 

deren Zeitrahmen viel zu kurz bemessen 
war, um Wirkung entfalten zu können. 
Auch ist immer wieder darauf verwie­
sen worden, daß der Irak bereit gewe­
sen wäre, sich aus Kuwait zurückzuzie­
hen, wobei sich die Bedingungen für 
einen Rückzug sukzessiv von „Zuge­
ständnissen" auf die „Gesichtswahrung" 
reduzierten. Die Zusage einer Nahost­
Konferenz unter Einschluß der 
Palästinenserfrage, wie sie vom Irak 
gefordert wurde und die duch die in 
letzter Minute erfolgte Golf-Initiative 
Frankreichs vorsah, hätte es dem Irak 
erlaubt, sich „in Würde" zurückzuzie­
hen. Die USA haben dieses als ein nicht 
akzeptables nlinkage" abgelehnt, ob­
wohl eine Nahost-Konferenz seit lan­
gem auf der Tagesordnung der Region 
steht. Sie forderten weiterhin den bedin­
gungslosen Rückzug des Iraks und setz­
ten auf eine Politik des militärischen 
Drucks und des Ultimatums - was den 
Spielraum für politische Lösu~en nur 
weiter verengen konnte. · Liil,{ ,:. 
Zugleich ließen sich dif:;jM§\A:; vom 
Sicherheitsrat ermächtigen, ~~Ablauf 
des Ultimatums am 15. Januä.r 1991 
,,alle notwendigen Mittel anzuwenden", 
um den Rückzug des Iraks durchzuset­
zen. Damit überschritt der Sicherheitsrat 
den Rahmen des Artikels 51, der nicht 
vorsieht, daßderSicherheitsratmiteinem 
Freibrief für Art und Umfang militärischer 
Aktionen sich selbst und damit die UNO 
als Repräsentant des Völkerrechts ent­
machtet. Denn die Steuerung des 
Konfiktverlaufs und die Festtegung der 
Kriegsziele lag mit Ultimatum und Er­
mächtigung fest in der Hand der USA. 
Die Bush-Administration nutzte diesen 
Freibrief zunächst zu einer Ausweitung 
ihrer Kriegsziele: von der Verteidigung 
Saudi-Arabiens über die militärische 
Befreiung Kuwaits bis zur Zerstörung 
der Militärmacht des Iraks. Nicht die 
Herstellung des Status quo ante, son· 
dern die Stabilisierung der Golfregion 
und seiner autokratischen Systeme ge­
riet zum eigenrlichen Ziel der militäri­
schen Operationen gegen den Irak. 
Zugleich verhehlten die USA und einige 
ihrer Verbündeten nicht, daß das Baath-



Regime den Krieg nicht überleben sollte. 
Nicht nur die militärische Niederlage, 
sondern auch die politische Demütigung 
des Iraks bestimmte die Intensität und 
Reichweite des hinter dem Wüstenschild 
vorbereiteten Wüstensturms. 

2. Entfesselung 
regionaler Konflikte 

Das Ende der Systemauseinander· 
setzung sollte von einem Zeitalter ab­
gelöst werden, ,,in dem die Staaten der 
Welt, Ost und West, Nord und Süd, in 
Harmonie gedeihen und Leben können" 
!George BushJ. Die „New World Order" 
sollte auf der „Herrschaft des Rechts" 
basieren, aus der Kooperation mit der 
UdSSR erwachsen und in der UNO 
einen stabilen Rahmen finden. Das Ende 
des politisch-ideologischen Großkonffikts 
schien zwar nicht unbedingt eine ge­
rechtere, aberzumindesteine friedlichere 
Welt zu versprechen. Die Regelung re­
gionaler Konflikte von Afghanistan über 
Namibia bis Nicaragua, weitreichende 
Abrüstungsvereinbarungen und der 
KSZE-Gipfel in Poris bildeten die 
Grundlage dieser Annahme, deren 
schöner Schein jedoch trog. Denn wie 
eng die „Neue Weltordnung" auf die 
Interessen und Zielstellungen der USA 
zugeschnitten bleibt, hat die Eskalation 
desGollkonffiktsgezeigt. Die militärische 
Machtpolitik, die nach dem Ende der 
Systemauseinandersetzung unddesOst­
West-Konflikts für einen historischen 
Moment einer vergangenen Epoche 
anzugehören schien, hat unter dem 
Deckmantel der UNO eine Renaissance 
erlebt. Mit der Nichtbeachtung des 
Prinzips der Verhältnismäßigkeit und der 
Erweiterung der Kriegsziele haben die 
USA Völkerrecht und UNO für ihre In­
teressen instrumentalisiert und damit als 
glaubwürdigen Rehmen für politische 
KonAiktlösungen entwertet. 
Die Besetzung und anschließende 
Annexion Kuwaits durch den Irak hat 
ebenfalls deutlich werden lassen, daß 
das Ende der Systemau~inandersetzung 
auch das Ende einer Uberformung re­
gionaler Konfliktstrukturen durch den 
politisch-ideologischen Großkonffiktvon 
USA und UdSSR bedeutet. Die innere 
Dynamik regionaler Konflikte wird nun 
nicht mehr durch die Gefahr einer direk­
ten Kollision der nuklearen Großmächte 
USA und UdSSR gebremst. Aber über 
die Verknüpfung mit den Interessenlagen 

• • 

BSP für Verteidigung (in Prozent) 

-
VEREINIGTE STAATEN : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : : ::[ j:::: l j 11111 j l j j l l l l l j l l l l l j l l j 11 j l j l l l l j l j 11 l l j l j j j 11 l l l l l l l l l l l l l 1 l l l l 1 l l l l l l l l l l l l l 6' 5 

DEUTSCHLAND ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~; ~ ~; ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ::~; 1 j ~ l ~ l ~ ~ ~ ; ~ ; ~ ; ~ ; ~ ; ~ ~; ~;;; ; ~; ~ ~ ~; ~ ~ 13 ' 7 

JAPAN iiiiiii:iii:iiiil 1 e . . . . . . . . . . . . . . . . ' 
!!!!:Hi::!!!!:! 

Erdölverbrauch pro Kopf ( 1987) (in 1000 Borrels• 

UERE INIGTE STAATEN : :: : : :: : : : :: : : : : : : : : :::[:::::::::::: :: : : : : : :: : : :: : :::::: :::::: ::: :: ::: : :: : : :: : : ::::: :::: :: :: : :: :::::::::: :::: 19, Z 

JAPAN 

DEUTSCHLAND 

der hochindustrialisierten Länder an 
Rohstoffen, Absatzmärkten und An­
lagesphären bleiben diese Konffikte ein­
gebunden in die globalen Markt- und 
Machtstrukturen. Der Irak gloubte, nach 
dem Ende der machtpolitischen 
Überformung durch die Systemausein­
andersetzung einen Handstreich gegen 
seinen Gläubiger Kuwait unternehmen 
und sich als regionale Vormacht am 
Golf etablieren zu können. Als abtrün­
niger Vasall mit panarabischen Ansprü­
chen erschien der Irak in einer Region 
mit kolonial verzerrten Strukturen und 
einem hohen internen Reichtumsgefälle 
als Bedrohung des Zugriffs der .. hoch­
industrialisierten Länder auf das 01, als 
Bedrohung der Stabilität feudaler 
Golfregime, als Bedrohung Israels und 
der Machtverteilung im Nahen Osten 

sowie als Fokus eines antiwestlichen, 
islamisch geprägten Nationalismus. Die 
künftige Entwicklung wird zeigen, daß 
diese Vielschichtigkeit der Konflikt­
konstellation ohne grundlegende Ver­
änderungen in den weltpolitischen und 
weltwirtschaftlichen Strukturen kein Ein­
zelfall gewesen ist. 

3. Das letzte Aufbäumen 
einer absteigenden 
Weltmacht 

Der Zusammenbruch des Sozialismus 
und die innere Krise der UdSSR einer­
seits und das Ende der Überformung 
regionaler Konffikte durch die System­
auseinandersetzung andererseits bilden 

den Hintergrund, vor dem die USA die 
Führerschaft in der neuen Weltordnung 
für sich beansprucht. In der neuen Welt 
„gibt es - wie in der alten Welt - keine 
Alternative für die amerikanische 
Führungsrolle" Uames BakerJ. Nur die 
USA, so der Tenor, verfügen über hin­
reichend große Ressourcen und seien in 
der Lage gewesen, den ihrem Macht­
potential entsprechenden politischen 
Willen zu mobilisieren, um der Aggres­
sion des Iraks entgegenzutreten. Aber 
das beschworene Revival der pax 
americana steht auf schwachen Füßen. 
Denn nicht nur die UdSSR ist von der 
Systemauseinandersetzung drangsaliert, 
sondern auch die USA sind aus ihr 
geschwächt hervorgegangen. Der 
„imperial overstretch" !Paul Kenneclyj 
hat mit seinen ökonomischen Rückwir-

kungen - zusammen mit der Investitions­
schwäche und dem spiegelbildlichen 
Uberkonsumismus. dazu beigetragen, 
das Machtpotential der USA zu unter­
graben. Die auch im Vergleich zu ande­
ren kapitalistischen Metropolen hohen 
Kosten des Militärsektors haben sich 
negativ auf Produktivität, Außenhandel, 
Verschuldung .~nd Haushalt ausgewirkt. 
Die imperialeUberdehnung hat die USA 
zwar nicht wie die UdSSR on den Rand 
der Funktionsunfähigkeitgebracht, doch 
ist sie - wirtschaftlich, sozial und auch 
politisch - zum Sanierungsfall gewor­
den. 
Eine erfolgreiche Außenpolitik setzt- so 
Walter Lippmanns Diktum -voraus, daß 
die internationalen VerpAichtungen die 
eigenen Ressourcen n ichtübersteigt. Das 
Gleichgewicht von Machtpotential und 

Machtprojektion als Voraussetzung 
hegemonialer Politik ist in den USA ober 
nicht länger gewährleistet. Die 
Hegemonialposition der USA unterliegt 
der „unentrinnbaren Dialektik, daß zu­
mindest langfristig militärisch nicht 
zurückzugewinnen und zu sichern ist, 
was an ökonomischem EinAuß und an 
Wettbewerbspositionen verlorenging" 
!Dieter SenghaasJ. Der Golfkrieg wird 
die Sanierung der USA zwar kurzfristig 
aufschieben können, aber nicht verhin­
dern, daß sich die USA stärker ihren 
inneren Problemen zuwenden. Denn 
die relative Machtverschiebung zugun­
sten Japans und Westeuropa können 
die USA nur mit inneren, langfristig ihre 
Position verbessernden Reformen ab­
schwächen. Rückgängig zu machen ist 
der relative Abstieg der USA allerdings 
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nicht mehr. Entwicklungen im internatio­
nalen System werden daher künftig 
stärker von Westeuropa und Japan mit­
beeinffußt werden. Die USA sind weni­
ger „bound to leod" Woseph S. Nye), 
sondern auf den Konsens ihrer ökonomi­
schen Konkurrenten und politischen Ver­
bündeten angewiesen. 

Die USA sind daher kaum und zuneh­
mend weniger in der Lage, die bean­
spruchte Weltführungsrolle aus eigener 
Kraftwahrzunehmen. Der Golfkrieg war 
eher ein Echo vergangener als ein Zei­
chen erneuerter Macht der USA Kon­
zepte, die eine „unipolare Welt" als 
einziges Heilmittel gegen das sonst „un­
vermeidliche Chaos" (Charles Kraul­
hammer) predigen, mangelt es zwar 
nicht an Sendungsbewußtsein, aber an 
realer-ökonomischer-Grundlage. Denn 
für eine Führende weltpolitische Rolle 
benötigen die USA eine breite politische 
und finanzielle Unterstützung. Nicht von 
ungefähr reaktivierten die USA das 
brachliegende und unter der Präsident­
schaft Ronald Reagans geschmähte 
Instrumentarium der UNO. Es lieferte 
dell Legitimationsrahmen, mit der die 
Koalition von europäischen und arabi­
schen Verbündeten mit ihren je spezifi­
schen Interessen zusammengehalten 
werden konnte. Darüber hinaus waren 
die USA politisch auf ein kooperatives 
Verholten der UdSSR angewiesen und 
finanziell auf die Unterstützung Japans 
und der Bundesrepublik. 

4. Notwendigkeit 
einer nichtmilitärischen 
Friedenspolitik 

Die enge Kooperation, die die UdSSR 
gegenüber der USA im Gollkrieg ver­
folgt hat, zeigt, daß sie im Kapitalismus 
oder in den USA nicht mehr den „prin­
zipiellen Feind" sieht, dem die Übel der 
Welt anzulasten sind. Dieser Verschie­
bung der Sichtweise von internationalen 
Konflikten liegt eine Anerkennung der 
globalen Interdependenz zugrunde. 
Dabei dient das Interdependenz­
Theorem nicht nur als eine Beschreibung 
von Realität, sondern auch als strategi­
scher Ansatz, der die nicht mehr als 
,,Feind", sondern nur noch als Oppo­
nenten betrachteten USA in eine 
Kooperation einbindet und sie zwingt, 
auch ihr Verhalten zu verändern. Dies 
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soll eine neue Hegemoniekonstellation 
schaffen, die offen ist Für politische 
KonAikrlösungen urld eine Entmilitari­
sierung der zwischen- und innerstaat­
lichen Beziehungen erlaubt. Hinter der 
Anerkennung der globolen Interdepen­
denz steht aber auch die Einsicht der 
UdSSR, daß der ökonomische und 
technologische Vorsprung der USA [wie 
des „Westens" insgesamt) eine Dimensi­
on erreicht hat, die zu einem koope­
rativen Verhalten keine Alternative zu­
läßt. Hier liegt auch die innere Schwä­
che des Ansatzes: Da ein militärischer 
Druck für die UdSSR im Zugedes„Neuen 
Denkens" nicht mehr in Frage kommt, 
müssen die politischen Ressourcen für 
eine Einwirkung auf Entwicklungen und 
Konflikte im internationalen System aus­
reichen. Diese Ressourcen gründen sich 
ober letztlich auf ökonomische 
Prosperität, [innen-)politische Stabilität 
und ideologische Ausstrahlung -
Ressourcen, die der UdSSR nicht mehr 
oder kaum noch zur Verfügung stehen 
und durch innenpolitische Verhärtungen 
und Militäraktionen im Schatten des 
Golfkrieges einer weiteren Erosion aus­
gesetzt waren. Es ist daher kaum ver­
wunderlich, daß der sowjetische 
Friedensplan den Beginn der Boden­
offensive nicht stoppen konnte. 

Auch die EG, die seit mehr als zehn 
Jahren eine Nah-Ost-Konferenz auf der 
Basis der Anerkennung des Existenz­
rechts Israels und des Selbstbestimmungs­
rechts der Palästinenser fordert, hat die 
Entwicklungen im Golfkrieg nicht be­
einflussen können. Während sich 
Großbritannien, Frankreich und Italien 
direkt am Krieg beteiligten, verblieb die 
Bundesrepublik in der Rolle des 
Finanziers. Angesichts des Rückfalls in 
nationale Handlungsmuster werden 
hochgesteckte Integrationsziele wie das 
einer politischen Union bereits als ge­
scheitert angesehen. Ohne eine grund­
legenden Meinungswandel, dem das 
Erkennen gemeinsamer Interessen zu­
grundeliegt, für die es sich lohnt, Opfer 
zu bringen, sei, so der Tenor, eine po­
litische Union nicht möglich. Aber wel­
che Schlußfolgerungen werden in eini­
gen EG-Staaten aus den Dissonanzen 
gezogen, die der Gollkrieg in der EG 
verursacht hat? Beschworen wird die 
europäische „Schicksalsgemeinschaft", 
die, da das Schicksal nirgendwo ge­
meinschaftlicher zu sein scheint als auf 
dem Schlachtfeld, mit einer „Verteidi-

gungsgemeinschoft" identisch ist. De­
ren Aufgaben werden aus den 11abseh­
baren Gefahren" ableitet: ,,eine über­
forderte amerikanische Führung, unbe­
rechenbare M.achtkämpfe in der Sowjet­
union und Krisenflammen an vielen 
Punkten der Erde, die für Europa nicht 
unwichtig sind" [Michael Stürmer). 
Weltpolitische Führung, militärische 
Einhegung nicht absehbarer Entwick­
lungen in der UdSSR und die Fähigkeit 
zur autonomen Machtproiektion in an­
dere Weltregionen sind die Eckpfeiler, 
auf die sich die Sicherheitspolitik der EG 
stützen soll. Von einer europäischen 
Eingreiftruppe, wie sie der Kommission­
spräsident Jacques Delor wünscht, ist 
die EG zwar noch weit entfernt. Aber 
trotz der britischen Vorbehalte gegen 
eine politische Union ist eine engere 
Abstimmung und Kooperation in der 
Außen- und Sicherheitspolitik angesichts 
dervielschichtigen Interessendifferenzen 
mit den USA einerseits und dem gemein­
samen Interesse an der Stabilität des 
kapitalistischen Weltsystems andererseits 
eher wahrscheinlicher geworden. Da­
mit drohen die EG-Staaten aus dem 
G:>lfkrieg aber Konsequenzen zu ziehen, 
die das, was vermieden werden soll, 
noch verstärkt. Denn eine weitere Milito­
risierung der internationalen Beziehun­
gen macht diese nicht stabiler. Und erst 
eine nichtmilitärische Friedenspolitik, die 
auf einen Abbau von globaler Un­
gleichheit zielt, kann europäische 
Eigenständigkeit signalisieren und eine 
Alternative zu dem militärisch begrün­
deten Führungsanspruch der USA bie­
ten. 

5, Demokratisierung 
der Außenpolitik 

Wie sich die Politik der EG gegenüber 
außereuropäischen Regionen entwickelt, 
wird nicht zuletzt davon abhängen, wie 
die künftigen Ziele und Instrumentarien 
der Außen- und Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik definiert werden. In die­
ser noch mit den Folgen der Übernahme 
der DDR aus der Konkursmasse des 
realen Sozialismus beschäftigen Repu­
blik hat der Gollkrieg der Grundsatz­
debatte über die bundesdeutsche A<r 
ßen- und Sicherheitspolitik neue Nah­
rung gegeben. Offen fordern die aus­
und inländischen Kritiker der 
„Scheckbuchdiplomatie" eine direkle 
Beteiligung bundesdeutscher Truppen 

an Kriegen in allen Erdteilen. Ohne 
einen militärischen Beitrag Deutschlands 
- w_ie auch Japans - sei Stabilität und 
Ordnung in der Welt nicht zu sichern, so 
tönt es von außen. Die Bundesrepublik 
könne sich als „Weltmacht wider Wi~ 
len" (Christian Hocke) aufgrund der 
äußeren Anforderungen kaum länger 
einem sicherheitspolitischen Engage­
ment in außereuropäischen Welt­
regionen entziehen, so tönt es von innen. 
Aber schon seit langem gilt der Rechten 
die bundesdeutsche Politik als „Mochl­
vergessen" [Hans-Peter Schwarz). Nun 
will sie wieder auf ein militärisch 
untermauertes Mitspracherecht in der 
Weltpolitik pochen. 

Die Absicht der Unionsparteien, das 
Grundgesetz zu ändern, zielt aber nicht 
nur darauf, über den Einsatz deutscher 
Militärs auch außerhalb der Grenzen 
des NATO-Bereichs einen legitimieren­
den politischen Konsens herzustellen. 
Sie zielt zugleich auf eine weitere Stär­
kung der Exekutive_ So interpretiert die 
herrschende staatsrechffiche Lehre die 
Verabschiedung des NATO-Vertrags 
bereits als Billigung eines Einsatzes 
bundesdeutscher Soldaten im „Bünd­
nisfoll". Denn die NATO-Staaten seien 
per Vertrag dazu verpflichten, einem 
angegriffenen Mitgliedstaat Beistand zu 
leisten. Anders als bei dem „Verteidi­
gungsfall", der als bewaffneter Angriff 
auf das Territorium der Bundesrepublik 
nur mit Zweidrittelmehrheit vom Parla­
mentfestgestelltwerden kann, liegedomit 
die Entscheidung, ob ein „Bündnisfoll" 
vorliegt, allein bei der Exekutive. Nur so 
könne sichergestellt werden, daß eine 
Regierung „bündnisfähig" bleibt, d.h. 
von keiner Opposition durch den 
Sperrmechanismus einer Zweidrittel­
mehrheit in ihrer Handlungsfreiheit ein­
geschränkt wird. 

Gegen diese Interpretation von Rechts 
lassen sich bereits auf der staats­
rechffichen Ebene Einwände formulie­
ren. So sieht der NATO-Vertrag keinen 
automatischen oder zwingenden Bei­
stand mit militärischen Mittel vor. Viel­
mehr ist im Artikel 5 des Vertrags auf 
eine eindeutige Fixierung der Beistands­
leistung mit der Formel „such action as 
it deems necessary" verzichtet worden. 
Jeder Mitgliedstaat entscheidet daher 
souverän über Art und Umfang des 
Beistands, der von einer wohlwollenden 
Neutralität bis zur militärischen Gewalt 

• 
reichen kann. Die Frage von Krieg und 
Frieden unterliegt also keiner „Bündnis­
automatik", sondern sie wird immer 
politisch entschieden. Art und Umfang 
des Beistands kann daher nicht in der 
alleinigen Entscheidungsgewalt der 
Exekutive liegen, sondern muß Gegen­
stand der politischen Auseinanderset­
zung bleiben. 

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht 
in seiner „Wesenffichkeitstheorie", nach 
der alle wichtigen Fragen vom Parlament 
zu behandeln und zu entscheiden sind 
die „auswärtigen" Angelegenheite~ 
ausgenommen und der alleinigen 
Entscheidungsgewalt der Exekutive un­
terstellt, doch ist die Frage von Krieg und 
Frieden aufgrund der inneren Kosten 
und Lasten eines Krieges kaum als eine 
rein auswärtige Angelegenheit zu be­
handeln. Die vorherrschende Verfas­
sungsinterpretation offenbart ein instru­
mentelles, an der Handlungsfähigkeit 
des Staates ausgerichtetes Verhältnis zu 
grundgesetzlichen Regelungen und droht 
parlamentarisch-demokratische Verfah­
ren letztlich auf innenpolitische Ent­
scheidungen zu beschränken. Politisch 
notwendig ist aber gerade das Gegen­
teil. Nur eine Demokratisierung der 
Außenpolitik wird verhindern können, 
daß die Bundesrepublik sich zwecks 
Realisierung ihrer globalen ökonomi­
schen Interessen in kriegerische Aben­
teuer verwickelt, und durchsetzen kön­
nen, daß das neue Deutschland dazu 
beiträgt, miteinemökonomisch-sozialen 

-Ausgleich die Ursachen von Konffikten 
zu entschärfen, damit diese in einer 
nichtmilitärischen Bewegungsform ge­
halten werden können. 

6. Wohin entwickelt sich 
das Weltsystem? 

Die globalen Probleme Ökologie und 
Entwicklung lassen perspektivisch der 
,,Verzivilisierung internationaler Politik" 
[Dieter Senghoos) und einer größere 
Rolle der UNO in der Weltpolitik keine 
positive Alternative. Nach Loge der 
Dinge ist die EG auf absehbare Zeit die 
einzige Staatengemeinschaft, die po­
tentiell mit einer von der der USA abge­
hobenen Politik eine Stärkung der UNO 
bewirken kann. Gegenwärtig ist die 
Durchsetzungsmacht der UNO ausge­
sprochen schwach. Sie kann daher ohne 
eine weitreichende Reform kaum den 

Rahmen für ein kollektives Sicherheits­
system bieten. Und wer den Golfkrieg 
als eine „Demonstration" für das· FUrik­
tionieren eines kollektiven Sicherheits­
systems ansieht, da es nicht wie in 
früheren Fällen vom Vetorecht der Groß. 
möchte blockiert worden ist, verkürzt 
das System der Vereinten Nationen auf 
den Sicherheitsrat und Sicherheitletztlich 
auf militärische Sicherheit. Das heißt, 
die internationalen KonAiktstrukturen 
werden nur in ihrer Gewaltförmigkeil 
und nichtols Resultat von wirtschaftlicher, 
politischer, sozialer und ökologischer 
Unsicherheitwahrgenommen:Aufg"rund 
dieser Ursachen internationaler 11:oriflikte 
und angesichts einer sic~; .. :~;·faus­
bildenden Weltgesellschott kann der 
Sicherheitsbegriff ober nicht mehr mili­
tärisch definiert werden. 

In einer durch große Dynamik, extreme 
Ungleichverleilungvon Lebenschancen, 
hohe Diffusion von Massenvernichtungs­
mitteln und notionolstaatliche Verfoßtheit 
bestimmten Weltgesellschatt, die nicht 
mehr unter dem Damoklesschwert eines 
all-out-Nuklearkrieges steht, werden 
gewaltsame Konffikte und militärische 
Drohungen immer wahrscheinlicher. 
Gleichzeitig zwingen internCJtiPnale 
Arbeitsteilung, grenzübersch ·· ·· 
Prablemlogen und abneh . . ·· 
nomie der Nationalstaa · 
Ausdehnung der internatia 
ration. Olfen bleibt die En · 
richtung des Weltsystems. 
verpAichtet die Legitimation, dte· der 
Rahmen der UNO den USA und ihren 
Alliierten verschafft hat, die beteiligten 
Industrieländer „dazu, ihre Verantwor­
tung für einen gerechten Ausgleich der 
Lebensverhältnisse auf dem enger wer­
denden Globus und für die Verständi­
gung zwischen den Kulturen in Zukunft 
weitaus ernster zunehmen als bisher" 
Würgen Hobermos). Aber wenig deutet 
darauf hin, daß sie dies tun werden. 
Eher nimmt die Entwicklung einen ge­
genteiligen Verlouf- zeigt doch die De­
botte in der Bundesrepublik, daß nicht 
die sozialen, sondern die militärischen 
Aspekte einer neuen Weltordnung im 
Mittelpunkt der Auseinandersetzung um 
die künftige Außenpolitik des vereinten 
Deutschland stehen. Und von einer die 
Themen neu zentrierenden Opposition 
ist nur wenig zu verspüren. 
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Warum ist die Dunllsa~i.li'iJJ\'f~-~. ,::i::,i:< 
'1,,,1/!:~~il'',,',-,1 

eines alternativen· Konson.miilells 
so wichtig · und so schwierig? 
1. Struktll'ele Gewrfflätigkeit ms 

ideolocische fOffll in 
Reproduktionsprozeß moderner 
Geselsdiaften 

Karl Hermann Tiaden hat !!1 seinem 
Plädoyer Für eine Politische Okonom ie 
der Stoff- und Energieströme - in aus­
drücklicher Wendung gegen die von 
Morgen und Engels in ihrem Kern repro­
duzierten Auffassung der klassischen, 
liberalen politischen Ökonomie 1 - dar­
auf hingewiesen, daß das „System 
materieller Transaktionen der 'modernen 
Gesellschaften'" heute noch „im we­
sentlichen neolithischen Charakter trägt" 
[Tjaden 1991, 43). Es geht allerdings 
dabei nicht nur um „materielle 
Transaktionen" bloß als solche, sondern 
immer auch um ihre spezifische Stabilität 
als „Formen" menschlichen Handelns. 
In Gestalt der heutigen „ideologischen 
Waren" - durch deren Kauf und 
„sachgerechte" Konsumtion sich ihr 
,,Verbraucher" immer auch einem be­
stimmten „Muster" menschlicher Praxis 
ein- und unterordnet2 -legtdiesesSystem 
der materiellen Transaktionen ohne jede 
weitere politische oder ausdrücklich 
ideologische Intervention von sich aus 
bereits wesentliche Verhaltens­
orientierungen der in derartigen Ge­
sellschaften lebenden Menschen fest. 
Die Bereiche menschlicher Praxis, die 
von derartigen „ideologischen Waren" 
besetzt werden, etwa Personen-und 
Gütertransport !,,PKW /LKW"), kulturel, 
le und i ntergenerationelle Transmission/ 
Informationsübermittlung (Buch/Radio/ 
N), Kommunikation (Post, Telefon usf.), 
Nahrungszubereitung (Kühlschrank, 
Herd, Küchenmaschine), häusliche Rei· 

Friederü. Wolf, Philosoph, Privatdoze~t 
an der FU Berlin, Mitarbeiter der GRU­
NEN im „Europäischen Parlament" 

nigung (Wasch· und Spülmaschine, 
Staubsauger usf.) oder häusliche Repa­
ratur (Nähmaschine, Bohrmaschine), 
sind schon seit historisch langer Zeit Für 
die konkrete Lebensform zentrale 
„Durchgangsfelder" der individuellen 
und kollektiven Reproduktion, die ent· 
sprechend von ideologischen Mächten 
„besetzt" und bis in ihre materielle 
Ausformung hinein strukturiert sind. Hier 
war die „moderne Gesellschaft'' zumeist 
viel weniger „revolutionär", als sie dies 
selbst beansprucht hat. Beispielsweise 
macht sich in den - immer zugleich 
objektiv als Determinante des Feldes 
möglicher Lebensformen wirkenden und 
subjektiv als Grundstrukrur des dem ei­
genen Handeln zugängli_chen Raumes 
und der entsprechenden Z'3\t erlebten -
Strukturen des. PerSOl)f:": und Güter­
transportes auch dieser.;modernen Ge­
sellschaften~ im~ ~b '8ii(der urtüm­
lichsten FOO)I eines "°n,\'il9onislischen 
Typs gesell,d,a/dicher~"Jvgl. 
Tjaden 199.l, "44)-q~iges Ge, 
schlechterverhältnisc,ge!Mnd;; dös von 
der Entstehungvon.Kr_iegu!ld,Groß.,vild­
Jagd in den Ursprüngen des Potriord,ats 
untrennbar ist: ,,Die erste Freiheit ist die 
Bewegungsfreiheit, die die Last-Frau dem 
Jagd-Mann verschafft, aber diese Frei­
heit ist keine Freizeit, sondern eine Fä­
higkeit zur Bewegung, die zu einer 
Fähigkeit zum Krieg jenseits der primi­
tiven Jagden wird."3 (Virilio 1990, 84) 
Dieser Aspekt der „gewalttätigen Form 
des gesellschaftlichen Stoff-und Energie, 
austausches zwischen Mensch und Na­
tur" [Tjaden 1991, 44)' reproduziert sich 
durch die antagonistischen Produktions­
weisen hindurch, bis in die „vergange­
ne Zukunft" des vom Rhythmus der indu­
strialisierten Geschwindigkeit enth usias­
mierten „Futurismus", der die „Flucht 
nach vorn" kategorial mit einer „histo­
rischen Offensive" verwechselt hat (vgl. 
Virilio 1990b, 92): ,,Unser Herz kennt 
keine Rast! Denn es nährt sich von Feuer, 
von Haß und von Geschwindigkeit", 

wie es nicht zufällig gerade der Faschist 
Marinetti noch als künftig zu verwirkli­
chendes Programm formulierte (zit. n_ 
Virilio, 1990b, 95). Während doch 
gemäß einer offenbar5 logisch unabweis­
baren Tendenz die Geschwindigkeit 
gerade mit der Zielgerichtetheit auch 
die Zukunft verschwinden läßt: ,,Die 
Geschwindigkeit ist nicht mehr das Zei­
chen eines Fortschritts, einer Progres­
sion, sondern das einer Konversion; die 
Revolution des Fahrzeugs ist letztlich 
eine ewige Wiederkehr." (Virilio 1990a, 
70) 

In Gestalt der 
:: heut~,!~:.·::·· 
, ,,.Hleolo9isch•n 
:w.ren"liijt'.;' · 
~dieäs:S · stiia ., .... ,, .. , .. ..... ~. ver1tö~-.s-
orientierungen 
fest. 

Ist diese „dromokratische" Tendenz des 
im modernen „Konsumismus" radikali­
sierten Mobilitätsbedürfnisses etwa ein 
unabwendbares, anthropologisch oder 
in der Sachlogik der „Fortbewegung" 
begründetes „Schicksal" der Mensch­
heit? 

Rudolf Bahro hat in dieser Hinsicht - in 
eher impliziter Auseinandersetzung mit 
ökologischen Theoretikern, die stark 
,,anthropologisch" argumentiert haben· 
von vornherein eine theoretische Sack­
gasse markiert: In seiner „Alternative" 
hat er sich auf die Unterscheidung von 
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mpen.;,tori~hen" u~d „wahren• Autorinnen mE treffend das zentrale lichseinsolt"(ebd.) Genau dies ist aber 
~gesiützt, um .glauben.zu ,.P.ra.bl""1 des lord .. istischen Modells dei ~i&fräg<i:i>QliichtgeradederRückkop, 

· i\,'dößdie.Umgesialhlngclesl(or\.· ·· 'fl ... i.rtschah. spo. li.iik be.schiiebeh: De.•·· ( ... ··jlel.u~.··.:,.· : 'nismuszwischenMassen· 
~~Y':iilcJ!sh~l9!11~.©.J!!!~sf.~ lordisiische, . mehrfach, mart1vermittelte > ~rii VlldMossenproduktion-dessen . 
<>iliilabg,i,l,en könne>lnjseirier Repioduktiooszusammenhang von in- . ';;E\h~~J,{~lgerade unter unseren Au· 

'i( der RfiffiJ~? hafer genau die dusfl:ieHer Massenproduktion {Groß. -g~ diel~mischen Strukturen der 
ierlotmuliertefrageiunöi:hstcillirmllli'( konzerne plus Taylorismus plus eheniöligeri DDR zerstört · mit seiner 
anthropologiscl," ~. unuiedann Stani;lardisierung der angebotenen· slruldu,konservativen Dynamik jedenfalls 

,'6ber geradezu überspiunghaft,als Frac Waren)'und individualisiertem Massen- dem von der ökologischen Krise auf die 
ge nach der „Relhmgsregierung" - zu konsum {Einkommensstabilisierung plus Tag~ung gesetzten Typus einer 
politisieren. , ... . , . Marketing plus Konformismus) bezieht ,relormisüschen Politik"(ebd_J genau im 
Die „Bedürfnistheorie~ ist ebenso eine seine relative Stabilitöt aus genau die, Wege sieht: .Eine Umstrukturierung der 
theoretische Sackgasse wie die Anthro, · sem Rückkappelungsmechanismus, der Bedürfnisse in Richtung auf eine Verrin· 
pologie als unverm.ittelte Grundlage die Aktivierung und Konformisierung gerung .der ,Umschlagsgeschwindig· 
politischer Konzeption"\',. der Subjekte' in den Prozeß des Kein, keit", auf weniger Warenkonsum, auf 

, : Y,ählen wir daher, als ,Produktronsum- sums der immergleichen Vvaren ~i/\4\lil>' den Kon'sum längerfristig nutzbarer 
.,,weg. für eine Beantwortung.dieser Fra- verlegt .. und damit uialte ßedjjrfui.t'.. Waren und auf die Gewinnung einer 

'rJ~, zunächst' einmal :eine~ cinderen strukturenfüfsich als Stobilitöts~rveri, ·:- mehr_ kollvi.viOlen, die Gegenwart des 
Ausgangspunkt! nutzbar macht8. · '."1· l''' _a:nde,:en ~genießenden", nicht an ideo-

, .--- .... - " ~ischen··Waren ausgerichteten und 
Damit hoben Brie u.a. vermutiich-_nicht a'uchnichtgeniErringenvonpositionalen 

, •; 2. Das KOIISIIIIIIOdel 111s das, spezifische Z<>ntrale Problem der Voneilen in,l,\änner.i(ampfgewidmeten, 

aeselsd ·11"·-,·:,;.,~1:_:_ D0R•getroflen9 - immerhin läßt es sich tatsächlichen;Freizeit" und schöpferisch 
IIFIDGIÄwa wohl kaum bestreiten, daß die DDR kültuiellerSelbst-Tätigkeit, kann sich in 

; Riickk-+t, ·aukziS:wz versuc~n mußte und versucht hat, den unserel!' Gesellschaften eben nicht so 
f0fdiSf11uS::zu_-imitieren 10 • aber ~~:hct:,. ~nJqGtta:9f~~ ,,innere Logik der sozia-

Michael Br,ie/ Ra.iner ~F)d, H~ beri etwas verstanden, was Lalontaine" len,iSysf!n1!''(ebd.) stützen. Auch 
P.etsch, Diete<-Segert und .. Rosi W.11.ho- . in seinem „Lied vom Teilen" einloch . . Lafooiöines sympathische Utopie einer 
' h · • bc p · "(B. · ' ·u-bers·· · prungen hat·. Daß na"ml'1c··h·. ~".· .. -.c ·.·,'.b.· .•... '.'.·.1.-~ .. · .. ~ .... ·· .... n,Gesellschaft"" muß,,hier ~·"n in i rem;,,.Urn 1.r apier:- rieu.ci utfl' 

1990, B3f.)als~nli-ales,sich ~istorisch notwendig gewordene qualit9tive ·hindi!riM:,Sie kann nur Wirklichkeit 
ahn als unlösbar herciusstellerides Wandel innerhalbdiesesMechani\m.üs' :,~.;!iin;,r~ es gelingt, .im Realen 

· icklungsproblem. dl'!'' DDR-Wirt: nicht möglich ist. Lafontaine foßi den · ~!n,:reichetjil;!!!Jrke Anknüpf\!rygspunkte 
haft den Mi!chdni.,;;J.•iclentifi~iert; historischen Prozeß, in dem sich'~' für eine ~ßte Durch~~pg oder 
r den „Ztisaini1)en~qng~isc~en de.r fordistische PoliHkmodelf in Europa zumindest Uberlagerung:;illi,M zentra· 
.irtscht1'™!n~~.klung ynd .. ~ Ent· durchgesetzt hat, pointiert zusammen: len Mechan.ismus zu findiii\;I 

ng~sozialenlagederSubjekte „Es waren die Sozialdemokraten und 
' .. ls_chen" lei~iung ·. und eigenen die Gewerkschaften, die dem Kapitali:r 

.:: ·cklungsbedingungen" {ebd., 83) mus das Überleben erleichtert haben, 
,. tellt: Weil rein quantitativ angelegt. ind~m sie den systemsprengenden 

,,Wachstumsraten der Produktion bzw. Verelendungsprozeß durch die Organi-
Prod uktivität sind gekoppelt mit sation einer gewerkschaftlichen Gegen-
Wachstumsraten der Einkommen bzw. solidaritätunterliefen. lndemdieGewerk-
der Sozialleistungen" (ebd.) . formiert schaftsbewegung bessere Lohn,,Arbeit:;-
dieser „Rückkoppelungsmechanismus" und Lebensbedingungen Für alle er-
(ebd., 84) ,,Leistungsmotivationen", die kämpfte, hatsiezugleichdienotwendige 
„immer auf der gegebenen Bedürfnis- logische Voraussetzung Für die weitere 
struktur, den gegebenen Verhaltens· Entfaltung der kapitalistischen Wirtschaft 
weisen und den gegebenen sozialen geschaffen - nämlich eine durch die 
Interessenlagen der Subjekte" (ebd., Kaufkraft der Massen gesicherte Nach· 
83f .. J beruhen. Das hat einen enormen frage nach Konsumgütern." [Lafontaine 
strukturkonservativen Effekt: ,,Mit dieser 1990, 13) Er stellt eine unbestreitbare 
Art der Rückkoppelung konnte die in· erhebliche Veränderung der kapitalisti· 
tensivere Nutzung vorhandener Poten- sehen Wirtschaftsordnung durch diese 
tiale für die bessere Befriedigung ge, Entwicklung fest· und geht dann, da es 
gebener Bedürfnisse erreicht werden - ihm gerade darum geht, zu zeigen, daß 
also Wachstum von Potentialen und das„sozialdemokratischeZeitalternoch 
Bedürfnissen in gegebener Struktur und lange nicht zu Ende" ist, zu der durch 
Qualität. Sie schließt hingegen keine Problemeinsicht getrübten Fest-

. qualitativenWandelderBedürfnisseund stellung über:,, ... und es spricht nichts 
strukturelle Veränderung der Interessen- dafür, daß nicht auch weiterhin ein 
lagen aus." (ebd., 84) Damit haben die Wandel nach diesen Spielregeln mög-

3. "Wi' sliid keine Menschen 
melrrwt sind Veitn.cha · 
111581'81' eigenen 5ubs1mu:DJ2 

In einem großen Teil der zeitgenössischen 
Konsumkritik wird die zunächst von uns 
beobachtete Tendenz zu einer immer 
weitergehenden Rückverlagerung der 
Probleme, bis in die Ursprünge des 
Menschseins hinein, mit der problema­
tischen Nebentendenz ihrer Anthropo­
logisierung, d.h. ihrer Verwandlung in 
konstitutive Bestandteile eines über­
historischen Menschendinges, gerade­
zu in ihr Gegenteil verkehrt: Hier erscheint 
erst der moderne „Fordismus" als die 
Wurzel aller Probleme. In einer solchen, 
im eigentlichen Sinne romantischen 
Kulturkritik, war gewissermaßen in 
Großmutters Küche noch alles in Ord· 
nung . nur daß etwa dabei die aller· 
meisten Menschen dabei ihre groß. 
mütterlichen Mägde vergessen müßten, 
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<{ Die Freiheit ist keine Utopie, weil sie ein ursprüngliches Streben ist, weil ?ie 

ganze Menschheitsgeschichte Kampf un~ A~beit ist ~Ür die Errichtung s~z1aler 
Institutionen, die ein Höchstmaß an Fre1he1t garantieren. Gramsc1, 1918 

Das deutsche 
Gramsci-Projekt 
Die deutsche Ausgabe von 
Gramscis Hauptwerk wird in 10 
Bänden den integralen Text der 
Quaderni de[ carcere bieten. 
Grundlage ist die von Valentino 
Gerratana veranstaltete kriti­
sche italienische Ausgabe, die 
mit einem umfangreichen wis­
senschaftlichen Apparat ausge­
stattet ist und weltweit als vor­
bildlich gilt. Der Argument­
Verlag kann sich bei seinem Un­
ternehmen auf die Zusammen­
arbeit mit dem Istituto Gramsci 
(Rom) und der International 
Gramsci Society stützen. Die 
wissenschaftliche Leitung des 
Gesamtprojekts liegt in den 
Händen des Leipziger Romani­
sten Prof Klaus Bochmann und 
des Berliner Philosophen Prof. 
Wolfgang Fritz Haug. 

Antonio Gramsci 
Gefängnishefte 
Band 1 
Heft 1 

Hg. von Klaus Bachmann 
Vorwort von 
Wolfgang Fritz Haug 

288 S., geb., DM 58,­
Subskriptionspreis: DM 48,-

ISBN, 3-88619-411-6 

Argument 
Renti.elstraße 1 2000 Hamburg l3 

Zu den »Gefängnisheften• 
Am. 22. Januar dieses Jahres hat sich Antonio Gramscis Geburtstag 
zum einhundertsten Mal gejährt - Anlaß genug, sich einen Denker 
und Revolutionär ins Gedächtnis zu rufen, der wie kaum ein anderer 
den westlichen Marxismus der Nachkriegszeit beeinflußt hat. Eine 
zentrale Rolle spielt dabei sein (Fragment gebliebenes) Hauptwerk: 
die Quaderni de[ carcere, die er unter schwier_igs~en. geistigen un.d 
materiellen Bedingungen in den Kerkern der nalieruschen Fas~h1-
sten zwischen 1929 und 1935 niederschrieb. Nicht zuletzt auf diese 
der Krankheit und der Haft abgerungenen Essays, Notizen und Re­
flexionen gründet sich sein Ruf, einer der bedeutendsten politischen 
Denker des zwanzigsten Jahrhunderts zu sein. . 

Demgegenüber mag es als kurios erscheinen, daß die in den sieb­
ziger Jahren begonnene deutsche Diskussion um. Gramsci nur auf 
sehr fragmentarische (und nicht immer unW?stntten_e) Ausgabe_n 
der Gefängnishefte zurückgreifen mußte. Diesem wtssenschaft!t­
chen Notstand wird jetzt ein Ende bereitet. Mit dem seit Ende Mär:z 
vorliegenden ersten Band der Gefängnishefte kann die Gramsc1-
Debatte hierzulande endlich auf gesicherte Grundlagen gestellt wer­
den. Für die interessierte Öffentlichkeit ist das ein ungeheurer Ge­
winn - und für den Verlag ein hohes Risiko. Bis 1996 soll die integra­
le Ausgabe der Gefängnisheftein 10 Bänden (mitinsgesamt.ca.4.000 
Seiten) vorliegen. Bei der Realisierung dieses Vorhabens smd Sub­
skriptionen willkommene Hilfe. Von daher unsere Bitte an alle 
Interessierten: Unterstützen Sie das deutsche Gramsci-Projekt! 
Subskribieren Sie die deutsche Ausgabe der Gefängnishefte! 
(Subskriptionsschluß: 31.12.1991) 

Über Antonio Gramsci 
Gramsci wurde am 22. Januar 
1891 auf Sardinien geboren. 1914 
schloß er sich der Sozialistischen 
Partei Italiens (PSI) an. Von 1915 
bis 1922 war er Mitarbeiter und 
Redakteur verschiedener sozia­
listischer Zeitschriften, 1921 ge­
hörte er zu den Mitbegründern 
der Kommunistischen Partei 
Italiens. Von 1922 bis 1924 hielt 
er sich in Moskau und Wien auf. 
1924 kehrte er als Abgeordneter 
nach Italien zurück, wo die Ar­
beiterbewegung bereits am Ran­
de der Legalität arbeiten mußte. 
1926 wurde er verhaftet und 
1928 aus politischen Gründen 
zu einer zwanzigjährigen Ge­
fängnishaft verurteilt. Im Ker­
ker verschlechterte sich sein oh­
nehin angegriffener Gesund­
heitszustand noch weiter; doch 
erst der Druck internationaler 
demokratischer Kräfte bewirkte 
seine vorzeitige Entlassung aus 
der Haft. Aber es war bereits zu 
spät: drei Tage nach der Entlas­
sung, am 27. April 1937, starb 
Gramsci. 

:}<······································· 

Subskription 
D Hiermit subskribiere ich: 
Antonio Gram.sei, Gefiingnis­
hefte (10 Bände) zum Preis von 
DM 48,- (statt DM 58,-) pro 
Band. 
D Ich erteile Einzugsermächti­
gung (Zusendung erfolgt porto­
frei) 

D Ich erbitte Zusendung mit 
Rechung (pro Band DM 2, -
Porto) 
D Bitte schicken Sie mir das 
Verlagsprogramm 

die nicht einmal über eine Küche verfügt 
haben. Sogar der chemischen Industrie 
gelingt es inzwischen, aus der sie beim 
Wort nehmenden Widerlegung einer 
derart realitätsfernen Zivilisotionskritik 
Argumente gegen eine Kritik der 
schlechten Gegenwart namens einer 
verklärten Vergangenheit zu ziehen. 
Worauf es demgegenüber ankommt, ist 
vielmehr, den Radikalisierungszusam­
menhang zu erkennen, in dem fordisti­
sche Konsummuster zu älteren Mustern 
der gewalttätigen Reproduktion stehen: 
DieGewohnheitdesvertrauten Umgangs 
mit den Dallas-"Phantomen" (vgl. Anders 
1989, 131 ff.) etwa ist nicht die schlichte 
Zerstörung der älteren, noch höfisch­
zünftisch geprägten „Geselligkeit", son-
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dem deren „Erfüllung"; im Reinheits­
versprechen des „weißen Riesen" wird 
nicht das schlichte Sauberkeitsverspre­
chen der Seife pervertiert, sondern Omas 
Traum vom durchgreifenden Ritual des 
„Großreinemachens" durch seine 
Veralltäglichung in die Wirklichkeit 
umgesetzt. Der Cadillac verdrängt nicht 
schlichtweg den Traum vom „ Vier­
spänner", er stellt auch seine „pflege­
leichte", ohne Plerdeknechte auskom­
mende „Verwirklichung" dar. Der Mus­
tang des ,,lonely riders" ist zum „Mus­
tang" geworden. 

Ein grundlegender gemeinsamer Nen­
ner dieser „passiven Transformation", 
in der gerade die „Modernisierung" 
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zum Medium der Reproduktion sehr viel 
~lterer Handlungsmuster wird, ist die 
Uberführung alter Strukturen der materi" 
ellen Transaktion in Muster ihrer techno­
logisch garantierten individuellen 
Verfügbarkeit- unter der Voraussetzung 
der individuellen Zahlungsfähigkeit. 
Diese „schöne neue Welt" erzeugt, wie 
Huxley dies schon früh gesehen hat, 
Handlungskonformität durch Wunsch­
befriedigung - bzw. durch das Ver­
schwinden der Wünsche, anders zu 
sein und zu leben. Einmol durchgesetzt, 
wenn diese „moderne Gesellschaft" auf 
ihren eigenen Grundlagen funktioniert, 
ist die „Lebenswelt" nur noch „Wille und 
Vorstellung" ISchopenhauer), unter 
tendenzieller Ausschaltung der auf ihre 
,,Widerständigkeit" reduzierten „Mate­
rie" (Bergson, Dilthey), d.h. ohne die 
Dimensionen der Mühe der Aneignung 
durch eigene konkrete Arbeit (lobour), 
aber auch ohne das spezifische 
„Transzendenzerlebnis" des sinnlichen 
Genusses (lust) des „anderen", der nicht 
blaß „mein Phantom" ist. So gilt dann in 
der Tat: ,,We can reoch it, if you wantto 
-poradise now!" 13 Diese kabarettistische 
Zuspitzung des grundlegenden Ver­
sprechens des Konsumismus in seiner 
gegenwärtig noch anhaltenden Offen­
sive 14 läßteinen einfachen Mechanismus 
hervortreten, dem sowohL:~i: Rache 
Hedonismus der Schöner.S:.:l'.tlJPPies 
als auch der eingri ,. ~fähige 
Antihedonismus der Strcitegie der 
„Konsumbefreiung" unterliegt: -Maria 
Mies hat die - von Saral Sorkar nur 
scheinbar ins RealitätStüchtige 
transponierte (Sarkar 1988) - These 
formuliert, die ,,lebenslügeN des mo­
dernen Konsumismus, d.h. ,,daß wir 
glauben (Hervorhebung f.0.W.), wir 
könnten jeweils beides haben", bestän­
~ig vermehrten Warenkonsum und 
Uberwindung der industriellen Umwelt­
zerstörung, beständig vermehrten 
Welthandel und Beendigung der 
Ausbeutung der Zweidrittelwelt sowie 
eine beständig ausgeweitete Kommer­
zialisierung „des Lebens der Frauen" 
und Frauenbefreiung (Mies 1988, 247), 
bzw. daß „hoher Lebensstandard iden­
tisch ist mit 'gutem Leben'" (ebd.), sei a/s 
solche auch die zentrale Grundlage der 
bestehenden Herrschaftsverhältnisse, so 
daß diese von einer Strategie der 
„Konsumbefreiung" (ebd., 254) zum 
Tanzen gebracht und durchbrochen 
werden können: ,,Ich bin allerdings der 
Meinung, daß alle anderen Formen des 
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Kampfes für eine andere Gesellschaft ... 
keinen Erfolg haben werden, wenn die 
Hegemonie über den Alltag, die der 
Konsumismus innehat, nicht gebrochen 
wird. In diesem Sinne ist der „Weg" der 
Konsumbefreiung auch schon das „Ziel" 
(ebd., 261 ). 

Durch den impliziten Rekurs auf die 
Möglichkeit einer „Propaganda der Tat" 
in dem „weiblichen Lebenszusammen­
hang" der hausfraulichen Konsumarbeit 
vermeidet Mies zwar noch, ganz aus­
drücklich in die „Ethik-Falle" der Politik 
zu laufen 15

• 

Wenn Politik schon „alleine" nicht geht, 
vielleicht „geht es" zu mehreren? Aloin 
Lipietz, der den Französischen Grünen 
nahesteht, hat jedenfalls 1989 die 
Hauptelemente für einen neuen, den 
fordistischen Klassenkompromiß ablö­
senden „Vertrag" umrissen. Wenn es 
auch heute sehr viel schärfer deuflich 
wird, daß sowohl die Schwierigkeiten 
eines realistischen politischen Einstiegs 

• 
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in eine derartige „andere Entwicklungs­
logik" sehr viel konkreter zu bestimmen 
als auch die weitergehenden 
Transformationsperspektiven deurlicher 
herauszuarbeiten sein werden 16, ist 
daher sein „Vertrags"-Vorschlag für un­
sere Fragestellung heute noch weiter­
führend: Es gehe im Kern darum, die 
„Krise der Arbeit", d.h. ,,die Krise des 
Taylorismus und der extremen Mecha­
nisierung" durch einen „neuen Vertrag 
über die Lohnarbeit" zu überwinden. In 
diesem „Vertrag" könnten die Möglich­
keiten von Elektronik und Informatik 
gezielt dazu genutzt werden, um eine 
nicht-technische Alternative zum alten 
Klassenkompromiß des, wie Lipietz ihn 
nennt, ,,liberalen Produktivismus" zu 
finden und durchzusetzen, der insbe­
sondere auch auf die Herausforderun­
gen durch die „unvollendete feministische 
Revolution" eingeht (Lipielz, 1989, 73). 
Eine Strategie der kollektiven 
Aushandelung der Arbeitsbedingungen 
im umfassenden Sinne zwischen den 
Gewerkschaften und dem betrieblichen 

Management kann insgesamt einen 
neuen Typus der in ihrem konkreten 
Arbeitsprozeß mit „Leib und Seele" en-

Im Reinheits· 
versprechen 
des "weißen 
Riesen" wird 
Omas Traum 
vom "Groflreine· 
machen" durch 
seine Verall· 
täglichung in 
die Wirklichkeit 
umgesetzt. 
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gagierten Lohnabhängigen hervorbrin­
gen, die sich dessen bewußt sind, die im 
Kollektiv tatsächlich „Herren ihres 
Arbeitsprozesses" sind (ebd., 77] und 
unter denen damit das Bedürfnis nach 
Selbstverwaltung, das der fordistische 
Klassenkompromiß den abhängig Er­
werbstätigen geradezu ausgetrieben 
halte, wiederauAeben kann (ebd.J. Eine 
derartige Strategie unterläuft die ver­
murlich immer schon falsche Alternative 
von Systemwechsel oder Modifikation 
des bestehenden Systems zugunsten 
einer unterdeterminierten Reihe von 
Verdichtungszuständen bzw. Konfigura­
tionen. Jeder dieser Verdichtungszu­
stände ist selbst als ein relativ stabilisiertes 
Kompromißgleichgewicht zu beschrei­
ben, in dem das Feld der gesellschaftlich 
strittig auszutragenden Forderungen je­
weils relativ stabil umrissen ist: durch die 
Verkoppelung von Einzelforderungen mit 
den sozioökonomischen Voraussetzun­
gen, unter denen die auszuhandelnde 
neue, engagierte Arbeitshaltung erst 
individuell oder kollektiv rational und 
damit auf Dauer einzufordern sein wird, 
geht es um die Einleitung eines 
alternativen Entwicklungsstranges ln ei­
ner Krisensituation. In dem Dreieck von 
engagierter Arbeitshaltung, qualifizier­
ter Beteiligung an der Gestaltung des 
Arbeitsprozesses und Gewährleistung 
der Voraussetzungen für die Rationalität 
beider Haltungen (Gewährleistung von 
kontinuierlicher Beschäftigung und 
Weiterqualifizierung], verändert sich 
nicht nur die konkrete Arbeitssituation, 
sondern darüber hinaus die gesamte 
gesellschaftliche Kräftekonstellation. 
Dadurch wird die Einleitung und 
Stabilisierung eines permanenten ge­
sellschaftlichen Prozesses einer demo­
kratischen Ausgestaltung des eigenen 
Arbeits- und Lebensprozesses für die 
große Mehrheit der abhängig Er­
werbstätigen überhaupt erst wieder zu 
einem Bestandteil des eigenen 
Handlungsraumes. lipielzstelltallerdings 
selbst den Zusammenhang nicht her, in 
dem die Durchsetzung von konkreten 
Forderungen zusammen mit ihren spe­
zifischen Rationalitätsvoraussetzungen 
m itder Problematik einer Transformation 
im Sinne einer Überwindung strukturel­
ler gesellschaftlicher Herrschafts­
verhältnisse steht. 

Das Konzept des „Gesellschafts­
vertrages" hat bekannflich einen gra­
vierenden Nachteil, der ihn Für ein 
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theoretisches Durchdringen der Bedin­
gungen des politischen Handelns nur 
sehr bedingt brauchbar macht: Er wird 
niemals ausgehandelt, paraphiert und 
unterzeichnet, eigentlich gar nicht ein­
mal geschlossen"· Das gilt auch für den 
,,keynesianischen Klassenkompromiß", 
den wir nicht mit den mageren Ergebnis­
sen gelegenrlicher „konzertierter Aktio­
nen" verwechseln sollten. Dieser Ein­
wand trifft all~rdings auch Lipietz' 
konzeptionelle Uberlegungen: Er bleibt 
bei einem Appell an die „Evidenz" 
stehen, daß es mehr Spaß macht, krea­
tiv tätig zu sein, als bloß „passiv" zu 
konsumieren, ohne zu reAektieren, an 
welche soziohistorischen -v.a. ,,bildungs­
bürgerlichen" - Voraussetzungen diese 
Evidenzerlebnisse gebunden sind. 
Demgemäß kann es ihm nicht in hin­
reichendem Umfang gelingen, dieieni­
gen Menschen „anzusprechen", für die 
diese Voraussetzungen weder real ge­
geben noch auch reale Möglichkeiten 
sind. Ohne sie ist aber eine ökologische 
Wende in der Lebensweise nicht zu 
haben. 

Wir brauchen 
eine konkrete 
Politik der 
Bedürfnisse 
und Wünsche. 

für Rudolf Bahros pädagogisierendes 
Konstrukt der „kompensatorischen Be­
dürfnisse", die hinfällig werden, sobald 
einmal das „wahre Leben" begonnen 
habe, oder für Agnes Hellers Postulat 
der „radikalen Bedürfnisse", die als 
immer schon vorhandene über die be­
stehenden Herrschaftsverhältnisse hin­
austreiben. Ebensowenig kann es an­
gehen, sich resignativ auf die unbe­
streitbare Spontaneität der bloßen 
Wünsche zurückzuziehen, wie es Bau­
drillards Kritik der Bedürfnisbildung na­
helegt, oder dann eben doch die fakti­
sche zahlungsfähige Nachfrage der 
Konsumentinnen als letzte Instanz jeder 
Bedürfnispolitik z.u akzeptieren. 
Der schwierige Ubergangsprozeß, um 
den es in einer solchen Politik der Be­
dürfnisse und Wünsche geht, vollzieht 
sich auf mehreren Ebenen: materielle 
Lebensbedingungen müssen verändert 
werden, damit bestimmte Bedürfnisse 
überhaupt in rationalen Verhaltens­
mustern gelebt werden können; zugleich 
muß sich jedoch auch ein „Umdenken" 
in der Dimension der Wünsche vollzie-
hen. Zu beiden Dimensionen gibt es 
durchaus reichhaltige Vorschläge und 
Erfahrungen: Einerseits die vielfältigen 
stofflichen Umbauvorstellungen, wie sie 
exemplarisch etwa in der_ ·if.~~gie­
wende" oder in der Kon ... m_·" .,·:;;_1;der 
„autofreien Stadt" vorliegen/·.:_ _·:~::_ · its 
sehr vielgestaltige Praxi . ~: _,_ .. ):_der 
· auch kollektiven - Selb . ·• ~· _.:":. ung 
und Selbstkultivierung, die viele Linke 
m.E. zu Unrecht einer sich komlllerziali­
sierenden „Psyche-Szene"- übmiCSsen. 
Bemerkenswert ist allerdings, doß.mög-

ES geht um liehe wechselseitige VerstärkU"lJS- und 
• Modifizierungsprozesse zwischen Vor-

einen ebenso schlägen und Entwicklungen in diesen 
• II • beiden Dimensionen in der Regel nicht 

materae en Wie einmal als Problem gedacht werden. 

"d 1 • h Dabei könnte erst aus ihrer Verbin-
1 80 091SC en dung-ausderKombinafondersachver-

UmbaU der ständig für ihre Lebensi~ter:essen Be­
wegten mit den 1hr LebenemfühlendVer-

ProduktiOn der ändernden. eine neu_e Kraft und __ auch 
eine neue hegemoniale Qualität er-

WÜnsche. wachsen. 

Wir brauchen also eine konkrete Politik 
der Bedürfnisse und Wünsche. Das ist 
keineswegs ein Plädoyer für künsrliche 
Hilfskonstruktionen, die nur dazu die­
nen, das wirkliche Problem zumindest 
diskursiv überspielen zu können - etwa 

Eine derartige Politik der Bedürfnisse 
und Wünsche würde di~' tießitzende 
gesellschaftliche T ~rnung ,,~ Armen­
politik und A,rbei'5politik ,ängreifen 
müssen, d.h, auc;h,dia ~tif;ge .Unter­
scheidung :zwiscfiei!i :de/litBedarf", 
dessen Erhebung det Vär'wahu von ....... ···,. ,, ., ,. ng 
Menschen.ikrrch ~'!'! !i11"')~'8" stehen-
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de Macht zugehört, und den tatsächlich 
geltend gemachten Bedürfnissen, die 
der alltäglichen Mikro-Politik der 
,,Konsumentensouveränität", die Kauf­
kraft in zahlungsfähige Nachfrage ver­
wandelt 16, zuzurechnen ist. Ebenso auch 
die Unterscheidung zwischen denjeni­
gen Bedürfnissen, die zum gesellschaft­
lichen Normalstandard gehören, und 
denjenigen, deren Befriedigung bereits 
als Juxus" gilt, wie sie etwa in jeder 
Tarifauseinandersetzung implizit getrof­
fen wird. 

l?,iese Grundlage jedes möglichen 
Ubergangs zu einem neuen Konsum­
modell bringt uns damit zu der radikalen 
gesellschaftspolitischen Aufgaben­
stellung einer derartigen Politik der Be­
dürfnisse und Wünsche: Es geht in ihr 
letztlich um nichts weniger als um einen 
ebenso materiellen wie ideologischen 
Umbau der Produktion der Wünsche, in 
allen ihren Produktionsbedingungen und 
Prozeßphasen, sowie um eine kollektive 
Umbewertung der Kriterien und Mecha­
nismen der Verteilung der jeweiligen 
gesellschaftlich produzierten Möglich­
keiten ihrer praktischen Anerkennung 
als zu befriedigende Bedürfnisse 

Um einen alten Slogan aus der Ge­
schichte der Emanzipationsbewegungen 
abzuwandeln: Fordern wir nicht den 
Verzicht als Grundlage eines neuen 
Konsummodells, fordern wir weit mehr 
als wir heute wirklich bekommen: 
Konviviales Brot und meditative Rosen! 

;;;;--

Die Unterscheidung von Wildheit, Barbarei 
und Zivilisation ist nicht etwa, wie vor ollem 
marxistisch sozialisierte Menschen anzu­
nehmen scheinen, eine originäre Leistung 
Morgans gewesen, sondern nimmt die den 
damaligen Gebildeten geläufige These von 
Adam Fergusons klassisch gewordenem 
Essay über den Ursprung der „civil society" 
wieder auf. 

2 Ich habe diesen Begriff in Auseinanderset­
zung mit Attalis „Konslruktion" der „Episo­
den" des modernen Kapitalismus vorge­
schlagen (vgl. Wolf 1987). 

3 Das hat strukturelle Konsequenzen, die die 
Serie der „abgeleiteten Transportmittel" !in 
etwa: Lasttier, Zugtier, Gespann, Wagen, 
Auto) durchzieht, bis hin zum männer­
fressenden Auto mit weiblichem Vornamen 
der zeitgenössischen filmischen I maginalion: 
,,Ihr Rücken (der der „geheirateten oder 
gefangenen Frau", F.O.W.) ihre Hüften wer-
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den zum Modell der Reiseausrüstungen, die 
gesamte AutoMobilität wird von dieser In­
frastruktur ausgehen." !ebd.) 

4 Mir geht es hier um das Handlungsmuster, 
die ideologische Struktur, die sich in der Tot 
im Alltagshandeln der gesellschaftlichen In­
dividuen reproduziert- nicht um die Illusion, 
das individuelle Konsumverhalten sei hin­
sichtlich seiner energetisch-stofflichen Aus­
wirkungen das eigentliche oder überwie­
gende Problem, unter Vernachlässigung des 
,,Problembeilrags" der großen Industrie­
produktion. 

5 Die von Virilio erzeugte, nicht einmal ausge­
sprochene Evidenz der Ahernativlosigkeit ist 
der eigentliche „kritische Punkt" seiner Ana­
lysen, an dem ihre „Politik" wirksam, erkenn­
bar und kritisierbar wird. 

6 Wobei er sich allerdings noch das „dialekti­
sche" Schlupfloch ließ, selbst die „Evolution" 
noch politisch aufzuladen: Der neue „homo 
integralis" beruft sich ebenso auf den 
„Genotyp"!Bahro 1987,267 vgl. 275) wie 
auf die Geistesgeschichte [passim). 

7 Anders als etwa der historisch zunächst mit 
ihm konkurrierende Faschismus, der organi­
sierte, autoritäre Mobilisierungsformen in 
einer durch den Staat „gleichgeschalteten" 
Gesellschaft und auf die Drohung mit dem 
,.anderen Ausbeutungsverhältnis der Zwangs­
und Vernichtungsarbeit" als externe 
Stabilisatoren der kapitalistischen Lohnarbeit 
zurückgriff- und das dementsprechend eine 
besondere „Faschisierung der Subjekte" [vgl. 
Haug 1987) zur Folge hatte, suchte - und 
fand - das fordistische Politikmodell deren 
Stabilisierungselemente in deren eigenem 
Kern: in der notwendigen Metamorphose 
des Lohnarbeiters in den Käufern von Waren 
als Lebensmitteln. Wie dies schlagend etwa 
in Welt Disneys Verfilmung von „Mary 
Poppins" symbolisch dargestellt wird, treten 
die alten „Ordnungsmächte" mit ihren auto­
ritären Unterwerfungsritualen - Kirche, Mili­
tär, Schule, Betrieb - damit gegenüber der 
zauberischen „neuen Ordnungsmacht" zu­
rück, die einfach darin besteht, mit „ein 
bißchen Zucker" seinen „Spaß" !fun) mit 
seinen Waren zu haben. 

8 Der richtige Spaß mit der richtigen „ideolo­
gischen Ware" (die in dem eben angeführ­
ten autokorre!ativen Modell der modernen 
Unterhaltung~ i nd uslrie sei bstverstä ndlic h 
nicht als solche auftritt, denn dies ist ia schon 
das „hidden curriculum" der modernen 
,,Werbung") wird die Seinen schon wieder­
zuerkennen und sie auf den richtigen Weg 
zu geleiten wissen - das Auto den lohnab­
hängigen Familien·Ernährer als ,Jägers­
mann", die Waschmaschine und der Küh~ 
schrank die „moderne Hausfrau" als 
„Küchenfee", Radio und TV die gesomle 
Familie als mit ihrer Warenwelt allein leben­
de und doch immer ausgerichtete „Höhlen· 
bewohner", usf. 

9 Die Kombination von relativer Ineffizienz 
der „Kommandowirtschaft" mit der Unmög­
lichkeit, erforderliche „Modernisierungs­
prozesse" auf Seiten der gesellschaftlichen 
Subjekte durch administroliven Druck" zu 
induzieren, lassen sich aus der Analyse von 
Brie u.a. als ein solches Spezifikum heraus­
lesen. 

10 „Überholen, ohne Einzuholen!" war besten­
falls eine schöne Phrase, als von „Einholen" 
noch gar keine Rede sein konnte. 

11 ,. ... in der die Menschen nicht verei_nzelt, 
beherrscht, verwaltet und verplant werde; ... 
in der sie weder zu passiven Konsumenten 
eines seelenlosen Kuhurbetriebs noch zur 
willfährigen Verfügungsmasse der industrie~ 
len Produktion noch zum manipulierten 
Slimmvieh der Politik degradiert werden; ... 
in der der einzelne, solidarisch mit allen 
anderen, seine Arbeits-, Kultur-, und Lebens­
formen in einem schöpferischen Prozeß, 
soweit es geht(!, F.O.W.) selber bestimmt" 
(Lafontaine 1990, 27f.) 

12 Die Kabarettistin lisa Fitz zur Einleitung ihrer 
Darbietung bei der Verleihung des deut· 
sehen Kleinkunstpreises 1990, Sparte Chan­
son, Mainz, 17.2.1991 

13 Lisa Fitz in einem Refrain bei der gleichen 
Gelegen heil 

14 Dieengstens verbunden ist zum einen milder 
enormen Expansion des Weltkreditsystems 
seit den siebziger Jahren (vgl. Altvater 1987) 
und zum anderen mit dem Versuch der 
Etablierung eines neuen, Selektivität in „Ver­
dienst" umdeutenden „Elitebewußtseins", 
also mit zwei Elemente, deren künftige 
Stabilität heute schon als mehr als gefährdet 
erscheinen muß. 

15 Was vielmehr den neokonservativ und 
neolibera I argumentierenden Autorinnen des 
,.ökologischen Manifestes" vorbehalten blieb, 
das im Sommer J 990 durch die Grünen 
geisterte: Eine Ethik des ortlosen individue~ 
len Verzichtes, die als solche nur kolleklive 
Handlungsunfähigkeit erzeugen konnte, die 
dann wiederum durch aktive Selbstunter­
werfung unter die legitimen Strukturen de­
mokratischer Staatsmacht zu kompensieren 
versucht wurde, sollte zum „Probierstein" 
einer „echt äko!ogischen" Radikalität ge­
macht werden !vgl. Hustedt u.a., 1990). 

16 Ich habe in meinem Nachwort zu Lipietz 
1991 den Versuch unternommen, hierzu 
einige zusätzliche Gesichtspunkte anzuge­
ben [vgl. Wolf 1991) 

17 Althusser hol die vielschichtige „Dialektik" 
des exemplarisch tief durchdachten 
Rousseauschen Gesellschaftsvertrags analy­
siert [vgl. Schriften, Bd. 4, Hamburg 1987]. 

18 Demgemäß wird der Bedürfnisbegriff - im 
Unterschied zum Wunsch, zu dessen Er­
füllung, weil nicht entsprechend begründe!, 
sich der „Konsument" noch nicht hat ent­
schließen können -traditionell erst dort theo­
retisch zum Problem, wo die Kaufkraft nicht 
mehr ausreicht, um eine „unverkürzte Repro­
duktion" zu gewährleisten (vgl. exempla­
risch die neuere britische, neoliberal ge­
prägte Kritik am Begriff des Bedürfnisses in 

der Sozialpolitik). 
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Detlef Bimboes 

Umwelt und Gesundheit im 

~l!'G"Wtrr 
bis 

Kläranln der Gerneinschaft leben 200 MiHioner 

Ganz Europa ist inmitten gro&·r Zerstö­
rungen der Umwelt in Bewegung gera­
ten. Im Osten gärt es, im Umbruch sind 
soziale Konflikte und giftige Nationalis,­
men aufgebrochen. Im wes~ichen Teil 
verarmen trotz ungeheueren Reichtums 
ganze Regionen, in vielen, ständig 
wachsenden industriellen Ballungszen­
tren häuft sich zunehmend sozialer 
Sprengstoff an. Europa ist übersät von 
lokalen, regionalen und grenzüber­
schreitenden Umweltproblemen, die 
vielerorts in Osteuropa noch dramati­
scheren Charakter als in Westeuropa 
besitzen. Der Zusammenbruch des 
bipolaren Weltgegensatzes, die zu­
nehmende Betonung des national­
stoa~ichen Gedankens und die immer 
offenkundigerwerdenden gesellschafts­
und umweltpolitischen Problemlagen in 
Europo wie auch weltweit ls. Zellner 
und Gärtner) verlangen danach, daß 
die Völker enger zusammenarbeiten. 
Die friedliche Austragung von KonAik-

Dettef Bimboes, Dipl. Biologe, Wies,­
hnrli:>n 

B o n n / B r Q s sei ( ap, rt, 
dfirfen In dar Europäischen C'" 
mehr ungeklärt in Bilche, Flüsvc 
tet werden. Dfo Umset:zung dfö. 
beschlmrnenen Abwasser-R.icht i , 
zung von BundesumweltminnRr, 
Deutschland Investitionen von "'"" 
1998 erforderlich. Laut il!lber, , 
··.,1-anem der Gt>-

ten innerhalb und zwischen den Natio­
nen wird zur unabweisbaren Notwen­
digkeit im Interesse der Menschheit und 
des einen, zerbrechlichen Globus. 
Es zeichnet sich ab, daß Europo über 
den Staatenbund der EG hinaus zu.. 
sammenwächst und hier auch den Ver­
einten Nationen und ihren bislang be­
reits formulierten Positionen eine 
bedeutsame Rolle zufällt. Umwelt und 
Gesundheit bilden in diesem Prozeß 
entscheidende, grenzenlose politische 
Notwendigkeiten für eine dauerhafte 
Entwicklung von Mensch und Umwelt, 
derer sich Sozialistlnnen, Umwelt- und 
Gewerkschaftsbewegung zunehmend 
stellen müssen, wollen sie die Gestaltung 
des gemeinsamen Hauses Europa in 
seiner regionalen Vielfalt nicht den 
konservativen Kräften überlassen. 
Für eine veranfvfortungsbewußte, dau­
erhafte und nicht-zerstörerisch angeleg­
te Entwicklung der Beziehungen zwi­
schen Natur und Gesellschaft ist die 
Aufrechterhaltung sämtlicher menschli­
cher und natürlicher Reproduktionsvor­
aussetzungen im europäischen und 

glob~1e:•JVcistab noch'' , 
der nachhaltigen, schonen:~ ... _j~esamt­
wirtschaftlichen Nutzung voi, Arbeits­
vermögen, gegenständlichem National­
reichtum und Naturpotentialen zu ge­
stalten, Ein solch schonender Umgong 
mitdemGesamtpotentialschlie~teuropo­
und weltweit den schrittweisen Ubergong 
zu einer rationellen Energieversorgung 
und -anwendung sowie zu einem spar­
samen, ressourcenschonenden, weitge­
hend kreislauforientiert angelegten 
Stoffwirtschaftssystem ein !nach Tjaden). 
Ein derart umfassend angelegter Umbau 
von Gesellschaften ist nur langfristig, z.T. 
nur in Jahrzehnten zu schaffen. Selbst 
kurzfristige Erfolge setzen herkulische 
Anstrengungen voraus. Vorrangig drängt 
die Begrenztheit der Rohstoffe, vor allem 
der nicht regenerierboren, zur bevor­
zugten Auswahl solcher Entwicklungs­
wege, die mit einem geringen und ra­
tionellen Verbrauch der kostbarsten 
Rohstoffe [Metalle, Kohle, Mineralöl] 
auskommen. Deshalb sind gerade in 
den zentralen Bereichen Verkehr, 
Energieerzeugung, Grundstoffindustrie 
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(insbesondere Metallurgie und Chemie­
industrieJ sowie Bauwesen längerfristig 
tiefgreifende Umorientierungen not­
wendig, zumal hier auch die Haupt­
quellen der Schadstoffbelastung für 
Mensch und Natur angesiedelt sind. 

Die Zentren für derartige Entwicklun­
gen mit globaler Ausstrahlungskrah 
werden naturgemäß in den hoch­
industrialisierten Staaten liegen müssen. 
Die Auseinandersetzung um solche 
Neuorientierungen hat in den großen 
kapitalistischen Industrienationen Euro­

pas bereits begonnen und muß an Kraft 
und Stärke gewinnen. Um keinen für 
Natur und Gesellschah wesenrlichen 
Bereich kann ein Bogen gemacht wer­
den. Sa nicht um die Entwicklung der 
Produktivkrähe in ökologisch und sozial 
verträglicher Weise, nicht um ein geän­
dertes, verlangsamtes Wirtschattswach>­
tum zusammen mit Veränderungen von 
Lebensweisen und Konsumstrukturen, 
wie auch nicht um von internationaler 
Solidarität geprägte, gerechte Au>-
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tauschbeziehungen mit den Völkern der 
Dritten Welt. 
Dom it die Menschen derartige Entwick­
lungsprozesse wirklich bewußtgestalten, 
an ihnen teilhaben und sie verstehen 
können, ist eine umfassende Demokra­
tisierung aller Lebensbereiche und auf 
allen gesellschahlichen Ebenen not­
wendig. Deshalb sind auch die EG-Struk­
turen zu demokratisieren und von der 
Dominanz staarlicher Bürokratien und 
kapitalistischer Wirtschaftsinteressen zu 
befreien, wenngleich sie auch nicht ohne 
eine Reihe zentraler, demokratisch legi­
timierter Instanzen auskommen werden. 
Dies gilt zuallererst für ein Europa- Par­
lamentmitentsprechenden Befugnissen, 
das die bisherigen Gestaltungsmöglich­
keiten vom Kopf auf die Füße stellt und 
den Völkern ermöglicht, ihre Geschik­
ke selbst und zugleich in gemeinschaft­
licher Verantwortung zu bestimmen. 
Hierher gehört auch eine institutionell 
verankerte Stärkung und EinAußnahme 
von Nichtregierungsorganisationen aus 
den Bereichen Umwelt und Gesundheit. 

Unabdingbar ist ferner ein föderativ 
aufgebautes Europa, das regionale 
Vielfalt erhält, fördert und ausbaut und 
nicht auszehrt. 
Für ein derart umfassend angelegtes 
Politikkonzept müssen Einstiegspfade 
gesucht und beschritten werden, bereits 
vorhandene Handlungskonzepte sind 
auf ihre Brauchbarkeit hin zu überprü­
fen. Eine gute Grundlage für eine an 
Umwelt und Gesundheit orientierte Po­
litik in Europa geben die von den euro­
päischen Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen erarbeiteten und bis zum Jahr 
2000 hin ausgerichteten Regionalstrate­
gien ab. 
So sind bereits im Jahre 1985 van den 
eurapäischenMitgliedstaatenderWHO 
die Einzelziele zur Unterstützung der 
europäischen Regionalstrategie für „Ge­
sundheit 2000" fertiggestellt worden. 
Im Jahre 1988 ist dann von der UN­
Wirtschahskommission für Europa (ECEJ 
eine langfristig angelegte regionale 
Umweltschutzstrategie verabschiedet 
warden (,,Regional Strategy for Enviran-

Rat & Tat Neuauflage im April 

Winfried Schwamborn/Bernd Müllender 
Handbuch für 
Kriegsdienstverweigerer 

Reservisten verweigern 

Bernd Müllender /Peter Vermeulen 
Nicht mehr mit uns! 
Reservisten verweigern 
4., auf den neusten Stand gebrachte Auflage ·91 

206 S., DM 18,- ISBN 3-89438-020-9 

12,. aktualisierte u. erweiterte Auflage '91 
220 S., DM 12,80 ISBN 3-89438-024-1 

Verbilligt noch lieferbar 
Jan Brauns 
Handbuch für Zivildienstleistende 
196 S., DM 6,- ISBN 3-89438-318-6 

Jonas Müller/Detlev Thiesen 
Handbuch für Wehrpflichtige 
Von A wie AIDS bis Z wie Zurückstellung 
411 S., DM 15.- ISBN 3-89438-299-6 

Bezug über Ihre Buchhandlung oder (zuzügl. Versandkosten) direkt bei 

PapyRossa Verlag 
Petersbergstr. 4, 5000 Köln 41 

mental Protection and Rational Use of 
Natural Ressources in ECE member 
countries covering the period up to the 
year 2000 and beyond"J. Der Umwelt­
schutz in Europa hat damit einen prog­
rammatischen Rahmen erholten, der 
gleichzeitig in die weltweite Umwelt­
perspektive der Vereinten Nationen bis 
zum Jahr 2000 und danach eingebettet 
ist. Diese Regionalstrategien sind im 
Kern noch einmal durch die Europäische 
Charta für Umwelt und Gesundheit be­
krähigtworden, die auf dem Treffen der 
für Umwelt und Gesundheit verantwort­
lichen Minister und deren Vertreter von 
den 29 Mitgliedstaaten der europäi­
schen WHO-Regian im Dezember 1989 
in Frankfurt am Main verabschiedet 
wurde. 
Beide Regionalstrategien heben neben 
den üblichen Umweltschutzforderungen 
insbesondere auf ökologische Verände­
rungen in der Wirtschafts-, Industrie-, 
Technologie-, Wissenschafts- und 
Forschungspolitik sowie Agrarpolitik ab. 
Breiten Raum nehmen Forderungen für 
eine am Vorsorgeprinzip orientierte 
Gesundheitspolitik sowie eine damit 
verbundene gesundheits- und umwelt­
verträgliche Lebensweise ein. 
Auf diesen programmatischen Rahmen 
ist die Gesamtheit der bestehenden Um­
weltschutzpolitiken in Europa klarer und 
eindeutiger als bisher zu beziehen und 
abzugleichen. Das betrifft sowohl die 
einzelstaatlichen Umweltschutzstrate­
gien, die von der Europäischen Ge­
meinschaftverfolgten Strategien als auch 
die zahlreichen bi- und multilateralen 
und internationalen Abkommen zu 
Umwelt und Gesundheit. Damit ist im­
pliziert, daß Europa auch seine interna­
tionale Zusammenarbeit mit den Ent­
wicklungsländern in punkte Umwelt­
schutz und Gesundheit neu ordnet und 
bestimmt. Das hat in enger Verzahnung 
mit den Vereinten Nationen und ihren 
jeweils zuständigen Unterorganisationen 
zu geschehen. Den bislang mehr im 
Verborgenen wirkenden Vereinten Na­
tionen muß und wird zukünftig mehr 
Verantwortung bei der Lösung regiona­
ler und globaler Krisenlagen zukommen 
müssen. Ihre Ausgestaltung zu einem 
demokratisch legitimierten Weltparla­
ment der Völker bei gleichzeitiger Be­
freiung von wirtschaftlich und politisch 
dominierenden Großmachtinteressen ist 
ahne Zweifel von hoher Dringlichkeit. 
Viele der generellen, das Überleben der 
menschlichen Gattung im Blickfeld ha-
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benden Zielsetzungen in den vorliegen­
den ECE und WHO Programmen sind 
richtig und zu unterstützen. Zugleich 
sind sie aber auch · bedingt durch die 
Mitgliedschah, Stärke und Dominanz 
der industriell hochentwickelten kapita­
listischen Staaten und gleichzeitig durch 
die personellen Verffechtungen dieser 
Organisationen mit staarlichen Büro­
kratien und Industrievertretern - von den 
Leitvorstellungen eben dieser internatio­
nal führenden Industrienationen durch­

drungen. 
Es wird deshalb längerfristig darauf 
ankommen, den regional und weltweit 
dominierenden Entwicklungsweg des 
Kapitalismus für Umwelt und Gesundheit, 
in Wissenschah und Technik (und damit 
ihre konkrete Umsetzung in Produkte, 
Technologien, Strategien für die Ge­
sundheit, Lebensweise und Konsum­
strukfuren etc.) kritisch zu hinterfragen 
und zurückzudrängen. Im Kern geht es 
letzHich darum, die global bestehende, 
kapitalistisch formbestimmte Entwicklung 
der Produktivkrähe zu überwinden und 
zugleich endgültig das der bisherigen 
Menschheitsgeschichte über weite 
Strecken innewohnende, zerstörerische 
Verhältnis zwischen Natur und Gesel~ 
schaftabzustreifen. Alternativen müssen 
formuliert und die Auseinandersetzung 
ist um die konkreten Programminhalte 
zu führen. Dabei wird es in jedem Falle 
notwendig werden, den Einffuß des 
NATO-Umweltausschusses (NATO­
CCMSJ und denienigen der OECD-­
Mitgliedsstaaten einzudämmen, deren 
Umweltschutzstrategien zu eindeutig mit 
militärischen bzw. Wirtschaftsinteressen 
verknüpft sind. Sie beeinflussen ihrerseits 
die Politikkonzepte van WHO und den 
UN. 
Tragfähige Alternativen sind bereits für 
eine ganze Re[~e von Bereichen von So­
zialistlnnen, Okologie- und Gewerk­
schaftsbewegung erarbeitet worden. 
Im folgenden sollen deshalb.einige aus 
meiner Sicht besonders wichtige, vom 
Vorsorgeprinzip getragene Leirlinien für 
eine europäische Politik für Umwelt und 
Gesundheit formuliert werden. Sie grei­
fen einerseits den von ECE und WHO 
gesetzten Rahmen auf, akzeptieren auch 
wichtige Teilforderungen daraus, wol­
len ihn aber andererseits auch zur Aus­
einandersetzung und inhalrlichen Ver­
änderung nutzen. 
Insgesamt sollten diese Bausteine län­
gerfristig in die Erarbeitung eines Kon­
zepts für eine gesamteuropäisch ange-

legte, arbeitnehmerorientierte Raum­
ordnungs- und Regionalpolitik. ein­
münden. 

K•ete Leitlnien für eile daoerhalte 
Entwidduna in Enpa; 

Aufpen und Zustiiltieiten 
der öllentlchen Hcnl 

Schaffung eines europäischen Um­
welt und Entwicklungsfonds für die 
Entwicklung ei nereuropäischen arbeit­
nehmerorientierten Raumordnungs­
und Regionalpolitik für Arbeit und 
Umwelt; 
Verbleib von Wasser und Energiever­
sorgung, Abwasser und Abfallent­
sorgung sowie öffenrlichem Verkehrs­
wesen in öffentlichem und demokra­
tisch kontrolliertem Eigentum. Ver­
knüpfung mit insgesamt modernen, 
leistungsfähigen, wirtschafttich effi­
zienten Strukturen; 

Die Nutzung von Naturschätzen, die 
von strategischer Bedeutung für tech­
nische und wirtschaftliche Entwicklun­
gen sind, ist mit Auflagen zu versehen 
und öffen~icher Kontrolle zu unterwer­
fen. Dies ist Teil der Anstrengungen 
auf dem Wege zu einer ,~rsamen 
und nachhaltigen, ~,~,tgesell­
schaftlichangelegten ~haftung 
der Ressourcen. Dafür_)ft~ politi­
sche und wirtschafttiche'..Jnstrumente 
entwickelt werden; 
Für eine rechHich verbindliche Öko­
logiepAichtigkeit des Badens in Euro­
pa. Senkung des Bodenverbrauchs in 
Europa durch rechrlich verlbindliche 
Raumplanungen in Verbindung. mit 
Regional- und Bauleitplanung. Uber­
prüfung aller Regelungen, die auf eine 
Werterhöhung des Bodens hinwirken. 
Eingriffe in das Privateigentum, wo 
erforderlich. Trennung von Nutzungs­
und Eigentumsrechten, wo notv.ten­
dig. KeinegrundlegendePrivatisierung 
von Grund und Boden in den ost­
europäischen Staaten; 
Entwicklung eines zunehmenden Ge­
rüsts an gemeinschaftlich nutzbaren 
Diensrleisfungen zur Zurückdrängung 
des ungeheueren Rohstoffbedarfs, 
Beispiele dafür jdie im übrigen z.T. 
bereits gegeben sind und nur des 
systematischen Ausbaus bedürfen) 
sind u.a.: 
Maschinenringe in der Landwirtschaft, 
Ausbau des Verleihs van Werkzeug 
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und Maschinen sowohl in Industrie, 
Gewerbe und Handwerk als auch im 
Hobbywerkerbereich, 
Einrichtung gemeinschaftlich zu nut­
zender Reparatur und Servicezentren 
aller Art; 

Land- und Forstwirtschaft. Nat.-sdwtz 

Durchsetzung einer umweltvertrög­
lichen Agrarproduktion in ganz Europa 
zum nachhaltigen Schutz der Natur­
grundlagen und einer gesunde Er­
nährung !Abkehr von Höchsterträgen 
in der Tier- und Pflanzenproduktion, 
Verbot der Massentierhaltung, biolo­
gisch integrierter statt chemischer 
PRanzenschutz); 
Durchsetzung einer naturgemäßen 
Waldwirtschaft jstandortgerechter 
Waldbau, artenreiche Waldbestände 
Erhalt stabiler Ökosysteme); ' 
Erhaltung der noch vorhandenen Ge­
samtzahl an Arten und Biotoptypen 
und der Artenvielfalt in den einzelnen 
Biotopbeständen in Europa durch 
Erlangung des Status von National­
parks, Naturschutzgebieten, flächen­
haften Naturdenkmalen, geschützten 
Landschaftsbestandteilen oder Natur­
waldzellen !allein für das ehemalige 
Gebiet der BRD wurden hierfür etwa 
10 Prozent der Gesamtfläche veran­
schlagt!); 

Walmen. Enenie und Verkehr 

Entwicklung neuer klima-und energie­
gerechter Bau- und Siedlungsformen 
im Wohnbereich, die nicht nur ein 
hohes Maß an individueller Lebern, 
qualität in einer Gemeinschaft ermög­
lichen, sondern gleichzeitig auch den 
bisherigen gewaltigen Verbrauch an 
Rohstoffen und Landschaft reduzieren; 
1 m Energiebereich Durchsetzung ei­
ner dezentral angelegten Energie­
versorgung mit Kraft-Wärmekopplung 
und rationeller Energienutzung, Aus­
stieg aus der Kernenergie und Ein­
stieg in Entwicklung und Nutzung 
nichtnukleorer Energien auf breiter 
Grundlage !Eindämmung Treibhaus­
effekt); 
Ökologisch und sozial tragfähiger 
Umbau des Verkehrssystems. Förde­
rung der Bahn. Ausbau der Nahver­
kehrssysteme !Busse, Ruftaxis, Förde­
rung alternativer Verkehrsträger auf 
der Grundlage von Bahn, Bus, Fahr­
radetc.),AulbaueinesAutoleihsystems 

!Begünstigung vom Autokauf zur 
Automiete), Umlenkung der großen 
Transport- und Güterströme von der 
Straße auf die Schiene, 

Neuausrichtung des Gesundheitswe­
sens in ganz Europa im Sinne der 
WHO Einzelziele für „Gesundheit 
2000", fußend auf dem Primat von 
Gesundheitsförderung und vorbeu­
gender Verhütung von Krankheiten 
!Hauptaspekte: Lebensweise und Ge­
sundheit, Aufbau eines Gesundheits­
versorgungssystems beruhend auf dem 
Eckpfeiler der primären Gesundheits­
versorgung); 
Nachhaltiger Schutz der Bevölkerung 
in ganz Europa gegen berufsbedingte 
Gesundheitsgefahren auf der Grund­
lage der WHO Einzelziele für „Ge, 
sundheit 2000"; 

FD0011111Gs· und En1widd111aspoltik 

Neuorientierung der gesamten For­
sch':'.ngspolitik in Europa, kor.,sequen­
ter Ubergang zu einer an Okologie 
und Gesundheit ausgerichteten Ent­
wicklung von Wissenschaft und Tech­
nik jz,B, Einstellung von Förder­
programmen für nukleare Energieer­
zeugung, Aufstellung breitangelegter 
Forschungsprogramme zur Durch­
setzung des biologisch-integrierten 
rflanzenschutzes und Abkehr vom 
chemischen PAanzenschutzJ; 
Verbindliche europaweite Einführung 
von Produktlinienanalyse, Technologie­
folgenabschätzung und Umweltver­
träglic,hkeitsprüfung für die Zulassung 
und Uberprüfung von Stoffen, Pro­
dukten und Produktionsverfahren für 
Industrie und Gewerbe. Einbeziehung 
des Kriteriums „sozialer Nettonutzen"; 

U11Well- und lnduslriepo&tik 

Durchsetzung einer strikten Anwen­
dung des Verursacherprinzips; 
Verbindliche europaweite Festlegung 
von Produktions-und Emissionsnormen 
entsprechend dem Stand der Technik 
jz.B Normen für umwel~reundliche 
und recyclinggerechte Produkte, 
Grenzwerte für Schadstoffe); 
Durchsetzung verbindlicher, zeirlich 
gestaffelter Auflagen und Verbote im 
Bereich der bestehenden industriellen 
und gewerblichen Produktion entspre-

chend dem Stand der Technik !vorran­
gig Ausstieg aus der Chlorchemie, 
Anwendungs- und Exportbeschrän­
kungen für Stoffe und Produkte); 
Festsetzung verbindlicher, zeitlich 
gestaffelter Pläne zur Sanierung des 
bestehenden industriellen undgewerh­
lichen Altanlagenbestandes in Europa 
nach dem Stand der Technik !Luft- und 
Wasserreinhaltung, Abfallvermeidung 
und-verwertung) im Hinblick auf Stoffe, 
Branchen und Industrieregionen; 
Aufbau eines europaweiten grenz­
überschreitenden Umweltinformations­
und -überwachungssystems, Aufstel­
lung europaweiter inner- und außerbe­
trieblicher Ökobilanzen, Öffentliche 
Transparenz und Kontrolle; 
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6. United Nations, Economic Commission for 
Europe (ECEJ: Regional Strategy for 
Enviranmental Pratection and Rational Use af 
Natural Ressources in ECE member countries 
covering the period up to the year 2000 and 
beyond, New York 1988; 

7. Weltgesundheitsorganisation, Regionalbüro 
für Europa: Einzelziele für „Gesundheit 
2000". Einzelziele zur Unterstützung der 
europäischen Regionalstrategie für „Gesund­
heit 2000"; Kopenhagen 1985; 

8. Europäische Charta Umwelt und Gesundheit, 
abgedruckt in: Umwelt Nr. l /1990 

9. Volker Hauff [Hrsg.): Unsere gemeinsame 
Zukunft, der Brundfond-Bericht der Well­
kommission für Umwelt und Entwicklung, 
Eggenkamp Verlag, Greven 1987 

1 O.Europäischer Gewerkschaftsbund: Die Zu­
kunft Europas, mehr Arbeit für eine bessere 
Umwelt; Brüssel 1987 

Anmerkung: die Literaturstellen 6 + 7 sind am 
leichtesten über die Internationale Buchhand­
lung A. Harn, friedrichstr. 39, 6200 Wies­
baden (0611/374212] zu beziehen 

Christoph Butterwegge 

Die Neue 
Rechte und 
der Kampf 
um die 
Hegemonie 
Gramscis Hegemonietheorie, die 
Quintessenz seiner jahrelangen Be­
schäftigung mit Politik, Staat und Ge­
sellschaftdes jitolienischen) Kapitalismus 
zwischen den beiden Weltkriegen, war 
noch nie im Alleinbesitz der Linken 1. 

Eine völlig neue Situation trat ein, als 
sich ausgerechnet Nachfahren jener 
Kräfte Gramscis und seiner Gedanken 
bemächtigten, die ihn durch langjährige 
Kerkerhalt an der Enttaltung intellektueller 
Wirkung hatten hindern wollen: Die 
extreme Rechte mehrerer Länder West· 
europas vollzog in den 80er Jahren 
einen Paradigma-und Strategiewechsel. 
Sie reduzierte die Machtfrage nicht mehr 
auf die Eroberung der Staatsmacht, 
sondern versuchte, die Poren der bür­
gerlichen Gesellschaft zu durchdri ngeri, 
die öffenrliche Meinung zu beeinAussen 
und das politische Klima grundlegend 
zu verändern. 

Am erfolgreichsten verlief die Um­
orientierung, Modernisierung und lntel­
lektualisierung des Rechtsextremismus 
in Frankreich, wo die „Forschungs- und 
Studiengruppe Für die europäische Zivi­
lisation" jGRECE) bzw, ihr Kopf, Alain 
de Benoist, explizitaufGramsci rekurrier-

Dr, reL Pol. Christoph Butterwegge, 
Lehrbeauftragter an der Universität 
Bremen 

Erweiterte Fassung eines Beitrages zur 
Tagung "Antonio Gramsci und die 
Theorie der zivilen Gesellschaft" am 
22,/23. März 1991 an der Berliner 
Humboldt-Universität 

te und seinen Grundgedanken, daß 
nicht in erster Linie der staarliche Ge-­
waltapparat [durch Repression), son­
dern die bürgerliche/ zivile Gesellschaft 
!durch Konsensproduktion} Produktions­
und Herrschaftsverhältnisse garantiere, 
adaptierte2

• 

Die Konzentration des Rechtsextremis­
mus/Faschismus auf den Staatjsstreich) 
wurde zugunsten einer stärkeren ße. 

rücksichtigung gesellschaftlicher, kultu­
reller und ideologischer Momente 
j„Gramscisme de Droite"} aufgegeben, 
was mehr als ein taktischer Schwenk 
war, auch wenn der Kulturkampf jeder­
zeit wieder durch Putschpläne ersetzt 
oder ergänzt werden kann. 

Natürlich stellt sich die Frage, auf wel­
chen Feldern der Rechtsextremismus 
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NEUE RECHTE 

Themen besetzen, Begriffe umdeuten 
und den „Kampf um die Hirne und 
Herzen" der Menschen führen wird. Die 
folgenden Bereiche bieten sich unter 
Berücksichtigung seiner „Kernideo­
logeme"3, als da sind Sozialdarwinismus 
jAntiegalitarismus), Rassismus (Antisemi­
tismus), Nationalismus (Antisowjetismus, 
Antiamerikanismus), Autoritarismus !Anti­
parlamentarismus), Militarismus [Anti­
pazifismus) und Sexismus (Antifeminis­
mus), gegenwärtig für eine Offensive 
an. 

Renaissance des 
Nationalstaates und 

Rassismus oder neuer 
Internationalismus 

(Multikulturalismus)? 

Nach der Auflösung des Ost-West-Ge­
gensatzes und der Vereinigung beider 
deutscher Staaten kann ein Rückfall in 
den Vorkriegsnationalismus erfolgen, 
weil der „Irrweg des Nationalstaates", 
wie Peter Glotz sagt\ trotz unüberseh­
barer Tendenzen einer Globalisierung 
bzw. Europäisierung des Kapitals 
durchaus wieder attraktiv erscheint. 
Daran ändert auch der Umstand nichts, 
daß die historischen Fundamente des 
Nationalismus zerfallen und daß dieser 
in einer Welt sLipranationaler Konzer­
ne, Handelsbeziehungen und Institutio­
nen zum Anachronismus wird. Typisch 
für die Umbruchsituation, in der wir uns 
befinden, ist die Ungleichzeitigkeit der 
naturwissenschaftlich-technischen, öko­
nomischen und politischen Entwicklung, 
auf die Eric Hobsbawm hinweist: ,,Ge­
genwärtig durchleben wir eine seltsame 
Kombination aus der Technologie des 
späten 20.Jahrhunderts, dem Freihandel 
des 19 Jahrhunderts und der Wieder­
geburt einer Art zwischenstaatlicher 
Zentren, die für den Welthandel im 
Mittelalter charakteristisch waren. " 5 

Im vereinten Deutschland prallen zwei 
Gesellschaften mit einem unterschiedli­
chen Lebensrhythmus aufeinander, die 
nur langsam synchronisiert werden 
dürften. Aus dieser „Ungleichzeitigkeit" 
(Ernst Bloch) der Entwicklung erwach­
sen soziale Widersprüche, regionale 
und Strukturbrüche, die den Rechts­
extremismus tendenziell begünstigen6. 

Das Erfolgsgeheimnis des Rechtsextre­
mismus - wie des historischen Faschis­
mus - liegt in dem Versprechen begrün­
det, solche Ungleichzeitigkeiten dadurch 
zu beseitigen, daß die Zeit - wenn es 
sein muß, mit elementarer Gewalt -
„stillgestellt" wird7• Die Bundesrepublik 
befindet sich gegenwärtig im Übergang 
von einer "klassischen" Industrie- zur 
„Risikogesellschaft" (Ulrich Beckl, die 
weiterhin auf der Grundlage privat­
kapitalistischer Eigentums- und Kon­
kurrenzverhältnisse funktioniert, aber 
durch einen umfassenden Modernisie­
rungsprozeß, lndividualisierungsschübe 
und Anonymisierungstendenzen cho­
rakterisiert wird. Wunschvorstellung vie­
ler Menschen ist dagegen ein Kapitalis­
mus ohne Konkurrenz als Bewegungs­
form der Subjekte, bei dem sie die 
Segnungen der im Vergleich zur büro­
kratischen Zwangswirtschaft besonders 
effizienten Marktwirtschaft genießen 
können, ohne deren negative Auswir­
kungen und Folgen (Deregulierung, 
Reprivatisierung sozialer Risiken) ertra­
gen zu müssen. 

Die deutsche Einheit hat auf den 
Rechtsextremismus in der Bundesrepublik 
zunächst nicht befreiend und beflügelnd, 
sondern dämpfend gewirkt. Thomas 
Assheuer und Hans Sarkowicz sprechen 
im Zusammenhang mit diesem Rück­
schlag Für den Rechtsextremismus von 
einer Art „Erfüllungs-Depression", die 
der äußersten Rechten aus folgendem 
Grund schwer zu schaffen mache: 
,,Plötzlich und unerwartet ging verloren, 
woran sich das nationale Ressentiment 
jahrzehntelang wortreich entzünden 
konnte." 8 Franz Urban Pappis Prophe­
zeiung, die deutsche Einheitwerde dem 
ressentimentgeladenen Nationalismus in 
Deutschland den Boden entziehen9

, 

scheint sich - wenn überhaupt - nur hin­
sichrlich der alten Bundesländer zu be­
wahrheiten. In der früheren DDR, die 
keine entwickelte „Zivilgesellschaft" 
(Gramsci) hatte 1°, grassiert heute hinge­
gen ein besonders aggressiver, militan­
ter Rechtsextremismus und Rassismus 11 . 
Der Rechtsradikalismus hat im vereinten 
Deutschland trotz möglicher Niederla­
gen und Durststrecken nach wie vor gute 
Chancen, sich zu entfalten, weil die ge­
sellschaftlichen Ursachen weiterhin 
wirksam sind, denen er seinen Auf­
schwung verdankt, rechtsextreme Denk­
muster in die politische Kultur Eingang 
gefunden haben und in absehbarer 

Zukunft ihn begünstigende Problemlagen 
{Rezessionstendenzen, verschärfte Ar­
beitsplatzkonkurrenz) entstehen wer­
den12. 

Nach einer kurzen Karenzzeit dürfte 
sich der Revanchismus vom Schock der 
im Zeichen des Liberalkonservatismus 
herbeigeführten Vereinigung von West­
und „Mitteldeutschland" erholen und 
vermehrt Pläne zur Kolonisation Ost­
europas entwickeln. Die Neue Rechte 
fordert die ehemaligen deutschen Ost­
gebiete im Rahmen einer „zweiten 
Etappe der Wiedervereinigung" zurück 
und möchte mittels einer „zweiten Revo­
lution" auch im Westen Deutschlands 
das ,Joch der Besatzer" abschütteln, 
weshalb sie - ergänzend zum verblas­
senden Antisowjetismus und -kommu­
nismus - den Antiamerikanismus kulti­
viert13. Der Golfkrieg und die Protest­
haltung der Jugend gegen den US­
Kriegskurs bieten Anknüpfungspunkte 
dafür, zumal sich eine Rehabilitierung 
des Militärischen abzeichnet und, durch 
die Medien vermittelt, eine Martialisie­
rung des Denkens beobachten läßt. 

Rassismus und Ethnozentrismus greifen 
immer weiter um sich, zumal die wirt­
schaftliche und Systemkrise in Osteuropa 
und der Sowjetunion erwarten läßt, daß 
sich Millionen Menschen auf den Weg 
nach Deutschland machen werden. 
Schon jetzt bilden Ressentiments ge­
genüber Türken und Polen eine zusätz­
liche Spaltungslinie quer durch die Be- . 
völkerung. ,,Ausländerfeindlichkeit" im 
eigenrlichen Wortsinn gibt es gar nicht: 
Was - übrigens nur in Deutschland - so 
bezeichnet wird, zerfällt bei genauerem 
Hinsehen in eine weitverbreitete Angst 
vor Fremden, die als Mitbewerber auf 
dem Arbeits- und Wohnungsmarkt in 
Erscheinung treten, zwischen denen aber 
nicht nach ethnischen Kriterien differen­
ziert wird (betroffen sind auch Aus- und 
Übersiedler), und eine spezifische Ab­
neigung gegenüber Dunkelhäutigen 
bzw. ,,Andersartigen" (nicht betroffen 
sind indogermanische Ausländer, wie 
etwa Engländer, Skandinavier, weiße 
Nordamerikaner usw.). ,,Der Begriff 
Ausländerfeindlichkeit verschleiert und 
bagatellisiert ethnozentrische und 
rassistische Verhaltensweisen." 14 

Der euramerikanische Rassismus enf+ 
steht im Gefolge eines Großmachtstre­
bens „ von oben", das nach außen ge-

NEUE RECHTE 

richtet ist und sich die Welt untertan 
macht, wobei meist gewaltsam 
oktroyierte Herrschafts-und Produktions­
verhältnisse durch die ethnische Ab­
wertung (eines Teils) der Beherrschten 
zementiert werden. Rassismus bildete 
die ideologische Leitlinie und, vermittelt 
durch den Nationalismus und Sozial­
darwinismus15, die wichtigste Legitima­
tionsgrundlage des modernen Imperialis­
mus und Kolonialismus. ,,Denn nur als 
'Rassismus' konnte sich der Imperialismus 
aus einem einfachen Eroberungsunter­
nehmen in ein System universeller Herr­
schaftverwandeln, zurGrundlageeiner 
'Zivilisation' werden: d .h. in dem Maße, 
wie die imperialistische Nation als das 
besondere lnstrnment einer höheren 
Mission oder eines höheren Schicksals 
gedacht und dargestellt wurde, dem die 
anderen Völker die Anerkennung gar 
nicht verweigern können. " 16 

Rassismus dient als Expansionsideologie, 
aber auch als Konzept der Integration 
durch Ausgrenzung anderer. Man be­
nötigt die Abwertung bestimmter Mit­
menschen aufgrund ihrer Abstammung 
zur Abwehr möglicher Rivalen innerhalb 
einer ausgebeuteten, unterdrückten 
Population. Die Real- und Sozial­
geschichte des Rassismus zeigt, daß 
dieser Hochkonjunktur hat, wenn sich 
Krisensymptome häufen, militärische 
Niederlagen oder Systemkrisen drohen 
und benachteiligte Schichten existentiell 
gefährdet sind und durch Herabsetzung 
fremder Menschengruppen den auf ih­
nen lastenden Druck „nach unten" 
weitergeben. 

Fremdenhaß resultiert aus konkreten 
Problemen, legitimiert sich über abstrakte 
Ideale, artikuliert sich in symbolischer 
Gewalt und kollidiert mit zivilem Verhal­
ten. Die Rassenschranken überlagern 
Klassenschranken, verschleiern und re­
produzieren sie gleichzeitig. Zwar las­
sen sich Rassendiskriminierung und 
- haß in aller Regel auf soziale bzw. wirt­
schaftliche Ursachen, Krisen und Kon­
kurrenzverhältnisse zurückführen, aber 
nicht darauf reduzieren. Die Eindäm­
mung des Rassismus ist nicht möglich 
durch Ignoranz, sondern nurdurch Schaf­
fung einer größeren Akzeptanz gegen­
über Unterschieden zwischen „Rossen", 
Völkern und Kulturen. 

Ausländerinnen müssen mehr Rechte 
bekommen, ,,eingebürgert" werden und 

Damit die SPD•Llnke 
die Orientierung behllt 
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mitbestimmen können. Maßnahmen der 
rechtlichen Absicherung, sozialen 
Gleichstellung und politischen Partizi­
pation würden eine wirkliche Integrati­
on, die nicht mit Assimilation verwech­
selt werden darf, ermöglichen 17. 

Integrationsangebote, wie etwa Beiräte 
oder das Kommunalwahlrecht für Aus­
länder18, sind notwendig, aber nur 
Zwischenschritte und kaum hinreichend, 
um rassistischen Ideologien den Nähr­
boden zu entziehen. ,,Selbst wo das 
Denken bis hin zu einem Wahlrecht in 
den Kommunen und zu einem Nieder­
lassungsrechtvorgedrungen ist, handelt 
es sich immer nur um graduelle Repara­
turen am Ausländer-Sein, ohne daß die­
ses jemals überschritten würde." 19 

Ansatzpunkte einer 
Gegenstrategie: 
rivilgesellschaft, 
gesamtdeutscher 
Sozialstaat, moderne 
V"iehrölkerrepublik 
Die von einer demokratischen Basis­
bewegung herbeigeführle "Wende" in 
der DDR hat durch Freisetzung im Schoße 
des Stasi-Sozialismus herangereifter, 

Zum Schlüsselbegriff der Stoots- und Politik­
theorie Gramscis vgl. {vom Verfasser) das 
Stichwort „Hegemonie", in: Hans Jörg Sand­
kühler (Hrsg.), Europäische Enzyklopädie zu 
Philosophie und Wissenschaften, Bd. 2, 
Hamburg 1990, S. 531 ff.; neuerdings: Sabi­
ne Kebir!. Antonio Gromscis Zivilgesellschaft. 
Alltag - Okonomie - Kultur - Politik, Homburg 
1991, S. 74K. 

2 Vgl. Morieluise Christadler, Die „Nouvelle 
Droiteu in Frankreich, in: lring Fetscher (Hrsg.}, 
Neokonservative und „Neue Rechte". Der 
Angriff gegen Soziolstool und liberale Demo­
kratie in den Vereinigten Staaten, Westeuropa 
und der Bundesrepublik, München 1983, S. 
170 

3 Zu diesem Konzept vgl. auch Siegfried und 
MargretJäger, Entstehungsbedingungen und 
Kernideologeme rechtsextremer Bewegungen 
heute, in: Doris Kollmann u.o. (Hrsg.J, 
Neofaschismus-lk]ein langfristiges Problem?, 
Theoretische Grundlagen und Anregungen 
für die pädagogische Praxis, Bielefeld 1990, 
S. 42ff., wo allerdings nur Rassismus und 
Sexismus behondeltwerden. Reinhord Kühnl, 
Der {Wieder)Aufslieg neofaschistischer Par­
teien; ebd., S. 60, bezeichnet den 
Sozialdarwinismus als „Schlüsselideologem 
jeder rechtsgerichteten Ideologie". 

4 Siehe Peter Glotz, Der Irrweg des Notiono~ 

aber mit Polizeigewalt niedergehaltener 
Krähe der extremen Rechlen porado­
xerweise genauso zur Stärkung einer 
reaktionären Grundströmung beigetra­
gen wie die „ Wende" in der alten Bun­
desrepublik im Herbst 1982. Hier 
wie dort war der Aufschwung 
lneu)rechter Ideologien, Parleien und 
Organisationen - z.B. der REPUBLIKA­
NER · das Ergebnis einer doppelten 
Hegemoniekrise: Eike Hennig spricht 
bezüglich der BRD in diesem Zusam­
menhang von einer „Parallelität der 
Delegitimierung von Regierung und 
Opposition" und verweist auf die sin­
kende Wahlbe1eiligung im Vorfeld der 
gor nicht überraschenden REP-Erfolge20. 

Sowohl der herrschende Block und sei­
ne liberal-konservative Regierungs­
koalition als auch eine - insbesondere 
für Jugendliche . nicht mehr attraktive 
Opposition, die weder im Bundestag 
noch außerparlamentarisch eine wirkli­
che Alternative zur bürgerlichen 
Mehrheitsformation darslellie, hatten an 
Glaubwürdigkeit verloren. In der DDR 
führte die Massenffucht über Ungarn 
und die Prager Botschaft zum 
Offenbarungseid einer Staats- und 
Panleiführung, die schon lange nicht 
mehr hegemoniefähig war und sich nur 
durch Repressalien und Privilegien be-

stoots. Europäische Reden an ein deutsches 
Publikum, Stuttgart 1990 

5 EricHobsbowm, Der neue Nationalismus, in: 
Sozialismus 11/1990, S. 61 

6 Vgl. hierzu: Chri~toph Butterwegge, Gesel~ 
schaftliche Ursachen, Erscheinungsformen 
und Entwicklungstendenzen des Rechtsradi­
kalismus, in: ders./Horsl lsolo (Hrsg.J, 
Rechtsextremismus im vereinten Deutschland. 
Randerscheinung oder Gefahr für die Demo­
kratie?, Mit einem Vorwort von Eckart Spoo, 
Bremen 1990, S. 14ff. 

7 Vgl. dazu und zum folgenden: Astrid 
Grenkowitz u.a., Die Zwanghaftigkeit von 
Zeitstrukturen im Alltag, in der Zwangsneurose 
und im Faschismus, in: Rainer Zoll [Hrsg.), 
Zerstörung und Wiederaneignung von Zeit, 
Frankfurt am Main 1988, S. 446f. 

8 Thomas Assheuer/Hons Sarkowicz, Rechts­
radikale in Deutschland. Die alte und die 
neue Rechte, München 1990, S. 182 

9 Vgl. Franz Urban Pappi, Die Republikaner im 
Parteiensystem der Bundesrepublik. Protest­
erscheinung oder politische Alternative?, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte 21 /1990, S. 
44 

l O Vgl. Harold Neubert, Antonio Gramsci und 
das Schicksal des ureolen Sozialismusu, in: 
BZG 1/1991, S. 10 

11 Vgl. hierzu: Peter Ködderitzsch/Leo A. Mü~ 
ler, Rechtsextremismus in der DDR, Göttingen 
1990, S. 29K. 

hauptete. Umgekehrt war die Bürger­
bewegung zwar in der Lage, den Sturz 
des SED-Regimes zu bewirken, aber 
nicht stark genug, um Mehrheiten für 
einen „eigenen", demokratisch-soziali­
stischen Staat zu mobilisieren. 

Um die Hegemonie zu erringen bzw. 
wiederzugewinnen, muß eine Gesell­
schaftsklasse nach Gramsci unter­
schiedliche Problemfelder so miteinan­
der verbinden, daß Bündnis- und ge­
meinsame Handlungsmöglichkeiten über 
traditionelle Klassengrenzen hinweg 
entstehen. Als Beispiel diente ihm die 
Frage des !italienischen) Südens, über 
die er kurz vor seiner Verhaftung im 
November 1 926 eine - leider nicht mehr 
vollendele · Abhandlung schrieb21 • 

Hier und heute gilt es, Gramscis 
Hegemonietheorie auf die Bedingun­
gen des vereinigten Deutschland anzu­
wenden, die soziale mit der nationalen, 
die demokratische mit der sozialen und 
die nationale mit der demokratischen 
Frage zu verknüpfen. 

Nach Eingliederung der DDR in die 
Bundesrepublik wird sich deren soziale 
und regionale Polarisierung, bedingt 
durch das zusätzliche Os~West-Gef& 
le, verstärken. Ein Grundwiderspruch 

12 Vgl. Konrad Schacht, Der Rechtsextremismus 
hat eine Zukunft, in: Die Neue Gesellschaft. 
Frankfurter Hefte 2/1991, S. 152 

13 Vgl. Arno Klönne, Die Neue Rechte ange­
sichts der deutschen Einheit, in: Christoph 
Butterwegge/Horst lsolo (Hrsg.), 
Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, 
o.o.O., S. 70f. 

14 Annita Kalpoka/Noro Räthzel, Die Schwie­
rigkeit, nicht rassistisch zu sein, in: Otger 
Autrato u.a. (Hrsg.), Theorien über Rassismus. 
Eine TübingerVeransloltungsreihe, Hamburg 
1989, S. B6 

15 Vgl. Hannsjoachim W. Koch, Der 
Sozialdarwinismus. Seine Genese und sein 
Einfluß auf das imperialistische Denken, 
München 1973, S. 91 und l 13ff. 

16 Etienne Balibor, Rassismus und Nationalis­
mus, in: ders./lmmanuel Wallerstein, Rosse­
Klasse - Nation. Ambivalente Identitäten, 
Hamburg und Berlin {Wesij 1990, S. 79 

17 vgl. lsabel Bosterra, ,,FremdenhaWals Urso­
che von Gewalt?, Staatliche (Des-Jlnformati­
on nährt Feindbilder, in: Peter-AlexisAlbrecht/ 
Otto Bockes !Hrsg.], Verdeckte Gewalt. Plä­
doyer für eine )nnere Abrüstung", Frankfurt 
am Main 1990, S. l 07 

18 Vgl. hierzu: Klaus Sieveking u.o. (Hrsg.]. Das 
Kommunalwahlrecht für Ausländer, Boden­
Boden 1989 

19 lutz Hoffmann, Die unvollendete Republik. 
Zwischen Einwanderungsland und deutschem 

der kapitalistischen, sozialstaatlich ver­
laßlen lndustriegesellschatt besieht dar­
in, ,,Armut im Wohlstand", d.h. eine 
extrem ungleiche Verteilung ökonomi­
scher Ressourcen, gesellschaftlicher Le­
benslagen und kultureller Entfaltungs­
möglichkeiten, zu produzieren22. Nur 
wenn die nationale mit der sozialen 
Frage in Verbindung gebracht wird, 
kann sich die Kluft zwischen „Ossis" 
und „Wessis" schließen, ohne daß neue 
Bruchstellen entstehen. Statt einer „Na­
tionalisierung der sozialen Frage", die 
Eike Hennig zufolge bis heule nach­
wirkt23, bedarf es dringend einer 
Sozialisierung der nationalen Frage, 
um das Problemfeld „ Wieder­
vereinigung" von links her zu besetzen. 
Dabei stellt sich auch die Frage, warum 
die Bundesregierung sofort Steuer­
erhöhungen für den Golfkrieg, aber 
nicht zur Beseitigung der sozialen Misere 
in den neuen Bundesländern für sinnvoll 
erklärle. 

Dreh- und Angelpunkt einer Strategie 
zur Eindämmung rechtsextremer 
Positionsgewinne ist die Beseitigung und 
Vermeidung von Massenelend im Zuge 
des Vereinigungsprozesses, wenngleich 
der Neofaschismus nicht schon dadurch 
wieder aus der Welt verschwindet, daß 
man Arbeitsplätze schallt und Wohnun-
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ist jedoch nicht nur aufgrund materieller 
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fähigkeit der Bürgerinnen nötiger denn 
je. KeineR darf unter die Räder kommen, 
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Vorbild für seine europäischen Nachbarn 
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Anders ausgedrückt und politisch zuge­
spitzt: Ein Gemeinwesen wie die Bun­
desrepublik Deutschland, das zwar 
gigantischeleistungsbilanzüberschüsse, 
aber keine bedarfsorientierte Grund­
sicherung seiner Mitglieder hat, ist we­
der ein Sozialstaat noch eine Demokratie 
im eigentlichen Wortsinn. Wer demo­
kratische Partizipation nicht künsrlich 
begrenzen, auf eine wohlhabende 
Majorität beschränken will, muß sich für 
ein Bürgergehalt, ein garantiertes 
Mindesteinkommen bzw. eine Grund­
sicherung einsetzen, wodurch sich 
gleichzeitig die Risiken der mciteriellen 
Konkurrenz und die politischen Erfolgs­
chancen des Rechtsextremismus verrin­
gern würden26. 

Mehr direkte Demokratie 
wagen? • Zum Verhältnis 
von Repräsentation und 
Partizipation in den 90er 
Jahren 
Das Problem der Demokratie ist eine 
Kardinalfrage der Gegenwart. Die Kri­
se des politischen Syslems beschränkt 
sich nicht auf Osteuropa, son.~n be-
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trifft auch Westeuropa, wo eine Diskus­
sion über das Verhältnis zwischen 
plebiszitärer und repräsentativer Demo­
kratie, über die Zukunft des Parlamen­
tarismus und Möglichkeiten seiner Er­
neuerung stattfindet27 . Klassische 
Staatsphilosophien feiern fröhliche 
Urständ - Montesquieus Gewaltentei­
lungslehre im Osten, Rousseaus Demo­
kratietheorie im Westen. 

Das wirksamste Mittel, um dem Rechts­
extremismus zu begegnen, ist die Demo­
kratie, begriffen nicht als formales 
Regelwerk für staatliche Institutionen und 
Verteidigung des politischen und gesel" 
schaftlichen Status quo, sondern als Ein­
lösung des Versprochenen (Grund­
gesetzouftragj und Verwirklichung des 
im Wortsinn seit langem Notwendigen 
(Volksherrschaft). Basisdemokratie fängt 
im Betrieb an und hört im Wahlakt nicht 
auf. Daher muß erneut über Mitbestim­
mung und Möglichkeiten der Selbstver­
waltung nachgedachtwerden, nicht nur 
hinsichtlich einer Wiederbelebung der 
Genossenschaftsbeweg ung28 . 

Das Staatsbewußtsein der Bürgerinnen 
hat sich seit Gründung der Bundesrepu­
blik erheblich gewandelt (Stichworte: 
,,Krise der Volksparteien", ,,Parteien­
verdrossenheit"). Einer Periode der 
unkritischen Identifikation (1949 bis 
1966/67) folgten Phasen der bloßen 
Akzeptanz (1968 bis 1974/75) und 
zunehmender Distanz29

. Im Übergang 
zum dritten Jahrtausend wird sich das 
Verhältnis von parlamentarischer 
Repräsentation und Bürgerpartizipation 
ändern. Elemente und Mechanismen 
direkter Demokratie haben heute eine 
größere Bedeutung als früher, weil der 
ökonomische Reproduktionsprozeß Be­
dürfnisse ~ach Mitentscheidung erzeugt, 
die im Uberbau befriedigt werden 
müssen30

. Einern neuen, durch den Ein­
satz moderner Informations- und 
Kommunikationstechnologien gekenn­
zeichneten Akkumulationstyp entspricht 
ein neuer Partizipationstyp: Wer auf­
grund seiner qualifizierten Ausbildung 
Computer bedient und Roboter steuert, 
will auch darüber mitbestimmen, was 
produziert und wie regiert wird. Die 
Bewältigung der wissenschaftlich-tech­
nischen Revolution erfordert tiefgreifen­
de Veränderungen im Bereich der poli­
tisch-parlamentarischen Repräsentation. 
Die Kritik vor allem vieler junger Men­
schen an der repräsentativen Demokra-
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tie richtet sich weder gegen Demokratie 
schlechthin noch gegen Parlamentaris­
mus und Pluralismus, wie konservative 
Staatstheoretiker argwöhnen 31 • Hierbei 
handelt es sich wohl um ein „interessiertes 
Mißverständnis", welches ganz bewußt 
ignoriert, daß der parlamentarisch-de­
mokratische Parteienstaat nicht zerstört 
und durch Basisdemokratie bzw. Anar­
chie ersetzt, vielmehr sinnvoll ergänzt, 
funktionsfähiger und krisensicherer ge­
macht werden soll. Kein ernstzuneh­
mender Kritiker versteigt sich zu der 
Losung, die Bewegung sei alles, das 
Parlament nichts. 
Das Gebot der Stunde lautet: Mehr 
direkte und Wirtschaftsdemokratie wa­
gen! Die Demokratisierung aller Lebens­
bereiche - das ist für Siegfried Jäger die 
beste Antwort auf Positionsgewinne des 
Rechtsextremismus32 • Bei der deutschen 
Vereinigung wurde das Volk nicht ge­
fragt-typisch für die politische [Un-J Kul­
tur des Landes. Um so wesentlicher ist 
es, die Handlungs- und Entscheidungs­
autonomie der Subjekte (wiederJher­
zustellen. Das fängt im betrieblichen 
und Unternehmensbereich an und geht 
über die Gesamtwirtschaft, wo strenge 
Hierarchien und starre „Kommando­
strukturen", aber nur minimale Freiräume 
zur Gestaltung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen durch die Lohnabhängigen 
und ihre Gewerkschaften existieren (im­
mer noch unerfüllt: die Forderung nach 
Wirtschafts- und Sozialräten aus der 
Weimarer Reichsverfassung), sowie den 
Wohnbereich, kommunale und regio­
nale Entscheidungsträger bis zur zentral­
staatlichen und supranationalen Ebene, 
der immer mehr Kompetenzen übertra­
gen werden. 

Partizipation und Mitbestimmung müs­
sen auf allen Ebenen ausgebaut, 
plebiszitäre Elemente: Volksinitiative, -
begehren und -entscheid eingeführt 
werden, denn diese bieten -ebenso wie 
Runde Tische - Möglichkeiten, mehr 
Bürgerinnen Für Politik zu interessieren, 
so daß sie auch eine Waffe im Kampf 
gegen den Rechtsradikalismus/Neo­
faschismus sein können 33 • Eine „Zu­
schauerdemokratie", wie Rudolf Was­
sermann die Bundesrepublik Deutsch­
land nennt34, darf sich nicht wundern, 
wenn das Publikum rechtsradikalen De­
magogen nachläuft. 

Die demokratische mit der nationalen 
Frage zu verknüpfen heißt, im Sinne der 
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DIE ZURÜCKDRÄNGUNG 
DES RECHTS­
EXTREMISMUS 
VERlANGT KEINE 
HELDEN, DIE SICH 
SEINEN BEWAFFNETEN 
BANDEN ENTGEGEN­
WERFEN, ABER 
SELBSTBEWUSSTE 
BÜRGERINNEN. 

Väter (und wenigen Mülterj des Grund­
gesetzes darauf hinzuwirken, daß das 
vereinte Deutschland eine - nicht mehr 
nur provisorische-Verfassung bekommt, 
die per Volksabstimmung in Kraft ge­
setztwird. Das Grundgesetz könnte die 
Basis abgeben, müßte aber insoweit 
fortgeschrieben werden, als. im Zuge 
des Kalten Krieges eingeführte- restriktive 
Passagen, wie etwa die allgemeine 
Wehrpflicht oder die Notstands­
paragraphen, mit dem Ende des Kalten 
Krieges obsolet geworden sind. Die 
Verfassung sollte mehr plebiszitäre Ele­
mente enthalten, durch die das 
Mitbestimmungs- bzw. Entscheidungs­
recht der Staatsbürgerinnen gestärkt 
würde, und sich am Verfassungsentwurf 
des Runden Tisches orientieren, dem ein 
ganz neues Verfassungsverständnis zu­
grunde liegt, das Ulrich K. Preuß als 
,,moralisch reflexiven Konstitutionalis­
mus" bezeichnet35• Die Verfassungs­
debatte ist ein Prüfstein, ob das deutsche 
Volk außer im Wahlritual überhaupt 
noch als Souverän akzeptiert wird. 

Von der revolutionären Parole „Wir sind 
das Volk!" über die populäre Losung 
,,Wir sind ein Volk!" bis zu der reaktio­
nären Überzeugung „Wir sind ein be­
sonders tüchtiges, begnadetes und den 
anderen überlegenes Volk" war es nur 

ein Schritt. Im vereinten Deutschland 
geht es auch darum, ob sich die demo­
kratische oder eine chauvinistische Les­
art des Begriffs „Volk" im Massen­
bewußtsein durchsetzt. 

Was tun gegen den 
Rechtsextremismus im 
vereinten Deutschland? 

Der gesamtdeutsche Rechtsextremismus 
ist mehr als die Summe seiner Teile, die 
ideologische Breiten- und Tiefenwirkung, 
mit der er die in zwei ungleiche Hälften 
zerfallende Nation durchdringt, nicht 
zu unterschätzen. Gegenstrategien sind 
- wenn überhaupt - nur embryonal ent­
wickelt. Der traditionelle Antifaschismus 
greift nicht mehr, und noch ist kein Ersatz 
an seine Stelle getreten. 

Je präziser das Wesen des Rechts­
extremismus analysiert und je differen­
zierter seine Wirkung beurteilt wird, um 
so komplizierter erscheint die Strategie, 
mit der ihm Einhalt geboten werden 
kann. Da der Rechtsextremismus einen 
,,harten Kern", aber auch weiche Stel­
len und fließende Übergänge zum 
Nationalkonservatismus hat, bedarf es 
einer „schiefen Schlachtordnung", für 
die vor allem zwei Unterscheidungen 
wichtig sind: zwischen Parteien, Orga­
nisationen, Gruppen und Gesinnungen 
einerseits sowie zwischen dem moder­
nen, ,,intellektualisierten" Rechtsextr~ 
mismus und dem Neofaschismus bzw. 
• nazismus andererseits36. Die Haupt­
aufgabe besteht darin, den [noch) klei­
nen Kreis der Fanatiker zu isolieren, 
ohne ihm neue Sympathisanten in die 
Arme zu treiben. 

Parteien wie die REPUBLIKANER kom­
men und gehen, rechtsradikale 
Orientierungsmuster und -milieus37, als 
deren Organisations- und Werbe­
agenturen sie Fungieren, bleiben jedoch 
bestehen. Deshalb kann man sich im 
Kampf gegen den Rechtsextremismus 
nicht auf solche Gruppierungen konzen­
trieren, darf ihre Bedeutung für die Ver­
stärkung rechtsextremer Einstellungen 
aber auch nicht ignorieren. 

Was ich vorschlage, kann man als 
mehrdimensionale Doppelstrategie be­
zeichnen. Der Rechtsextremismus sollte 
administrativ und argumentativ, auf der 

NEUE RECHTE 

Verstandes- und Gefühlsebene, politisch 
und ideologisch, mit parlamentarischen 
und außerparlamentarischen Mitteln, 
zentral und lokal, im Subjek~ und im 
Objektbereich bekämpft werden. 

Rechtsextremistische Strömungen inner­
halb der Gesellschaft kann man nicht 
gewaltsam unterdrücken, fundamentale 
Gegensätze nicht überbrücken. Die 
Auflösung neofaschistischer Organisa­
tionen ist kein Patentrezept, sondern nur 
in Einzel-und Ausnahmefällen (FAP, NFJ 
richtig, zumal sie die Gefahr eines 
Märtyrerbonus beinhaltet. Stalt auf den 
Staat zu hoffen und von ihm zu erwar­
ten, daß die Parteien der äußersten 
Rechten verboten werden, muß man 
selbst etwas tun und denen mehr bieten, 
die sich von solchen Organisationen 
angesprochen fühlen. Möglichkeiten gibt 
es genug; Die Palette reicht von 
Informations- und Diskussionsveranstal­
tungen über Stadtteilfeste bis zu experi­
mentellen Formen der Jugend- und 
Sozialarbeit38-Die Auseinandersetzung 
mit dem Rechtsextremismus hat vorran­
gig durch Einzelpersonen und Organi­
sationen der „zivilen Gesellschaft" 
(Gramscij, nicht durch staattiche Institu­
tionen, und sie hat möglichst diskursiv zu 
erfolgen. 

Aufklärung der Bevölkerung, insbeson­
dere der Jugend, über Völkermorde, 
Massaker und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, die im deutschen Na­
men begangen wurden, ist weder über­
flüssig noch ausreichend. Für junge 
Menschen stellt der Holocaust keinen 
historischen Bruch mehr dar-wie für die 
Zeitgenossen. Sie identifizieren die Neue 
Rechte aus verständlichen Gründen nicht 
mit dem NS-Regime. Nie war es so 
notwendig, sich (erneut) mit dem Natio­
nalsozialismus und dem sog. Dritten 
Reich zu beschäftigen, wie zu einer Zeit, 
wo Erich Honecker und Saddam Hussein 
leichriertig mit Adolf Hitler gleichgesetzt 
werden und die Totalitorismustheorie 
durch das Fiasko des autoritär-büro­
kratischen Realsozialismus neue Nah­
rung erhält. 

Aktionsformen sollten sich deutlich von 
jenen der Neonazis unterscheiden und 
gewaltfrei sein, denn Gewaltanwendung 
erzeugt Angst und diese wiederum ein 
politisches Klima, das (neben Arbeitslo­
sigkeit und Armut) den Rechtsradikalis­
mus fördert. Desintegration (,,Nazis 

raus!"), Repression (,,Schlagtdie Faschi­
sten, wo ihr sie trefft!") und die Projekt­
ion der Vergangenheit in die Zukunft 
(,,Lieber raus auf die Straße als heim ins 
Reich") sind ungeeignet, die positive 
Vision einer Welt ohne Waffen und 
Naturzerstörung, der Völkerverständi­
gung und internationalen Solidarität, 
der Meinungspluralität und ethnischen 
Heterogenität einer „modernen Viel­
völkerrepublik" [Claus Leggewiej zu 
verbreiten. 

Mehr Zivilcourage ist eine Grundvor­
aussetzung für die „Zivilgesellschaft" 
der Zukunft_ Die Zurückdrängung des 
Rechtsextremismus verlangt keine Hel­
den, die sich seinen bewaffneten Ban­
den entgegenwerfen, aber selbstbe­
wußte Bürgerinnen, die praktische 
Solidarität üben, wo Gewalt, Unrecht 
und Ausbeutung andere Menschen 
erniedrigt. Es muß ein Meinungsklima 
entstehen, in dem nicht Stammtischbrüder 
den Ton angeben, sondern rassistische 
und sexistische Übergriffe sofort Gegen­
kräfte auf den Plan rufen39• 

Einerseits müssen Sympathiebekundun­
gen und Solidaritätsaktionen (wie etwa 
S.O.S. Rassismus: ,,Mach meinen Kum­
pel nicht an!"] zugunsten diskriminierter 
Ausländerinnen erfolge,r,f?;_,: Onderer­
seits ihre deutschen MifhMinen von 
Konkurrenzängsten belreit'u/idbefähigt 
werden, sich selbst zu verwirklichen, 
ohne Immigranten bzw. i~re Nachkom­
men auszugrenzen. ,,Eine Uberwindung 
der jetzigen Situation ist nur möglich, 
wenn ein Wandel im Wir-Bewußtsein 
der BRD eintritt. Dieser wird nicht durch 
Veränderungen bei den Eingewander­
ten, sondern bei den Deutschen er­
reicht."'11 Zielgruppen sind sowohl die 
Opfer des Rassismus und Ethnozentris­
mus als auch die potentiellen Täter. Der 
Weg in eine „multi-" bzw. ,,interkultu­
relle", d.h. nichtrossistische Gesellschaft 
ist nur gemeinsam zu beschreiten42

. 
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Weiterentwicklung austromarxisti· 
scher Vorstellungen in der Gegen­
wart, befaßt sich in dieser Broschü­
re aus der Sicht des unorthodoxen 
Marxismus mit jenen Fragen, die 
in der Gesellschaft von heute 
große ideologische Auseinander­
setzungen auslösen: Die atomare 
Bedrohung und der Hunger in der 
Welt sowie das Verhältnis von 
Ökonomie und Ökologie unter 
spätkapitalistischen Produktionsver­
hältnissen. Damit verbunden ist 
auch eine leicht verständliche 
Einführung in marxistische Denk­
weisen. 
Für die Schulungsarbeit erprobt 
und bestens geeignet! 

FRAUENBILDER: 
Die weibliche Wirklichkeit 
ist anders 

(Hrsg. von den Jungsozialistlnnen 
Berlin), 80 Seiten mit Fotos, 
Ergebnisse des Fotowettbewerbs 
der Berliner JUSOS, 
Ladenpreis 19,80 DM, 
für Abonnentinnen 15,- DM 

KAPITAUSTISCHE 
KRISE UND STRATEGIEN 
DER EUROUNKEN 

Fragen einer sozialistischen 
Politik in Westeuropa, hrsg. 
von Detlev Albers, Josef Cop, 
Jean-Pierre Chevenement und 
Pietro lngroo, mit Beiträgen von 
Autorinnen aus der gesamten 
westeuropäischen Linken, 
160 S., Ladenpreis 21,50 DM, 
für Abonnenttnnen 12,- DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten 
in der SPD 

2. überarbeitete Ausgabe 1981, 
hrsg. vom Vorstand der 
JUSOS Ostwestfalen-Lippe, 
Ladenpreis 8„ DM, 
für Abonnenttnnen 5,- DM. 
Die Herforder Thesen waren 
Anfang der achtziger Jahre die 
grundlegende Positionsbestim· 
mung marxistischer Kräfte inner­
halb der Sozialdemokratie, die 
dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie 
der internationalen Sozozialdemo­
kratie anknüpften. 

UNKE 
SOZIALDEMOKRATEN & 
BUNDESREPUBUKANISCHE 
UNKE. 
Diskussion am Beispiel der 
Herforder Thesen 

Hrsg. von Detlev Albers u.a., 
mit Beiträgen von 
Wolfgang Abendroth, 
Rudolf Bahro, Joachim Bischoff 
u.a., Ladenpreis 10,80 DM, 
für Abonnenttnnen 8,- DM. 
" ... alle diese kritischen Bemerkun­
gen mindern in meinen Eugen das 
außerordentliche Verdienst der 
Herlorder Thesen nicht - und ich 
sage das ausdrücklich, obwohl ich 
in einer Reihe von ganz entschei­
denden Punkten inhaltlich nicht mit 
ihnen übereinstimme-, weil nach 
langer, langer Zeit ... der Versuch 
gemacht wurde, ein umfassendes 
Konzept sozialistischer Politik auf 
marxistischer Grundlage für 
Sozialisten in der SPD zu entwick­
eln." (Peter von Oertzen) 

SOZIAUSMUS DER 
ZUKUNFT. 
Grundlagen für das neue 
Programm der SPD 

Hrsg. v. D. Albers, F. Heidenreich, 
H. Lienker u. Kurt Neumann, 
mit Beiträgen von Dieter Dehm, 

WEITERHIN 

LIEFERBAR 

AUS 

UNSEREM 

Jürgen Egert, Katrin Fuchs u.a., 
185 S., Ladenpreis 17,50 DM, 
für Abonnentinnen 15,- DM. 
Wissenschaftlerinnen und Politike­
rinnen, Ökonomen und Politolo­
gen, Abgeordnete aus Bundestog 
und Europäischem Parlament, 
skizzieren Ziele und Wege sozial­
demokratischer Politik auf lange 
Frist. Grundelemente der SPD­
Programmatik, die auf der Hphe. 
der Probleme der Zeit steht ui@'.die 
antikapitalistische Perspekti\'e'·l1icht 
preisgibt. 

PROJEKT 
MODERNER SOZIAUSMUS. 
53 Thesen 

Hrsg. von Susi Möbbeck, 
Fiete Saß und Birgit Zoerner, 
Ladenpreis 8,- DM, 
für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD 
haben Bausteine Für eine Analyse 
unserer Zeit und eine moderne 
sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt: Welt im Umbruch; 
Ökonomische Regulierung; 
Veränderung von Arbeits- und 
Lebensweise; Entwicklung des 
politischen Systems; Reform und 
Revolution heute; Bündnis von 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur; 
Perspektiven des modernen 
Sozialismus. 
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